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RICHTIGSTELLUNG zum Artikel „Unkraut vergeht nicht!”






Das Projekt Quickborn/Lübars wurde im Zusammenhang mit dem
städtebaulichen Wettbewerb Lübars unter intensiver Mitbeteiligung
des Siedlervereins Quickborn von folgender Gruppe bearbeitet:
Jasper Halfmann, Heidi Korbmann, Waltraud Kremser, Wolfgang
Strauß, Annegret Wilke, Clod Zillich (Heft 12/75, S. 5).
Unter ‚Realisierung‘ der Lübbener Straßenaktion (S. 10)
fehlt Heidi Korbmann in der Aufzählung der beteiliaten Personen
ARCHT*
EBzu
herausgegeben von: Klaus Brake (Oldenburg), Wolfgang Ehrlinger (Stuttgart), Adalbert Evers (Aachen), Helga Faß-
binder (Eindhoven / NL), Christoph Feldtkeller (Stuttgart), Marc Fester, Sabine Kraft, Nikolaus Kuhnert (Aachen)
Jörg Pampe (Stuttgart). Renate Petzinaer (Berlin)
presserechtlich verantwortlich für Heft 29: Marc Fester
cover für Heft 28 und 29: Dieter Masuhr
Anschrift der Redaktion und des Verlages: VSA verlag und vertrieb (ARCH+), 1 Berlin 36, Erkelenzdamm 7,
Postfach 307, Telefon 030/614 60 10, Postscheckkonto: Berlin West 3450 37—106, Bankkonto: Bank für Handel
und Industrie (Dresdner Bank), Nr. 1 240 390 Satz: Composersatz Marschall, Berlin
ARCH+ erscheint viermal im Jahr. Einzelhefte: 8.50 DM (incl. Porto), Jahresabonnement: 30,— DM (incl. Porto)
Die Autoren des Heftes und die Redaktion ARCH+ behalten sich alle Rechte, einschließlich der Übersetzung und
der fotomechanischen Wiedergabe vor. Auszugsweiser Nachdruck ist mit Quellenangabe gestattet. Mit vollem
Namen gekennzeichnete Beiträge stellen nicht unbedingt die Meinung der Redaktion dar. Für unverlangt eingesandte
Manuskripte wird keine Gewähr übernommen
Beilagenhinweis: VSA — Prospekt





SCHWERPUNKT: STADTERNEUERUNG — STADTERHALTUNG
STADTERNEUERUNG OHNE VERDRÄNGUNG- EINVERSUCHDas Pilotprojekt Block 118 im Sanierungsgebiet Berlin Charlottenburg Klausener Platz. Bericht über den Versuch, bei der Altbauerneuerung die
Verdrängung der Bewohner zu vermeiden, . Hämer/Rosemann
„Erhaltende Stadterneuerung” ist in aller Munde. Beispiele einer „Sanierung’” ohne Verdrängung sind
jedoch nach wie vor selten. Eine der Ausnahmen ist der Block 118. Die Planung und noch die Details
der bautechnischen Maßnahmen sind von dem Ziel bestimmt, die Bewohner nicht zu vertreiben. Der
Initiative der Bewohner selbst, aber auch der — wie man heute bereits sagen muß: damaligen — ökono-
misch-politischen Situation ist es zu verdanken, daß es möglich war, einen Modellfall behutsamer Erneue-
rung zu verwirklichen. Noch vor dem Abschluß des ersten Bauabschnitts wird allerdings fraglich, ob
eine erneute Kehrtwendung der politischen Entscheidungsträger die Fortführung des Modells noch erlaubt.
13 “SANIERUNG” MACHT DIE MIETER PLEITE!
Die „Sanierung” des Stuttgarter Westens und ihre finanziellen Auswirkungen auf die verdrängten Mieter. Ehrlinger/Kalb/Sauter
Bei ‚Sanierungen‘ wurden schon zehntausende von Mietern „‚umgesetzt’’, manche wurden dafür ent-
schädigt. Niemand überprüfte bisher, ob nicht viele Mieter trotz der Entschädigung draufzahlen mußten.
Um das zu prüfen, wurde von den Verfassern eine Bilanzierungsmethode entwickelt und am Beispiel des
Sanierungsgebiets Stuttgart 2 angewendet. Ergebnis: die Entschädigungen sind nicht nur unzureichend,
sondern auch höchst unterschiedlich — je nach Hartnäckigkeit der Mieter.
17 INSTITUTIONALISIERTE ANWALTSPLANUNG IN HOLLAND L. Ditzen
„‚Inspraak” bei der Stadterneuerung — das niederländische Beispiel. Referat, gehalten auf der Werkbundtagung am 22.1.74 in Berlin. Kurzfassung.
Stiftungen wie „LOS’’ und „Neue Wohnformen” sind Institutionen, die es sich zur Aufgabe gemacht
haben, die Bewohner bei Erneuerungs- und Neuplanungen zu beraten. Sie helfen so, die Kontinuität der
Arbeit der Initiativen vor Ort zu stärken und auch im Falle von Neuplanungen die künftigen Bewohner
bereits frühzeitig zu beteiligen und ein „‚Quartiersbewußtsein”” zu entwickeln. — Ein nachahmenswertes
Beispiel? Der Werkbund nimmt hierzu in einer Erklärung Stellung.
20 STADTTEILZENTREN STATT “INNENSTADTERNEUERUNG”’?
Stadtentwicklungsplanung in München: Ende der monozentrischen Stadtentwicklung? F. Zwoch
Die Entlastung der titvnahen Gebiete vom Umnutzungsdruck durch Ausbau von Stadtteilzentren und
damit die Vermeidung. von Cityerweiterungssanierungen und weiterer Entmischung ist das Programm
der „‚multizentrischen Alternative”. Die Untersuchung der Münchner Stadtentwicklung und -planung
zeigt: die Praxis sieht anders aus.
32 STADTERNEUERUNG ALS EXPORTARTIKEL J. Pieper
Stadt-Entwicklungshilfe für Bhaktapur. Bericht über ein Sanierungs- und Stadtentwicklungsprojekt zur Vermarktung eiher nepalesischen Stadt.
39 MOBILHEIM-INDUSTRIE: MODELL INDUSTRIALISIERTER PRODUKTION ODER RATIONALISIERTEN BETRUGS?
Fortsetzung des Beitrags in Heft 28 Ehrlinger/Ettinger/Merz
DISKUSSION ZU HALFMANN/ZILLICH ”UNKRAUT VERGEHT NICHT ”
47 H. Harms: KRITIK DER AUSSTELLUNG “HEIMAT KAPUTT” —- Halfmann/Zillich: ANTWORT AN HARMS
Der Beitrag von Halfmann/Zillich hat z.T. empörte Kritik ausgelöst. Auch der Beitrag „Bürger planen selbst”
in diesem Heft geht u.a. auch auf Halfmann/Zillich ein.
INITIATIVEN UND DOKUMENTE
49 BÜRGER PLANEN SELBST! Planerkollektiv Epp, Findling, Göschel, Wilke
Bürgerbeitrag zum „‚Städtebaulichen Ideenwettbewerb Lübars’’. — Bericht über den Planungsablauf — Entwicklung einer Methode, die es Bürgern
erlaubt. kollektiv selbst zu planen.
Im Norden Berlins bei Lübars sollen aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise 1929 stammende Siedterkolonien
(„„Lauben’‘) abgerissen werden, um einer Erweiterung des Märkischen Viertels Platz zu machen. Die „Grüne
Hand”, eine Bürgerinitiative im MV, und die Siedler wehren sich gegen diese durch einen „‚Ideenwettbewerb”
garnierte Planung. Die Autoren entwickeln eine Methode, die es den Siediern und MVern erlaubt, mit einem
eigenen Beitrag am „‚Wettbewerb” teilzunehmen, eine kollektive Bestandsaufnahme zu machen und
Standorte gemeinsam festzulegen.
60 ANGESTELLTE IN ARCHITEKTUR- UND INGENIEURBÜROS FORDERN TARIFVERTRÄGE! —
J. Jöns: REDE AUF DER VERANSTALTUNG DER IGBSE — ZUR SITUATION IN DEN KLEINEN BÜROS
Nach dem Abschluß eines Tarifvertrages mit der VfA zielen die Bemühungen der Berliner IGBSE auf
entsprechende Verträge mit den anderen größeren Verbänden, um der Lohndrückerei angesichts
einem Heer arbeitsloser Architekten ein Ende zu machen.
64 BIBLIOGRAPHIE ZUR MODERNISIERUNG Fortsetzung aus Heft 28 Institut für Bauökonomie Stuttgart
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Sanierungsgebiet Charlottenburg — Klausener Platz mit dem Block 118
Planung Block 118
Die Planung sieht einen Abriß von etwa 12% der vorhandenen Nutzfläche zur
Beseitigung baufälliger Gebäudeteile und zur Verbesserung der Belichtungs
verhältnisse vor. Die GFZ wird damit auf 2.4 reduziert. Im übrigen sol len die
Gebäude und Wohnungen durchgreifend erneuert werden, wobei die Bewohne
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STITADTERNEUERUNG OHNE
Das Pilotprojekt Block 118 im Sanierungsgebiet Berlin Charlottenburg Klausener Platz. Bericht über den Versuch,
Der Block 118 ist ein innerstädtischer liche Unterschiede zwischen den Vorder- der Innenblockbebauung wurde durch
Wohnblock im westberliner Sanierungsge- häusern und der Bebauung im Blockinne- Kriegseinwirkung zerstört). Die vorhan-
biet Charlottenburg — Klausener Platz. Er ren. Während die Vorderhauswohnungen denen Flächen sind jedoch für die Bewoh-
umfaßt eine Geschoßfläche von ca. 25 000 zu einem großen Teil mit Bad und WC ner kaum zugänglich, geeignete Spiel-
qm und enthält (vor der Erneuerung) ausgestattet sind, haben die Wohnungen plätze u. ä. fehlen, PKW’s werden am
415 Wohneinheiten. Die zumeist 5-geschos- in den Seitenflügeln und Quergebäuden Straßenrand geparkt, nur auf zwei Grund-
sige Bebauung mit einer GFZ von 2,4 in der Regel WC’s nur auf dem Treppen- stücken gibt es einige wenige Garagen
stammt im wesentlichen aus der Zeit von podest. Die vorhandenen sanitären An- und Stellplätze.
1886 bis 1909. Seit Mitte 1975 wird der 'agen sind überaltert, ebenso die Elektro- Die Bewohner gehören — wie in Sa-
Block als vorgezogene Maßnahme für die Installationen. Etwa 15% der Wohnungen nierungsgebieten üblich — überwiegend
Sanierung des Gebietes Klausener Platz haben keine Balkone; Aufzüge sind nicht zu den Beziehern niedrigster Einkommen.
als Westberliner Beitrag zum europäischen vorhanden. Nach einer Stichprobenerhebung, die 1973
Jahr des Denkmalschutzes erneuert. Als gravierendste Mißstände treten aber im Rahmen der vorbereitenden Untersu-
Für die Aufnahme in das Programm des die Bauschäden in Erscheinung, die durch chungen im benachbarten Block 117
Denkmalschutzes war vor allem ,, . . . die jahrzehntelange Vernachlässigung not- durchgeführt wurde, betrug das monat-
besondere Lage südlich des Schlosses (Char- wendiger Instandhaltungsmaßnahmen ent- liche Pro-Kopf-Einkammen zu dieser Zeit
lottenburg) maßgebend, wo sich, im Bereich standen sind. Häufige Rohrbrüche der bei Mehr-Personen-Haushalten durch-
der Schloßstraße und der Christstraße, um überalterten Be- und Entwässerungsan- schnittlich etwa 300,— bis 400,— DM;
einzelne denkmalgeschützte Bauten ein lagen, undicht gewordene Fassaden und bei Ein-Personen-Haushalten, die etwa
schutzwürdiger Baubereich erstreckt.” 1) Dacheindeckungen führten zu erheblichen 57% der Haushalte ausmachen (Kleinst-
Die Vorderhäuser dieser zum Teil ehe- Folgeschäden: Hinter stockigen Tapeten Wohnungen in den Hinterhäusern und
mals bürgerlichen Wohngegend haben ins- und knarrenden Dielen verbergen sich Seitenflügeln), lag der Durchschnitt bei
besondere entlang der Schloßstraße einige Schäden im Verputz und in der tragen- etwa 600,— DM. Dabei hatten etwa 18%
anspruchsvollere Stuckfassaden. Die Sei- den Konstruktion (Holzbalkendecken). dieser Haushalte ein Einkommen von
tenflügel und Quergebäude im Blockinne- Die Bebauungsdichte in diesem Block weniger als 350,— DM. Ein erheblicher
ren sind dagegen wesentlich schlichter ge- ist zwar im Vergleich zu den Neubauwoh- Anteil der Bewohner ist Rentner; die Zahl
baut und enthalten zumeist Kleinstwoh- nungen hoch, enthält aber — verglichen der über 65-jährigen beträgt ca. 30%. Den-
nungen (1 bis 2 Zimmer mit Küche). mit anderen Mietskasernenblöcken insbe- noch ist hier keine drastische Überalterung
Die Wohnungen im Block 118 sind sondere in den traditionellen Arbeiter- festzustellen wie in einigen anderen Sanie-
fast ausschließlich ofenbeheizt. Ansonsten quartieren — immer noch relativ große rungsgebieten. Auch die Zahl der ausländi -
zeigen sich auch in der Ausstattung erheb- Freiflächen im Blockinneren (ein Teil schen Arbeiter (14%) ist im Vergleich zu
Hämer/Rosemann
Mangelnde Instandhaltung
Der zerstörte Fassadenputz läßt die Feuchtigkeit ungehindert eindringen und führt da
mit zu weitreichenden Folgeschäden im Gebäudeinnern (verfaulte Deckenbalken etc.)
Verlassene Läden in der Seelingstraße
Die langwierige Sanierungsvorbereitung, die zunächst von einer Totalentmietung ausging,
und die daraus resultierende Abwanderung bzw. Verdrängung eines Teils der Bewohner





bei der Altbauerneuerung die Verdrängung der Bewohner zu vermeiden.
anderen Sanierungsgebieten Westberlins kein ökonomischer Druck in Richtung auf
relativ gering. eine funktionale Umnutzung, da in West-
Der Mietpreis beträgt zur Zeit im Berlin z.Z. kaum eine entsprechende
Durchschnitt 2,10 DM je qm Wohnfläche, Nachfrage besteht und da die Entfernung
wobei in den Hinterhäusern zum Teil we- zur Einbeziehung in den engeren City-
sentlich niedrigere Mieten zu zahlen sind Bereich zu groß ist.
(zum Vergleich: Richtsatzmiete Sozialer Diese Umstände haben dazu geführt,
Wohnungsbau 1975 = 4,50 DM/am Wohn- daß einerseits das Gebiet sehr früh (1963)
fläche). Die von den Ein-Personen-Haus- als Sanierungsgebiet ausgewiesen wurde,
halten aufzubringende Miete liegt damit andererseits 10 Jahre später, als mit der
in der Regel weit unter 100,— DM. Sanierung begonnen werden sollte, eine
Trotz der dargestellten Mängel weist relativ große Bereitschaft dazu bestand,
der Block 118 wie auch das gesamte Sa- die Altbausubstanz bzw. zumindest die
nierungsgebiet Klausener Platz sowohl in Vorderhäuser zu erhalten und zu moderni-
sozialer als auch in baulicher Hinsicht we- sieren. „Revitalisierung‘” hieß jetzt das
niger Degradationserscheinungen auf als übergeordnete Sanierungsziel, wobei zu-
die Sanierungsgebiete in traditionellen nächst in erster Linie an die Erhaltung des
Arbeitervierteln (Kreuzberg, Wedding 2tc.), historischen Stadtbildes, aber auch an die
in denen sich nicht zuletzt infolge der Steigerung der Wohnattraktivität und da-
jahrzehntelangen Sanierungsvorbereitung mit an eine bessere Verwertung der Sub-
regelrechte Slums ausgebildet haben und stanz gedacht wurde.
in denen der bauliche Verfallsprozeß we- Dem Repräsentativ-Charakter des Sanie-
sentlich weiter vorangeschritten ist. rungsgebietes ist es zu verdanken, daß die
Die Nähe von Erholungsflächen, die Sanierungsvorbereitung, insbesondere die
verkehrsgünstige Lage und die vergleichs- vorbereitende Planung mit einem wesent-
weise ansehnliche Bausubstanz (geschützter lich höheren Aufwand an Zeit und Mitteln
Baubereich!) sind vielmehr Vorzüge, die durchgeführt wurde, als dies in anderen
das Gebiet für eine Wohnnutzung auch Sanierungsgebieten üblich war. 1968 wur-
des „gehobenen Bedarfes’’ prädestinieren de zunächst ein Neuordnungsprogramm
und die eine Slumbildung bisher verhin- aufgestellt, daß sich im wesentlichen an
dern. Andererseits besteht in dem Gebiet den vorhandenen gestalterischen, techni-
schen und wirtschaftlichen Normvorstel-
lungen der damaligen Sanierungspraxis
orientierte. Darüberhinaus wurde jedoch
ein 18-monatiges Wettbewerbsverfahren
eingeleitet, daß u.a. die Erarbeitung von
umfangreichen Planungsgrundlagen für
die Bereiche „‚Stadtbild’, „‚Modernisie-
rung”, „Soziale Belange’ und „Struktur-
daten” einschloß.
Einige der Bearbeiter kamen dabei zu
der Erkenntnis, daß die erwähnten Ziele
der Sanierung nicht notwendigerweise eine
Verbesserung der Lage der ansässigen Be-
völkerung einschließen, und daß ‚, . . . die
Planung — sowohl Bauplanung als auch
Sozialplanung — zum gegenwärtigen Zeit-
punkt vor der Alternative steht, entweder
sich an einer zukünftigen mittelständischen
Bevölkerung zu orientieren oder die Lage
der ansässigen Bevölkerung innerhalb des
Quartiers zu verbessern, und den durch
den Verfall der Wohnungen eingeleiteten
Evakuierungsprozeß zu verhindern”. 2)
Eine Untersuchung der Situation und
der Bedürfnisse der im Gebiet wohnenden
Bevölkerung brachte zudem das Ergebnis,
daß im Sanierungsgebiet leistungsfähige
soziale Beziehungen und eine stabile Be-
völkerungsstruktur vorhanden sind und
daß die Mehrheit der Mieter (84 %) trotz
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der vorhandenen Mängel im Gebiet wohnen
bleiben wollen, wobei sie wegen ihres mehr-
heitlich niedrigen Einkommens auf billi-
gen Wohnraum angewiesen sind.
Als Konsequenz dieser Untersuchungs-
ergebnisse wurde die Forderung aufge-
stellt, im Gegensatz zur bisherigen Sanie-
rungspraxis eine Verdrängung der im Ge-
biet lebenden Bevölkerung zu vermeiden
und die Sanierungsdurchführung auf die
Schonung der positiven sozialen Beziehun-
gen abzustellen.. Als Voraussetzung dazu
wurde angesehen, daß die vorhandene Bau-
substanz weitgehend erhalten werden
muß und daß die Mietsteigerung nach der
Sanierung auf ein für die bisherigen Bewoh-
ner tragbares Maß beschränkt werden muß,
Anhand von Vergleichsrechnungen wurde
dabei die These aufgestellt, daß bei einem
Verbleiben der Bewohner nicht nur die
sozialpolitischen Mängel der bisherigen
Sanierungspraxis verringert, sondern auch
die Kosten der Erneuerungsmaßnahmen re-
duziert werden können.
Aufgrund verschiedener Rahmenbedin-
gungen (auf die weiter unten noch einge-
gangen wird) wurden diese Forderungen
von der Bezirksverordnetenversammlung
Charlottenburg und vom Senator für Bau-
und Wohnungswesen Berlin in allgemeiner
Form aufgegriffen und als generelle Ziel-
setzung für das Sanierungsgebiet Klausener
Platz formuliert.
Mit dem Pilot-Projekt Block 118, das auf
dieser Grundlage in Auftrag gegeben wur-
de, sollen die Realisierungsmöglichkeiten
im praktischen Versuch überprüft und
geeignete Verfahren zur Altbauerneue-
rung auch mit verbleibenden Bewohnern
entwickelt werden, um auf diese Weise
die Voraussetzung für ein „‚tragbares”
Mietniveau zu schaffen.
Die Funktion als Pilotprojekt einerseits,
der sozialpolitische Anspruch andererseits
lassen es geboten erscheinen, die für den
Block 118 entwickelten Ansätze hinsicht-
lich ihrer Tragfähigkeit und ihres Stellen-
wertes für die weiteren Auseinanderset-
zungen im Wohnbereich, speziell im Be-
reich innerstädtischer Sanierungen, näher
zu untersuchen. In den vorliegenden Aus-
führungen, die zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nur einen Zwischenbericht darstel-
len können, soll daher der Frage nachge-
gangen werden, ob derartige Altbauer-
neuerungsprojekte unter den gegenwärti-
gen ökonomischen und gesellschaftlichen
Bedingungen tatsächlich dazu beitragen
können, die Wohnverhältnisse und die
Wohnungsversorgung der im Gebiet leben-
den und arbeitenden Bevölkerung zu ver-
bessern und unter welchen Voraussetzun-
gen diese Verbesserungen durchgesetzt
werden können. Dazu sollen im Folgen-
den die ökonomischen Einflußfaktoren
konkretisiert, die technischen und verfah-
rensmäßigen Anforderungen dargestellt
und einige Schwierigkeiten der politi-
schen Durchsetzung anhand des bisheri-
gen Verfahrensablaufes beschrieben wer-
den.
1. DIE BISHERIGE PRAXIS DER
SANIERUNG UND ALTBAUER-
NEUERUNG IN WEST-BERLIN
Betrachtet man die vorliegenden Ergeb-
nisse des Stadterneuerungsprogramms von
Westberlin, das im Gegensatz zu den mei-
sten Städten der BRD bereits 1963 einge-
leitet worden ist, so ist festzustellen, daß
sich die bisherigen Sanierungspraxis fast
gänzlich auf die Flächensanierung, d.h.
auf Abriß und Neubau konzentriert hat,
Diese Entwicklung ist nur zum gerin-
geren Teil auf innerstädtische Umstruk-
turierungsprozesse im Sinne von Umnut-
zungen zur besseren Anpassung des stadt
räumlichen Gefüges an die Erfordernisse
der Kapitalverwertung speziell der zen-
trale Standorte bevorzugenden Unter-
nehmen zurückzuführen. Eine Verdrän-
gung der Wohnnutzung durch gewerbliche
o. ä. Nutzungen fand in den Westberliner
Sanierungsgebieten nur in wenigen Fällen
statt. In der Mehrzahl der Fälle blieb die
Wohnnutzung grundsätzlich erhalten.
Die Gebäude wurden allerdings in der
Regel auch dann abgerissen, und durch
Neubauten ersetzt und die bisherigen Be-
wohner in andere Sanierungsverdachtsge-
biete oder in randstädtische Wohngebiete
verdrängt, um für zahlungskräftigere Mieter
Platz zu machen, die in der Lage waren,
die entsprechend höheren Neubaumieten
zu tragen.
Die Altbauerneuerung blieb in dieser
Phase auf wenige Einzelprojekte beschränkt.
Vergleicht man die bis Dezember ’73 in
westberliner Sanierungsgebieten erneuer-
ten Altbauten mit den im gleichen Zeit-
raum fertiggestellten Neubauwohnungen,
so ergibt sich ein Anteil der Altbauerneue-
rung an dem gesamten Wohnungsbauvo-
lumen in den Sanierungsgebieten von weni-
ger als 2%. Im Vergleich zu den abgerisse-
nen Altbauten machen die erneuerten
Altbauten nur etwa 0,8% aus. Erneue-
rungsmaßnahmen stellen in der überwie-
genden Zahl Sonderfälle dar, die auf spe-
zielle Anlässe wie Denkmalspflege etc.
zurückzuführen sind.
Für die Bewohner haben diese Altbau-
erneuerungsbeispiele weitgehend die glei-
chen Konsequenzen gehabt wie eine Flä-
chensanierung. In der Regel wurden sie
sowohl aus bautechnischen Gründen als
auch wegen der Bedingungen, die das Fi-
nanzierungs- und Förderungssystem stellte,
zum Auszug veranlaßt. Die Erneuerungs-
maßnahmen selbst führten in den meisten
Fällen zu außerordentlich hohen Kosten,
die oftmals die entsprechenden Neubau-
kosten erreichten und sogar überschritten.
Mit dem hohen Kostenniveau wurden
wiederum Mietsteigerungen bis an die
Höhe der Neubaumieten begründet, die
eine Rückkehr der früheren Bewohner auch
von dieser Seite ausschlossen.
Letztlich wurde also durch die Alt-
bauerneuerung in den Sanierungsgebieten
lediglich vorhandener „‚billiger’” Wohn-
raum beseitigt und durch teuren ersetzt.
Das Wohnungsproblem, das immer weniger
aus einem absoluten quantitativen Mangel,
als vielmehr aus einer wachsenden Diskre-
panz zwischen Angebot und Zahlungsfä-
higkeit der Nachfrager resultiert, wurde
durch diese Form der Altbauerneuerung
in der Tendenz nur noch verschärft.
Hämer/Rosemann
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Enge Hinterhöfe mit rußgeschwärzten Fassaden lassen kaum Licht in die Wohnungen gelangen. Andererseits sind die hohe Bebauungsdichte und die
baulichen Mißstände Voraussetzung und Begründung für ein vergleichsweise niedriges Mietniveau. Eine weitgehende ‚„‚Entkernung’’ des Blockes würde
gerade diejenigen Bewohner treffen, die in dieser Gesellschaft sowieso am stärksten benachteiligt sind.
Diese Ergebnisse der bisherigen Sanie-
rungspraxis in West-Berlin und insbeson-
dere die Ergebnisse der bisherigen Altbau-
erneuerungsmaßnahmen werden vielfach
mit technischen Notwendigkeiten und
Sachgesetzlichkeiten der Sanierung über-
haupt begründet. Gerade anhand der Alt-
bauerneuerungsprojekte zeigt sich jedoch,
daß die entscheidenden Faktoren — Ent-
mietung, Kosten und Mietsteigerung —
weniger durch technische Sachzwänge als
vielmehr durch wirtschaftliche Bedingun-
gen und sanierungspolitische Interessen
determiniert wurden.
Entmietung:
Betrachtet man den Umfang der baulichen
Maßnahmen bei den bisherigen Altbau-
erneuerungsprojekten in Sanierungsgebie-
ten, so ist leicht einzusehen, daß bei dieser
Art des Vorgehens die Bewohner nicht in
ihren Wohnungen verbleiben konnten.
In der Regel wurden nicht nur einzelne
Ausstattungselemente wie Heizung etc.
eingebaut oder verbessert, sondern erheb-
liche Veränderungen in der Anlage und im
Zuschnitt der Wohnungen vorgenommen.
Vielfach wurden auch die vorhandenen
Holzbalkendecken durch Massivdecken
ersetzt. Der Anteil der Rohbauarbeiten
ist bei diesen Erneuerungsprojekten in
den meisten Fällen so groß wie bei einem
Neubau,
Andererseits ist festzustellen, daß
außerhalb der Sanierungsgebiete in eini-
gen — freilich viel zu seltenen Fällen —
sehr wohl umfangreiche Instandsetzungs:
und Modernisierungsarbeiten durchge-
führt werden, ohne daß die Gebäude zu-
vor entmietet werden. Dies gilt auch für
solche Altbausubstanz, die sowohl von
der Anlage und Ausstattung der Wohnun-
gen als auch vom Alter und Zustand der
Gebäude her, der Substanz in den Sanie-
rungsgebieten gleichzusetzen ist. Grund-
rißänderungen und Eingriffe in die Kon-
struktion werden in diesen Fällen so weit
wie möglich vermieden. Die Entmietung
wird von vornherein ausgeschlossen, da
der Eigentümer in diesem Falle den Miet-
ausfall und damit einen Einnahmeverlust
hinnehmen müßte.
Innerhalb der Sanierungsgebiete werden
entmietungsbedingte Kosten jedoch vom
Staat übernommen. Auch der Mietausfall,
der in diesem Falle beim Sanierungsträger
anfällt, geht zu Lasten der staatlichen „Be-
wirtschaftungsüberschüsse’’. Für den Bau-
träger in Sanierungsgebieten ruft die Ent-
mietung also keine Kosten hervor; vielmehr
stellen die vorhandenen Mieter mit ihren
oftmals „‚ungesicherten Einkommensver-
hältnissen” für die Wohnungswirtschaft
langfristig ein erhebliches Verwertungsrisi-
ko dar, das allzu gern „„‚hinwegsaniert” wird.
Bei fast allen Altbauerneuerungsprojekten
in den Westberliner Sanierungsgebieten ist
daher festzustellen, daß, ganz wie bei einem
Abrißprojekt, von vornherein ein „Freima-
chungsprogramm”’ eingeleitet wurde, ohne
daß die technische Notwendigkeit der Ent-
mietung zuvor geprüft worden war. Dies
wiederum hatte zur Folge, daß die Erneue-
rungsplanung in jedem Falle von einem ent-
mieteten Gebäude ausgehen konnte, in dem
keine Bewohner den Baumaßnahmen im
Wege waren, mit dem Ergebnis, daß die
Erneuerungsmaßnahmen auch so geplant
wurden, daß ein Verbleiben der Bewohner
aus technischen Gründen unmöglich wurde,
Kosten und Finanzierung:
Das hohe Kostenniveau der bisherigen
Altbauerneuerungsprojekte in Sanie-
rungsgebieten wird bereits zunehmend als
Argument benutzt, um derartig durchgrei-
fenden Altbauerneuerungen generell man-
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gelende Wirtschaftlichkeit zu unterstellen
und. sie bei zukünftigen Projekten von
vornherein auszuschließen. Anhand ver-
schiedener Modelluntersuchungen kann
jedoch nachgewiesen werden, daß das
hohe Kostenniveau zu einem erheblichen
Teil auf Faktoren beruht, die von der
technischen Seite her vermeidbar bzw. re-
duzierbar erscheinen.
So wurden z.B. sowohl bei der Planung
als auch bei der Baudurchführung weitge-
hend Verfahren und Techniken übernom-
men, die am Neubau entwickelt und er-
probt worden waren, für die Altbauerneue-
rung sich jedoch oftmals als unrationell
und kostensteigernd herausstellten. Über
die Wohnungsbauförderungsbestimmun-
gen gelangten außerdem Neubaunormen
und Neubaustandards zur Anwendung,
die häufig erhebliche Umbaumaßnahmen,
z.B. Beseitigung von gefangenen Räumen
o. ä. erforderlich machten, deren Kosten
in keinem Verhältnis zum Nutzwertge-
winn standen. Ähnliches gilt für die Bau-
aufsicht, die ihre Anforderungen und Auf-
lagen ebenfalls in erster Linie von den
Neubaubestimmungen herleitete und die
vor allem durch Entscheidungsunsicher-
heiten die Verfahren erheblich verzöger-
ten.
Außerdem ist festzustellen, daß etwa
50% des baulichen Aufwandes durch rei-
ne Instandsetzungsarbeiten verursacht
wurden. Dieser hohe Instandsetzungsanteil
ist einerseits auf die oft über Jahrzehnte
eingeschränkte, vor allem aber während
der Sanierungsvorbereitung gänzlich ein-
gestellte Instandhaltung zurückzuführen.
Andererseits wurde er aber auch durch
Bauschäden und Teilzerstörungen hervor-
gerufen, die durch die Entmietung und
durch das Leerstehen der Gebäude bis
zum Baubeginn entstanden waren. So
wurde z.B. in mehreren untersuchten Er-
neuerungsprojekten ein baulicher Mehr-
aufwand von 10 — 12% durch „Entmie-
tungsfolgeschäden‘” nachgewiesen.
Die Entmietung erweist sich damit bei
der Altbauerneuerung als eine Maßnahme,
durch die wesentliche Mehrkosten entste-
hen. Dies gilt nicht nur für die Kosten der
Bauleistungen. Auch der Mietausfall (der
nach wohnungswirtschaftlicher Logik eben-
falls als Kostenfaktor anzusetzen ist) sowie
die „unrentierlichen”” Sanierungskosten wie
Umsetzkosten, Härteausgleichzahlungen,
evtl. die Kosten für die Bereitstellung von
Ersatzwohnraum etc. sind wesentlich grös-
ser, wenn zunächst ein langwieriges „Frei-
machungsprogramm” eingeleitet wird. Hin-
zu kommen die schwer kalkulierbaren,
langfristigen Folgekosten der Sanierung
im Sozialbereich, die in jedem Falle höher
sein dürften, wenn die Bewohner durch die
Sanierung vertrieben werden.
Insgesamt lassen sich aus diesen Fest-
stellungen eine Reihe von Möglichkeiten
AA
I
ableiten, die von der technischen Seite her
eine Reduzierung des baulichen Aufwan-
des und eine Begrenzung der Kosten bei
zukünftigen Erneuerungsprojekten in
Aussicht stellen. Vor allem dann, wenn
die Erneuerungsmaßnahmen so angelegt
werden, daß die Bewohner nicht verdrängt
werden, können aus volkswirtschaftlicher
Sicht erhebliche Kostenvorteile erreicht
werden. In Relation zur Flächensanierung
ist außerdem nachzuweisen, daß eine Sa-
nierung durch Altbauerneuerung auch
bei einem vergleichsweise hohem bauli-
chen Aufwand deutlich niedrigere Ge-
samtkosten hervorruft. Dazu tragen vor
allem die Abrißkosten und die Gebäude:
restwerterstattung bei, die im Falle der
Flächensanierung als „unrentierliche”
Sanierungskosten vom Staat übernom-
men werden. 3)
Der volkswirtschaftlichen Vorteilhaf-
tigkeit einer Altbauerneuerung mit ver-
bleibenden Bewohnern steht jedoch das
einzelkapitalistische Verwertungsinteresse
des Eigentümers bzw. Trägers entgegen,
dessen Investitionsbereitschaft gerade in
der Sanierung erst durch massive staatli-
che Vorleistungen erzeugt und abgesichert
wird. Dabei wirkt sich in besonderer Wei-
se das im StBauFG verankerte Prinzip
aus, sanierungsbedingte Hindernisse —
zu denen vorhandene Bewohner ebenso
gerechnet werden wie vorhandene Ge-
bäude — zunächst einmal auf Staatsko-
sten „hinwegzusanieren”. Die Mittel für
die Sanierungsvorbereitung, die ohnehin
in jedem Falle vom Staat bereitgestellt
werden und die das privatwirtschaftliche
Rentabilitätskalkül nicht belasten, wer-
den bedenkenlos eingesetzt, um optimale
Verwertungsbedingungen für die spätere
Nutzung zu schaffen.
Die Finanzierung der Baumaßnahmen
im Rahmen der Sanierung wird ebenfalls
überwiegend durch staatliche Subventio-
nen abgesichert, sei es durch direkte Kapi-
talsubventionen (Sanierungsförderung),
sei es durch direkte und indirekte Auf-
wendungssubventionen (Wohnungsbau-
förderung und Wohngeldförderung). Auch
hier werden die Verwertungsbedingungen
weitgehend durch das Subventionssystem
gesteuert. Eine vergleichende Modellbe-
rechnung für den Block 118 hat dabei zu
dem Ergebnis geführt, daß durch das ge-
genwärtige Subventionssystem in West-
Berlin (A) eine Flächensanierung in der
Regel wesentlich stärker subventioniert
wird, als eine Sanierung durch Altbauer-
neuerung und daß (B) die Altbauerneue-
rungsmaßnahmen selbst um so höher ge-
fördert werden, je höher der bauliche
Aufwand ist. Mit steigendem Bauaufwand
nimmt dabei nicht nur der absolute Sub-
ventionsbetrag zu, sondern auch der rela-
tive Anteil der Subventionen an den Ge-
samtkosten bzw. an der Gesamtfinanzie-
rung der Maßnahmen. Außerdem läßt ein
hoher baulicher Aufwand bei der Altbau-
erneuerung erwarten, daß ein entspre-
chend höherer Wohnungsstandard er-
reicht wird, der wiederum eine längerfri-
stige Vermietbarkeit sicherstellt. Kosten-
einsparungen werden dagegen durch
einen geringeren Subventionsanteil ge-
radezu „‚bestraft’‘, und stehen damit dem
wirtschaftlichen Interesse eines Sanie-
rungs- und Bauträgers zwangsläufig ent-
gegen. Damit wird erklärlich, warum An-
sätze zur Rationalisierung der Erneue-
rungsmaßnahmen und zur Reduktion des
Erneuerungsaufwandes bisher kaum ange-
strebt und daher auch nicht hinreichend
entwickelt worden sind.
Mietpreissteigerung:
Wie bereits dargestellt wurde, werden die
hohen Mietpreissteigerungen, die durch
die bisherigen Altbauerneuerungsmaß-
nahmen ausgelöst worden sind, vorwie-
gend mit den hohen Kosten dieser Maßnah:
men begründet. Tatsächlich wird der Miet-
preis jedoch weder im öffentlich geförder-
ten Wohnungsneubau noch bei der eben-
so geförderten Altbauerneuerung durch
die Kosten bestimmt. Vielmehr wird der
vom Mieter zu entrichtende Preis aus den
Finanzierungs- und Subventionsbedingun-
gen abgeleitet, ist also letztlich das Ergeb-
nis politischer Entscheidung und damit
verteilungspolitischer Auseinandersetzung.
Zumindest für den sozialen Wohnungsbau
(nachdem in den Berliner Sanierungsgebie-
ten auch die meisten Altbauerneuerungs-
projekte finanziert wurden) gilt dabei, daß
während der Dauer der öffentlichen För-
derung der Mietpreis nur einen kleinen
Teil der Kosten und der Verzinsung des
vom Eigentümer eingesetzten Eigenkapitals
abdeckt. Der überwiegende Teil wird durch
staatliche Subventionen finanziert.
Bei den bisher erneuerten Altbauten
wurde jeweils der Mietpreis annähernd auf
das Niveau der Neubaumieten des sozialen
Wohnungsbaues angehoben. Lediglich ge-
ringfügige Reduktionen wurden mit Ab-
strichen am Wohnungsstandard begründet
Da die Altbauerneuerung in Sanierungs-
gebieten jedoch in der Regel wesentlich
geringere Gesamtkosten hervorruft als
eine Flächensanierung, und da sie unter
den gegenwärtigen Subventionsbedingun-
gen vor allem zu einer Einsparung öffent-
licher Mittel führt, böte sich hier durch-
aus ein Spielraum, um den Mietpreis
durch Subventionen wesentlich stärker
zu begrenzen als dies in der Vergan-
genheit geschehen ist. Auf diese Weise
würde die Voraussetzung für ein Verblei-
ben der Bewohner und damit auch für
eine weitere Reduktion der Kosten und
des Subventionsaufwandes geschaffen.
In der Praxis erweist sich jedoch, daß
diese immanente sozialstaatliche Ratio-
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nalität durch die übergeordnete Funktion
staatlicher Interventionen zur Sicherung
der Verwertungsbedingungen begrenzt
wird. Die Erhaltung eines niedrigen Miet-
niveaus in den Altbauquartieren würde
eine immer stärkere Diskrepanz zu den
Neubaumieten entstehen lassen, den
Wohnungsneubau sozusagen „moralisch”
verschleißen und seine Vermietbarkeit
noch mehr in Frage stellen. Durch eine
massive Anhebung der Altbaumieten
wird jedoch billiger Wohnraum beseitigt,
das allgemeine Mietniveau angehoben
und die Absatzmöglichkeiten für Neubau
verbessert. Gleichzeitig wird durch die
Mietpreissteigerung im konkreten Fall
gines erneuerten Altbauquartiers die
Sozialstruktur „‚angehoben”’, so daß eine
„bessere Wohngegend” entsteht, die
auch langfristig günstigere Verwertungs-
bedingungen schafft.
2. VERÄNDERTE VORAUSSETZUNGEN
FÜR DAS PILOT-PROJEKT BLOCK 118
Die Darstellung der bisherigen Sanierungs-
praxis macht deutlich, daß der Ansatz für
das Proiekt Block 118 den herrschenden
Stuckfassaden in der Seelingstraße (Vorderhäuser)
Tendenzen der Westberliner Sanierung in Unterstützung. Vor allem die Aufnahme
verschiedener Hinsicht diametral entgegen- in das Programm für das Europäische Jahr
läuft. Das Projekt bedeutet jedoch keine des Denkmalschutzes erwies sich dabei so-
generelle Kehrtwendung der Sanierungs- wohl aus förderungstechnischen Gründen
politik in Westberlin, sondern ist in die- als auch wegen der Öffentlichkeitswirkung
sem Zusammenhang nur als ein Sonderfall als ein wichtiger Faktor für die politische
zu erklären, dessen Durchsetzung auf eine Durchsetzung des Modells.
Reihe spezieller Voraussetzungen zurück - Hinzu kam, daß die bisherige Sanie-
zuführen ist. rungspraxis auch aus sozialpolitischen Grün-
Die Entscheidung zugunsten des Projekt- den immer mehr in Zweifel geraten war.
Ansatzes fiel in einer Phase, in der die Die regide Durchsetzung einzelner Kapital-
Flächensanierung als die bisher vorherr- interessen bei der Sanierung stieß mehr
schende Sanierungsform zunehmend kriti- und mehr auf den Widerstand der betroffe-
siert und infrage gestellt wurde. Aus städte- nen Bevölkerung, die sich zunehmend ge-
baulicher und baugeschichtlicher Sicht gen die Zerstörung der sozialen und räum-
wurde vor allem die Beseitigung histori- lichen Umwelt, des billigen Wohnraums
scher Stadtformen, die Zerstörung des etc. zur Wehr setzte. Programme zur Stadt-
Stadtbildes und die Auflösung städtischer erneuerung und Sanierung, zunächst vor
Identität durch die Sanierung und die allem behindert durch den Widerstand des
Stadtentwicklung beklagt. Denkmalschutz _Haus- und Grundbesitzes, wurden immer
und Stadtbildpflege wurden zu zentralen häufiger Gegenstand der Auseinanderset-
Begriffen der Fachdiskussion. Gleichzei- zungen mit Bürgerinitiativen u.ä. meist
tig wurde der Unmut der Öffentlichkeit spontanen Aktionsgruppen, die sich vor
über die verschiedenen Formen der Stadt- allem gegen die Akte staatlicher Planung
zerstörung von den Medien aufgegriffen richteten, durch die die Eingriffe in ihre
und ebenfalls in diese Richtung gelenkt. Lebensbedingungen vermittelt wurden.
Das Konzept einer bestandserhaltenden Diese allgemeine Tendenz schuf ver-
Sanierung im Block 118 erhielt aus dieser gleichsweise günstige Voraussetzungen
Diskussion eine nicht zu unterschätzende für eine Mieterinitiative, die sich im Zu-
Ehemaliger Brandgiebel (Rückseite des zunächst zum Abriß vorgesehenen F lügels)
Durch das Einfügen von Fenstern wurde nicht nur die Giebelwand in ihrem Erscheinungsbild
aufaelockert, sondern auch eine zweiseitige Belichtung für-die Wohnungen geschaffen.
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Modellaufnahmen Block 118. Im Blockinnern sollen die zahlreichen Mauern, Schuppen
und Zäune beseitigt werden, um die Freiflächen gemeinschaftlich nutzen zu können.
A
sammenhang mit den vorbereitenden Er-
örterungen im Sanierungsgebiet Klausener
Platz bildete, und die sich bald massiv ge-
gen eine Vertreibung der Bewohner und
gegen eine Mieterhöhung in Folge der Er-
neuerungsmaßnahmen im Block 118 ein-
setzte. Durch ihr entschiedenes Auftreten
und durch verschiedene öffentlichkeits-
wirksame Aktionen gelang es ihr schließ-
lich, für den ersten Bauabschnitt im
Block 118 eine vergleichsweise geringe
Mietpreissteigerung (von z.Zt. durch-
schnittlich 2,10 DM/qm Wohnfläche auf
2,90 DM/qm Wohnfläche) sowie eine
Reihe von Zugeständnissen im Rahmen
des Sozialplans (Bedingungen für die
Zwischenumsetzungen der Bewohner
etc.) durchzusetzen und somit entschei-
dende Voraussetzungen für ein Verbleiben
der Bewohner zu schaffen. Dieser Erfolg
wurde nicht zuletzt dadurch begünstigt,
daß in der Phase der Hauptauseinander-
setzungen die Wahlen zum West-Berliner
Abgeordnetenhaus vor der Tür standen,
so daß seitens der Senatsverwaltung und
seitens der politischen Entscheidungsgre-
mien eine relativ große Bereitschaft be-
stand, sozialpolitische Zielsetzungen zu
unterstützen und entsprechende öffent-
lich vorgetragene Forderungen im stärke-
ren Maße aufzugreifen.
Eine weitere entscheidende Voraus-
setzung für das Projekt Block 118 ist in
der gegenwärtigen wohnungswirtschaftli-
chen Entwicklung und in der akuten
Verwertungskrise des Wohnungsneubaues
zu sehen. In der bisherigen Sanierungspraxis
waren die wohnungswirtschaftlichen Inte-
ressen, vermittelt und gleichzeitig gesteu-
ert durch staatliche Subventionen, vor allem
auf die Flächensanierung gerichtet. Die
Neubautätigkeit in den Sanierungsgebieten
bot dabei gerade auch den gemeinnützigen
Wohnungsbaugesellschaften, die bevorzugt
als Sanierungsträger eingesetzt werden und
deren gesetzliche Profitbeschränkung ge-
rade erst recht eine fortschreitende Kapi-
talkonzentration und immer größere In-
vestitionsbereiche verlangt, eine erweiterte
Möglichkeit der Kapitalanlage. Die Renta-
bilität wird dabei weitgehend durch staat-
liche Subventionen abgesichert. Steigende
Produktions- und Kapitalkosten haben je-
doch die Neubaumieten derartig in die
Höhe getrieben, daß sie von der Mehrheit
der Bevölkerung nicht mehr getragen wer-
den können. Das Ergebnis sind die viel-
zitierten Wohnungshalden. Selbst der
durch hohe Subventionen gestützte soziale
Wohnungsbau hat vielfach bereits die
Grenze der Vermietbarkeit überschritten,
da die Sozialmieten trotz wachsender För-
derungsbeträge überproportional gestie-
gen sind.
Erst in dieser Situation, in der eine
Verwertung von Wohnungsneubauten
auch mit hohen staatlichen Subventionen
Hämer/Rosemann
generell in Frage gestellt ist, gewinnt die
Altbauerneuerung in Sanierungsgebieten
als alternative Verwertungsform an Bedeu-
tung. Hinzu kommt, daß die Flächensanie-
rung nicht nur eine Subventionierung der
Baumaßnahmen verlangt, sondern darü-
berhinaus erhebliche Vorleistungen erfor-
dert und Folgekosten hervorruft, die
ebenfalls mit staatlichen Mitteln zu finan-
zieren sind. Insgesamt ergibt sich daraus
eine steigende Ausgabenflut für die öffent-
lichen Haushalte, die zwar einzelnen Kapi-
talfraktionen zugute kommt, dem kapita-
listischen Gesamtinteresse jedoch mehr
und mehr widerspricht.
In der Altbauerneuerung wird daher
eine Möglichkeit gesehen, die vorhande-
nen Ressourcen besser zu nutzen, den
Subventionsaufwand zu beschränken und
gleichzeitig für eine — wenn auch redu-
zierte — Beschäftigung des Baugewerbes,
vor allem des Ausbaugewerbes, zu sorgen.
Das Pilot-Projekt Block 118 wurde daher
seitens der Berliner Verwaltung mit der
vordringlichen Zielsetzung in Auftrag ge-
geben, zu untersuchen, ob mit einem sol-
chen Modellansatz die Kosten der Sanie-
rung gemindert und der Subventionsbedarf
reduziert werden kann.
Die drei Faktoren — denkmalspflegeri-
sche Zielsetzungen, ungünstige sozialpoli-
tische Auswirkungen der bisherigen Sanie-
rungspraxis und die allgemeine wohnungs-
wirtschaftliche Entwicklung — haben dazu
beigetragen, daß zumindest für die Er-
neuerungsmaßnahmen im Block 118 we-
sentlich günstigere Voraussetzungen und
Rahmenbedingungen bestehen als für die
früheren Erneuerungsprojekte. Dies be-
zieht sich sowohl auf die grundsätzliche
Bereitschaft der Verwaltung, ein Verblei-
ben der Bewohner zu ermöglichen und
entsprechende verfahrensmäßige Voraus-
setzungen zumindest im Prinzip finanziell
abzusichern, als auch darauf, in der Frage
der Standardanforderungen und Normen
flexibler zu verfahren, und Förderungs-
bestimmungen und bauaufsichtliche An-
forderungen besser auf die Gegebenhei-
ten der Altbausubstanz abzustimmen.
Auf der anderen Seite bleiben wesent-
liche Rahmenbedingungen der bisherigen
Sanierungspraxis in Westberlin wie die
grundlegenden ökonomischen Interessen
die mit der Sanierung verbunden sind,
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Taktplan zur Abstimmung von Mieterumsetzung und Bauablauf
Der Plan gibt an, wann welcher Mieter aus- und einzieht bzw. in welche Wohnung umzieht und
wann die Kernbauzeit innerhalb der Wohnungen stattfinden kann. In der Praxis führt gerade diese
Abstimmung im Block 118 zu erheblichen Schwierigkeiten, da der Architekt nur den Bauablauf
organisiert, während die Zwischenumsetzung der Mieter in den Kompetenzbereich des Sanierungs-
Innenhof mit erneuerter Fassade und Bauträgersifällt:
Durch eine helle Farbgebung konnten die Belichtungsverhältnisse auch in den Wohnungen erheblich
verbessert werden. Der Gebäudeflügel im Bild links war zunächst von der Verwaltung zum Abriß vor-
gesehen, da sich auf der Rückseite ein hoher, freistehender Brandgiebel befindet, der aus ästhetischen
Gründen beseitiat werden sollte.
3. ANSÄTZE FÜR DIE PLANUNG
UND REALISIERUNG IM BLOCK 118
Während den Planern und Bauausführen-
den für die Planung und Realisierung „auf
der grünen Wiese” relativ hoch entwickelte
rationalisierte Verfahren und Techniken
zur Verfügung stehen, treten in den in-
nerstädtischen Sanierunasgebieten ein
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Bündel von kaum überschaubaren, restrik-
tiven Bedingungen auf, die Planung und
Durchführung der Baumaßnahmen außer-
ordentlich erschweren. Die vorhandene
Altbausubstanz und vor allem auch die
Nutzer der Altbauten erscheinen aus die-
ser Sicht als sanierungsbedingte Hinder-
nisse ersten Ranges.
Will man jedoch Verfahren entwickeln,
die eben diese Erhaltung und Erneuerung
ermöglichen sollen, so bedeutet dies auch
in technischer Hinsicht eine Abkehr von
der bisher üblichen Denkweise. Das Ver-
bleiben der Bewohner ist in diesem Falle
für die Planung und Realisierung nicht als
behindernde Ausnahme, sondern als grund-
legendes Prinzip anzusehen. Hiervon aus-
gehend ist für jede Phase der Sanierung
zu fragen, was mit den Bewohnern wäh-
rend des Prozesses und nach Abschluß
der Maßnahme geschieht und welche An-
forderungen damit an die jeweiligen Ver-
fahren und Techniken zu stellen sind.
Grundsätzlich lassen sich für das Ver-
bleiben der Bewohner verschiedene Mo-
delle entwickeln, die sich in unterschied-
licher Weise restriktiv auf die Planung und
Durchführung der Baumaßnahmen aus-
wirken. Ein Verbleiben der Bewohner in
ihren Wohnungen während der gesamten
Durchführung der Baumaßnahmen, wie
es bei einfachen Modernisierungen außer-
halb der Sanierungsgebiete durchaus üblich
ist, ist bei dem vergleichsweise hohen bau-
lichen Aufwand im Block 118 kaum mög-
lich.
Für die Planung des |. Bauabschnittes
im Block 118 wurde deshalb davon ausge-
gangen, daß die Bewohner zwar grundsätz-
lich in ihren Wohnungen verbleiben, für
eine begrenzte Zeit von fünf bis acht Wo-
chen jedoch in Ersatzquartiere umziehen.
Hierfür werden verschiedene Möglichkeiten
angeboten:
1. Zwischenaufenthalt in einer Pension
auf Sanierungskosten
2. Zwischenaufenthalt bei Verwandten
oder Bekannten. In diesem Falle wird
je Wohneinheit ein Unkostenbeitrag von
200,— DM je Woche aus Sanierungsför-
derungsmitteln gezahlt.
3. Zwischenaufenthalt in einer provisorisch
hergerichteten Altbauwohnung oder in
einer bereits erneuerten Wohnung inner-
halb des Blockes
Da außerdem zu Beginn der Erneuerungs-
maßnahmen etwa 30% der Wohnungen
leer standen, können diejenigen Bewoh-
ner, die nicht in ihre alten Wohnungen
zurückkehren wollen, in bereits erneuer-
te Wohnungen umziehen. Auf diese Weise
kann zahlreichen Veränderungswünschen
hinsichtlich der Größe und Lage der Woh-
nungen Rechnung getragen werden. Da-
rüberhinaus ist vorgesehen, die immer
noch frei bleibenden Wohnungen bevor-
zugt an die Bewohner der nächsten Sanie-
rungsabschnitte im Sanierungsgebiet
Klausener Platz zu geben.
Das Umsetzverfahren wurde in einer
Reihe von Erörterungen mit den Bewoh-
nern abgestimmt, um möglichst weitge-
hend die individuellen Wünsche berücksich
tigen zu können. Dabei ergaben sich eine
Reihe von Problemen, die von Fall zu
Fall geregelt werden mußten. Der Haus-
rat der Mieter (einschließlich Zierfirsch-




eine Zwischenumsetzwohnung oder auf
ein Speditionslager transportiert werden.
Die Kosten einschließlich Versicherung
werden aus Sanierungsmitteln getragen.
Neuwertige Einrichtungsteile wie Küchen-
herde, Warmwasserbeuler etc., die nach
der Erneuerung nicht mehr benötigt wer-
den, werden z.T. abgekauft. Ähnliches
gilt für die Kohlen, die in einem Ver-
schlag vom Innenhof zusammengetragen
werden und den Mietern bei Bedarf bis
zur Fertigstellung der Zentralheizung
kostenlos zur Verfügung gestellt werden.
Das größte Problem besteht aber darin,
die zeitlich begrenzte Zwischenumsetzung
der Mieter mit der Durchführung der Bau-
maßnahmen abzustimmen. Um dieses zu
ermöglichen, wurde der Bauablauf in
drei Abschnitte eingeteilt:
— Während der ‚„‚vorgezogenen Maßnah-
men”, die im wesentlichen der Er-
neuerung von Gebäudeteilen außer-
halb der Wohnungen (Fassade, Dach
etc.) und der Vorbereitung der Bau-
maßnahmen in den Wohnungen dienen,
können die Bewohner in ihren Woh-
nungen verbleiben. Die Arbeiten sind
dabei möglichst auf störungsmindern-
de Verfahren und Techniken umzu-
stellen, um die Wohnnutzung nicht
übermäßig zu beeinträchtigen. Die
Bewohner brauchen jedoch wegen
der Belastungen in dieser Zeit keine
Miete zu bezahlen.
Die störenden Arbeiten innerhalb der
Wohnungen werden in einer ‚„‚Kern-
bauzeit’’ durchgeführt, während die
Bewohner die Wohnungen verlassen
haben Für die Bauarbeiten steht auf
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diese Weise ein ausreichender Spielraum
auch für eine durchgreifende Erneue-
rung zur Verfügung. Mit Rücksicht auf
die Bewohner ist diese Zeit jedoch so
kurz wie möglich zu bemessen und
deshalb durch ein zeitlich genau fest-
gelegtes Taktverfahren zu organisieren,
Für den |. Bauabschnitt ist eine Kern-
bauzeit von vier bis acht Wochen vor-
gesehen.
Nach Rückkehr der Bewohner werden
die „‚nachgezogenen Maßnahmen”
durchgeführt, die wiederum nur solche
Arbeiten umfassen (Erneuerung des
Treppenhauses, Ausbesserungsarbeiten
etc.), die in einem bewohnten Gebäude
durchgeführt werden können, ohne die
Wohnnutzung in Frage zu stellen.
Ordnungsmaß nahmen bereits die zusätzli-
chen Kosten für die Zwischenumsetzung
der Bewohner eingerechnet worden sind.
Im I. Bauabschnitt soll der Mietpreis für
die erneuerte Altbauwohnung nach den
Etnscheidungen der Senatsverwaltung an-
fänglich etwa 2,90 DM/aqm Wohnfläche
betragen. 5) Selbst wenn man dieses
Mietniveau für den gesamten Block fort-
schreibt, würde die Summe der Objekt-
Subventionen nur etwa 76% der Subven-
tionen für eine Flächensanierung betra-
gen, bei der mit Mitteln des sozialen
Wohnungsbaus Neubauwohnungen mit
einem Mietpreis von 4,50 DM/qm Wohn-
fläche errichtet würden. ©)
Im Gegensatz zur bisherigen Förde-
rungspraxis in den Westberliner Sanierungs-
gebieten werden im Block 118 nicht nur
die Vorbereitungs- und Ordnungsmaßnah-
men, sondern auch die Baumaßnahmen
selbst überwiegend mit Sanierungsför-
derungsmitteln finanziert. Dies ist darauf
zurückzuführen, daß bei der Entscheidung
über die Finanzierungsmodalitäten kurz-
fristig ein Überschuß aus anderen Sanie-
rungsförderungsmitteln zur Verfügung
stand, der auf diese Weise genutzt werden
könnte. Über 90% der Gesamtkosten
werden daher aus Sanierungsförderungs-
mitteln getragen, während der Rest vom
Sanierungsträger aufgebracht und größ-
tenteils auf die Miete umgelegt wird.
Trotz des hohen Subventionsanteils
geht der Block — bis auf wenige Einzelge-
bäude, die weiterhin im Besitz der bishe-
rigen Eigentümer verbleiben — in das Ei-
gentum des Sanierungs- und Bauträgers
über. ohne daß die erneuerten Altbauwoh -
nungen ähnlich langfristigen Bindungen
unterliegen wie z.B. der soziale Wohnungs-
bau. Wegen der freihändigen Förderung
gibt es weder eine Beschränkung hinsicht-
lich der Belegung (z.B. in Form von Ein-
kommensobergrenzen für die zukünftigen
Mieter) noch eine langfristige Begrenzung
der Mietpreissteigerung. Der Mietpreis ist
lediglich bis 1980 an die Altbaumieten-
verordnung gebunden. Wenn, wie vorge-
sehen, 1980 die Altbaumietenverordnung
auch in Westberlin aufgehoben wird, wird
der Mietpreis sich nach der Vergleichs-
mietenregelung einpendeln.
Diese Finanzierungs- und Subventions-
bedingungen für den Block 118 haben
zur Folge, daß seitens des Sanierungs- und
Bauträgers, der im Block 118 die Durchfüh-
rung der Sanierungsmaßnahme in der Hand
hat, weder ein besonderes Interesse an
einer Begrenzung der Kosten noch an einem
Verbleiben der Bewohner bestehen kann.
Aufgrund der ökonomischen Rahmenbe-
dingungen ist das notwendige Interesse
vielmehr auch hier eher darauf gerichtet,
einen hohen baulichen Aufwand durchzu-
setzen, um einen hohen Subventionsanteil
zu erlangen und die Vermietbarkeit lang-
fristig zu sichern, und möglichst zahlungs-
kräftige Mieter in das Gebiet zu ziehen,
die auch in der Lage sind, spätere Miet-
preissteigerungen zu tragen.
In diesem Zusammenhang spielt die be -
sondere Rechtskonstruktion der Sanie-
rungsträger in Westberlin, die im Block
118 ebenso wie in anderen Sanierungsge-
bieten zur Anwendung gekommen ist, eine
wichtige Rolle: Im Gegensatz zur BRD
wird der Sanierunasträger in Westberlin
4. KOSTEN, FINANZIERUNG,
MIETPREISBILDUNG
Trotz des verfahrensmäßigen Aufwandes
werden die Sanierungskosten für die Er-
neuerung im Block 118 deutlich niedriger
ausfallen als die Kosten einer Flächensanie-
rung. Nach den bisherigen Kalkulations-
ergebnissen wird der bauliche Aufwand für
die Erneuerung im Durchschnitt etwa 70%
der entsprechenden Neubaukosten betra-
gen. 4) Die Kosten der Vorbereitungs-
und Ordnungsmaßnahmen dürften etwa
40% der entsprechenden Kosten für eine
Flächensanierung umfassen. Dabei ist zu
berücksichtigen, daß (A) auch die Erneue-
rungsplanung für den Block 118 eine
Teilentkernung und einen Abriß von etwa
12% der Geschoßfläche vorsieht, und daß
(B) in den Kosten der Vorbereitunas- und
ARCH+, H. 29, 1/76
1 4
nicht als Treuhänder der Gemeinde einge- Anspruch in offiziellen Deklarationen
setzt, sondern arbeitet von vornherein nach zwar begrüßt wird, auf der Ebene der
unternehmerischen Prinzipien auf eigene technischen Durchführung, der konkreten
Rechnung. Um einen möglichst nahtlosen Einzelentscheidungen aber sukzessiv unter-
Anschluß der Bauphase an die Ordnungs- laufen wird, da er letztlich den ökonomi-
phase zu gewährleisten, wird ihm außerdem schen Interessen, die mit der Sanierung
gleichzeitig die Bauträgerschaft übertragen. verbunden sind, zuwiderläuft. Dies äus-
Auf diese Weise soll nach Auffassung der sert sich zum Beispiel darin, das trotz
Westberliner Verwaltung „kapitalistische einer offiziellen Einstellung des Freima-
Initiative und Motivation” produziert chungsprogramm vom Sanierungsträger
und der Sanierungsprozeß wesentlich effek- anstelle der nun erforderlichen Vorberei-
tiviert und beschleunigt werden. Gleich- tung von Zwischenumsetzungsquartieren
zeitig wird damit auch der Reprivatisie- zunächst weiterhin sog. „‚Kaffeefahrten”
rungsforderung des Städtebauförderungs- in Neubaugebiete durchgeführt wurden,
gesetzes Genüge getan, da der Boden von um die Bewohner „auf freiwilliger Basis’’
Anfang an in das Eigentum der Trägerge- zum Umzug zu bewegen. Dies kommt auch
sellschaft überführt wird, und damit im in dem Bemühen zum Ausdruck, den Woh-
Privatbesitz bleibt. Neben einem gewalti- nungsstandard unabhängig von den Be-
gen Konzentrationsprozeß des innerstädti- dürfnissen und Wünschen der jetzigen Be-
schen Bodens hat dieses Träger-Modell wohner soweit wie möglich an den Neu-
zur Folge, daß bereits bei der Vorberei- baustandard anzupassen, um die lang-
tung der Sanierung, in der Ordnungsphase fristige Vermietbarkeit sicherzustellen.
und bei der Verwirklichung des Sozial- In diesem Zusammenhang stehen auch
plans (Zwischenumsetzung der Bewohner die über lange Zeit unklaren und wider-
etc.) das langfristige Verwertungsinteresse sprüchlichen Angaben über die Mietpreis-
konkret und unmittelbar durch den han- steigerung und über die Bedingungen der
delnden Sanierungsträger zum Tragen Zwischenumsetzung, die zu einer Verun-
kommt. sicherung der Mieter beigetragen haben.
Dabei zeigt sich, daß der Ansatz für Vor allem auf der Ebene der techni-
den Block 118 mit seinem sozialpolitischen schen Baudurchführung — und der hier
gestellten Anforderungen, z.B. Leitungen
in die Wände zu verlegen, wie beim Neu-
bau, womit erhöhte Baukosten und ver-
längerte Ausführungszeiten entstehen —
und der Abstimmung des Bauablaufs und
der Zwischenumsetzung der Mieter ent-
stehen immer wieder Kompetenz- und
Koordinierungsschwierigkeiten zwischen
Planung und Bauleitung einerseits und
dem die sozialen Belange organisierenden
Bauträger andererseits, die sich umso
schwerwiegender auswirken, als die Durch-
führung der Erneuerungsmaßnahmen mit
verbleibenden Bewohnern wesentlich
„störanfälliger”” ist als ein Neubaupro-
zeß, und die deshalb geeignet sind, die
Durchführbarkeit generell infrage zu
stellen.
Hinzu kommt, daß auch das Interesse
der Verwaltung an dem sozialpolitischen
Modellansatz und an einer zugleich ko-
stengünstigeren Sanierungsdurchführung
zunehmend zurücktritt hinter konjunktur:
politischen und wirtschaftsstrukturellen
Gesichtspunkten. Die Erhaltung eines
niedrigen Mietniveaus in den Altbauquar-
tieren wird mehr und mehr als Belastung
für die Wohnungswirtschaft angesehen,
während die Belastung für die Bewohner
als ‚notwendige Opfer in einer schwieri-
NICHTMEHR |JE ERHOLUNG
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gen Wirtschaftssituation‘’ vertretbar er-
scheinen.
Es ist daher auch nicht verwunderlich,
daß der für den ersten Bauabschnitt im
Block 118 praktizierte Teil des Modell-
ansatzes bei den folgenden Bauabschnit-
ten nochmals weniger Gültigkeit haben
soll. Bei den vorbereitenden Erörterun-
gen für den dritten Bauabschnitt wurde
bereits angekündigt, daß wesentlich stär-
kere Mietpreissteigerungen zu erwarten
seien (was notwendigerweise die Verdrän-
gung der Bewohner zur Folge haben wird!
Die für den ersten Abschnitt gerade eben
noch erreichte Tragfähigkeit eines Sanie-
rungsansatzes, der darauf abzielt, die ne-
gativen Folgen der Sanierung für die in die:
ser Gesellschaft am meisten Benachteilig-
ten zu reduzieren, scheint nun nicht ein-
mal den ersten Bauabschnitt zu überdau-
ern.
Die Realisierung dieses begrenzten
Bereichs würde in diesem Falle nur noch
die Funktion haben, den Mythos der Sach
gesetzlichkeit zumindest infrage zu stel-
len und die Verdrängung der Betroffenen,
die Anhebung des Mietniveaus etc. als
eine politische Entscheidung bewußt zu
machen. Ob und inwieweit dieser Nach-
weis in der künftigen Sanierungspraxis an
Bedeutung gewinnt, wird davon abhängen,
wie weit die politischen Entscheidungsträ-
ger die Wechselbeziehungen der — vor
allem während der Realisierung wirksam
werdenden — Interessen der Bewohner zur
Kenntnis zu nehmen bereit sind. Dies
wird nicht zuletzt davon abhängen, ob
es den Betroffenen gelingt, ihre Inter-essen.insbesonderedort,wodieEingriffe in ihre LebensbedingungenVerlust an „Lebensqualität’” bedeuten,gemeinsam zu vertreten.
1) Stadterneuerung in Berlin; Erster Bericht an
das Abgeordnetenhaus von Berlin 1964, S. 3.
2) SC Planungsgebiet Klausener Platz, Arbeits-
gruppe Ill „Soziale Belange”, Berlin 1973.
3) Bei Kostenvergleichen als Grundlage sanie-
rungspolitischer Entscheidungen werden dagegen
leweils nur die Kosten der Bauleistungen von
Altbauerneuerung und Neubau miteinander ver-
glichen. (Vgl. Ausführungsbestimmungen des
Bundes und der Länder zum StBauFG). Die
Folge ist, daß die Flächensanierung auch dann
zur Entscheidung kommt, wenn sie wesentlich
höhere Gesamtkosten hervorruft.
4) Dabei ist zu berücksichtigen, daß zwei Ge-
oäude im Block starke Bombenschäden aufwei-
sen, so daß hier ein Wiederaufbauen notwendig
ist, der naturgemäß wesentlich höhere Kosten
hervorruft.
5) Bereits am 1.1.76 wird allerdings im Rahmen
der Altbaumietenverordnung eine Erhöhung
der Mieten um 5% erfolgen.
6) Eine Vergleichsrechnung.hat darüberhinaus
ergeben, daß der Subventionsaufwand für die
Sanierung durch Altbauerneuerung im Block
118 auch dann niedriger wäre als derjenige
für eine Flächensanierung, wenn die Gesamtko-
sten durch öffentliche Subventionen finanziert
würden, wenn also die Miete überhaupt nicht
earhöht würde.
ARCHt+, H. 29, 1/76
SANIERUNG’ MACHT DIE MIETER PLEITE!
Wolfgang Ehrlinger, Werner Kalb, Witha Sauter
Die „Sanierung”” Stuttgart 2: ihre finanziellen Auswirkungen auf die verdrängten Mieter.
gesetzes’” ausgelöste Verdrängung oder Ab-
wanderung der Wohnbevölkerung nicht
gebremst würde.
Trotz Aufbietung einiger Rechenkunst-
stücke konnte die Verwaltung diese Berech-
nungen nicht widerlegen. Heute, angesichts
der Krise, unsicher darüber, ob neues Wachs
tum aus der Finanzmisere helfen wird, und
in der Erkenntnis, daß der Verlust von
100.000 deutschen Einwohnern (seit 1963)
durch den „‚Import’”’ von Ausländern nicht
mehr ausgeglichen werden kann, sind alle
Zweifel an den Thesen der Studenten ver-
stummt. Der Stadtkämmerer rechnet heute
selbst mit einem Minus von mehr als
500,— DM allein beim Kommunalen Fi-
nanzausgleich, wenn ein Einwohner der
Stadt den Rücken kehrt.
Sehr spät und erst unter dem „bewußt-
seinsbilderden’‘ Druck der krisenbedingten
Finanzknappheit sind Gemeinderat und
Stadtverwaltung die ruinösen finanziellen
Auswirkungen ihrer stadtzerstörenden
„‚Wachstumspolitik” und der dadurch aus-
gelösten „Stadtflucht’ deutlich geworden.
Man beginnt zu bemerken, daß fast jede
Investition mit „‚Folgekosten’ verbunden
ist. Deshalb und weil die Stadt zu Infra-
strukturinvestitionen kaum mehr in der
Lage ist, werden einige der laufenden,
zerstörerischen „Flächensanierungen”” ver-
zögert. Allerdings geschieht das nicht dort
wo Krisengewinnler wie Großbanken und
Versicherungen weiterhin zentrumsnah in-
vestieren wollen (dort werden „notfalls’”
die erforderlichen öffentlichen Infrastruk-
turinvestitionen privat „vorfinanziert”).
Nur scheinbar kündet die neue Parole
von der ‚Modernisierung‘ von neuen Er-
kenntnissen in Sachen Stadterneuerung.
Daß diese Parole, 1974 vom Bund ausge-
geben, mehr ökonomischen bzw. kon-
junktur- und finanzpolitischen, als sozia-
len Erwägungen entsprang, wurde bereits
in ARCH+ 26, S. 1 ff. ausführlich erläu-
tert. Bester Beweis war das jüngste 700-
Millionen-Modernisierungsprogramm der
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Die Abwanderung eines Einwohners entzieht dem
städtischen Haushalt jährlich ca. 440,— DM an
verfügbarer Finanzmasse: geringfügigen Einspa-
rungen im Verwaltungs-Haushalt stehen erheb-
lich größere Einbußen bei der Einkommenssteuer
und bei den Zuweisungen aus dem Kommunalen
Finanzausgleich gegenüber.
Die Neuansiedlung eines Arbeitsplatzes stei-
gert die verfügbare Finanzmasse dagegen durch-
schnittlich nur um ca. 220,— DM.
Die Stadt macht ein Minus, wenn Wohnun-
gen durch Arbeitsplätze verdrängt werden. Um-
so mehr, wenn auch noch Infrastrukturausga-
ben, die für die Ansiedlung neuer Arbeitsplätze
entstehen, mit in die Rechnung einbezogen wer
den.
Um diese Folgerungen einer Diplomarbeit,
die vom Institut für Bauökonomie der Uni-
versität Stuttgart betreut und über die be-
reits in ARCH+ 20 berichtet wurde, gab
es Auseinandersetzungen.
Am Beispiel der „Sanierung des city-
nahen Stuttgarter Westens hatten 7 Studen
ten untersucht, ob die Anwendung des
Städtebauförderungsgesetzes (StBauFG)
tatsächlich das ‚„,‚Gemeinwohl” fördert, Daß die sozialen Auswirkungen der Moder-
wie es die städtische Verwaltung behaup- nisierung ebenso katastrophal wie die der
tet hatte. Sie berechneten unter anderem, „„‚Flächensanierungen” sein können, wird
daß der städtische Haushalt bis 1985 ca. bereits nach 1 1/2 Jahren bundesweiter
130 Millionen DM an verfügbaren Finanz- ‚‚Modernisierungspraxis’” offenbar. Der um-
mitteln einbüßen werde, wenn die durch fassende empirische Beweis dafür steht
Anwendung des ‚„‚Städtebaul(be)förderungs- nach so kurzer Zeit naheliegend noch aus.
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Verwunderlich ist allerdings, daß es 4 1/2
Jahre nach Inkrafttreten des StBauFG noch
nicht einmal Ansätze einer systematischen
Überprüfung der offenkundig katastropha -
len sozialen Folgen bisheriger „Sanierungs-
praxis” gibt. Das ist so, obwohl der Wider-
spruch zwischen der Sanierungspraxis und
dem in vielen 88 formulierten „sozialen”
Anspruch des Gesetzes eine solche Über-
prüfung geradezu provoziert. Bisher gibt
es zwar Dutzende von Veröffentlichungen,
die diesen Anspruch argumentativ überzeu-
gend als irreführend und illusionär abstem-
peln. Aber an sinnlich faßbarer Beweisfüh-
rung mangelt es dennoch. Sie ist jedoch
notwendig für politische Offensiven, die
nicht nur Fachplaner, Funktionäre und
Mandatsträger „‚ansprechen‘’, sondern die
Wohnbevölkerung zur Gegenwehr bewegen
wollen.
In 8 85 Abs. 1 des StBauFG ist z.B. der
Anspruch formuliert, daß die von der ‚,Sa-
nierung” betroffenen Mieter keine ‚wirt-
schaftlichen’ Nachteile erleiden dürfen.
Doch niemand überprüfte bisher, ob die-
ser Anspruch auch nur bei wenigen der
vielen tausend Fälle, in denen Mieter an-
läßlich von „‚Flächensanierungen”” ihre
Wohnung „freimachen‘ mußten und in
eine Ersatzwohnung „umgesetzt’’ wurden,
eingelöst wurde. Alle bisherigen Untersu-
chungen, insgesamt spärlich, klammern
diese Überprüfung aus. Es gibt nämlich
bisher schlichtweg keine Methode, um
diese „wirtschaftlichen Nachteile’ genau
zu erfassen und weder Gesetzgeber noch
Sanierungsträger dachten je daran, eine
solche entwickeln zu lassen.
Na klar, sagt der kritische Leser, das
mußte ja so sein! Doch diese Feststellung
nützt den im wahrsten Sinn des Wortes
„betroffenen’’ Mietern wenig. Sie werden
nämlich weiterhin um ‚gerechte‘ Entschä-
digungen betrogen und selbst Mieterorga-
nisationen haben es schwer, dagegen ein-
zuschreiten, u.a. weil auch ihnen das
„‚Rüstzeug’’ fehlt, um die vermuteten
finanziellen Nachteile zu berechnen.
An einem solchen, sinnlich faßbaren
Problem kann wissenschaftliche Arbeit an-
setzen, wenn sie zur Stadtteilarbeit unter-
stützend beitragen will. Die Verfasser ver-
suchten das bei der im folgenden beschrie-
benen Diplomarbeit: Am Beispiel der „Sa-
nierung’” im Sanierungsgebiet Stuttgart 2
(SS 2 — siehe Karte in ARCH+ 26, S. 2)
sollten einmal alle finanziellen Auswirkun-
gen „bilanziert’” werden, die sich für Mie-
ter-Haushalte ergeben, wenn sie umgesetzt
werden. Das Ergebnis gibt allen Anlaß, sol-
che Untersuchungen in anderen Städten
und Gemeinden zu wiederholen. Dabei
kann die erarbeitete Methode der Bilanzie-
rung (Unterlagen sind für 6,— DM beim In-
stitut für Bauökonomie, 7 Stuttgart 1,
Kienestr. 41, zu erhalten) ohne Schwierig-
keiten auch von Laien anaewendet werden.
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1.2 Viele „Umsetzungen”” wecken
besondere Zweifel
bewegen, eine Liste mit den neuen Adres-
sen der „umgesetzten’’ Mieter zur Verfü-
gung zu stellen. Diese sprach eine deutliche
Obwohl bei den bisherigen „Sanierungen’”” Sprache: die Mieter waren „in alle Winde
schon Zehntausende von Mietparteien „um- verstreut”.
gesetzt‘” wurden — jeweils viele Tausende
in Großstädten wie Berlin (mehr als 6000), 2. KEIN SOZIALPLAN FÜR DIE
Hamburg und München, Hunderte in Städten “SANIERUNG” STUTTGART 2
wie Braunschweig, Hannover, Karlsruhe
(mehr als 700), Darmstadt (mehr als 120)
und Dutzende in Kleinstädten wie Ett-
lingen, Rottweil, Villingen (mehr als 20)
— gibt es keine genauen, geschweige denn
einheitlichen Berechnungsverfahren für
finanzielle Entschädigungen.
Es gibt zwar eine Menge rechtlicher
Regelungen über solche Entschädigungen,
so z.B. in 8 93 — 103 BBauG, in 8 8, 11,
30 und 85 StBauFG und im Bundesum-
zugskostengesetz. Diese sind jedoch alle
dehnbar und werden obendrein oft gar
nicht beachtet.
Die tatsächlich gezahlten Entschädi-
gungen sind denn auch extrem unterschied
lich. Sie scheinen von den Hausbesitzern
oder Sanierungsträgern vor allem nach
dem Sozialstatus betroffener Mieter und
deren Hartnäckigkeit bei Räumungsver-
handlungen bemessen zu werden. So
gibt es Fälle, in denen die verängstigte
65-jährige Witwe und der in Verhandlun-
gen gewandte Kaufmann, die seit Jahren
Nachbarn an einem Treppenpodest wa-
ren, für ihre Umsetzung” Entschädi-
gungen erhalten, die um mehrere hun-
dert Prozent differieren, obwohl sie etwa
die gleichen Nachteile haben.
Es ist in solchen Fällen offenbar eine
beliebte Taktik, die Mieter zu gegensei-
tigem Stillschweigen über die Höhe ihrer
Entschädigung und die Adresse ihrer
Ersatzwohnung zu verpflichten, damit
diese den Schwindel nie entdecken und
auch nachträgliche Solidarisierungen ver-
hindert werden. Diese Taktik erschwerte
auch die hier beschriebene Untersuchung
erheblich. Sie wäre nämlich beinahe da-
ran gescheitert, daß die Adressen der
„umgesetzten” Mieter kaum zu bekom-
men waren. Die anfangs wenigen auffind-
baren Mieter wußten oft nichts über den
Verbleib ihrer früheren Nachbarn oder
trauten sich nicht, Auskunft zu geben. Die
Sanierungsträger seibst „‚mauerten’’ und
hatten, wie sich rausstellte, auch allen
Grund dazu. Stutzig machte, daß auch die
für „Sanierungen”’ zuständige Behörde,
das Amt für Bodenordnung, mit Auskünf-
ten mehr als zurückhaltend blieb. Der
Grund sollte bald sichtbar werden.
Rettung brachte das Einwohnermelde-
amt. Es ließ sich durch einen ausführlichen
offiziellen Brief des Instituts für Bauöko-
nomie, in dem u.a. versichert wurde, daß
es um eine sozialpolitisch bedeutsame Un-
tersuchung gehe und die Anonymität der
Mietcr nach außen aewahrt werde ‚dazu
Ehrlinger/Kalb/Sauter
ganz anders aus: Denn, wie die „umge-
setzten’ Mieter bestätigten, fand kein
einziges Gespräch zwischen ihnen und
Vertretern der Stadt Stuttgart statt, in dem
etwa die Konsequenzen einer „Umsetzung”
erörtert wurden. Trotz Buchveröffentli-
chung, trotz mehrerer „‚Planspiele‘” und
trotz vieler schöner Reden mißachtete die
Stadtverwaltung permanent gesetzliche
Regelungen und der Gemeinderat gab
trotzdem seinen Segen:
Laut Stuttgarter Amtsblatt vom 30.7.72 geneh-
migte das Regierungspräsidium die Satzung über
die förmliche Festlegung des SS 2 vom 8.6.72
nur unter der Auflage, daß insbesondere die
Aufstellung eines Sozialplans nachgeholt würde.
Laut Stuttgarter Amtsblatt vom 30.11.72
wies Baubürgermeister Fahrenholtz bei der Ge-
meinderatssitzung vom 23.11.72, in der die
Satzung des Bebauungsplans „‚Rotebühl-/
Schwabstraße” (SS 2) beschlossen wurde, da-
rauf hin, daß der Sozialplan für die Anwohner
im Sinne des StBauFG gesichert sei und daß da-
mit die Voraussetzungen für die Verabschiedung
des Bebauungsplans erfüllt seien.
Dennoch beanstandete das Regierungspräsi-
dium in einem Bedenkenerlaß am 14.2.73 immer
noch das Fehlen eines Sozialplans.
Am 4.6.73 genehmigte dann das Regierungs-
präsidium den Bebauungsplan, der am 23.6.73
in Kraft trat.
Auf die Frage, ob zu diesem Zeitpunkt ein
Sozialplan vorlag, war — trotz vieler Ver-
suche — von keiner der zuständigen Behör-
den eine präzise Auskunft zu erhalten. Aus
all den widersprüchlichen Antworten läßt
sich allerdings mit großer Sicherheit schlies-
sen, daß der in Aktenschränken wohl ver-
wahrte „Sozialplan’’ aus nicht mehr als
giner Adressenliste besteht: Sie enthält die
neuen Adressen der Mieter, die aus dem
SS 2 ‚„‚umgesetzt’’ wurden.
Demnach setzten sich Regierungspräsi-
dium und Stadtverwaltung im wahrsten
Sinne „auf Kosten” der Mieter, unter mi-
nimaler Wahrung (?) der juristischen Form,
miteinander ins Benehmen und ersparten
sich sozialpolitische Mühen. Mit seinem
„Bedenkenerlaß‘” vom 14.2.73 „erfüllte”
das Regierungspräsidium formal seine
„„‚Pflicht’” nach 8 93. Abs. 1 StBauFG:
„Hat der Bund oder das Land für die Durchfüh-
rung einer Sanierung vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes einer Gemeinde Förderungsmittel be-
willigt, so kann die Gemeinde innerhalb eines
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne
vorbereitende Untersuchungen oder Stellung-
nahmen im Sinne des &amp; 4 das Gebiet förmlich
als Sanierungsgebiet festlegen. Die nach Landes-
recht zuständige Behörde kann verlangen, daß
Untersuchungen oder Stellungnahmen im Sinne
des &amp; 4 nachaeholt werden”
Die Stadt „‚genügte’’ bis zum 4.6.73 durch
Vorlage eines „proforma”’-Sozialplans, be-
stehend aus einer Adressenliste, ihrer
„Pflicht’” gemäß 8 8 Abs. 2 StBauFG:
„Die Gemeinde soll während der Dauer der
Durchführung der Sanierung die Erörterungen
mit den unmittelbar Betroffenen fortsetzen und
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Verflechtungen sowie Örtliche Bindungen und
Abhängigkeiten der Betroffenen berücksichtigen.
Das Ergebnis ist schriftlich festzulegen (Sozial-
plan). Der Sozialplan ist laufend zu ergänzen.
Die Gemeinde soll den Betroffenen bei ihren
eigenen Bemühungen, nachteilige Auswirkungen
zu vermeiden oder zu mildern helfen, insbe-
sondere beim Wohnunaswechsel .. ”
Die Wohnungen im SS 2, die geräumt und
dann abgerissen wurden, waren zu einem
großen Teil von guter Qualität und vor
allem preiswert. Teilweise waren sie-erst
vor wenigen Jahren umfassend moderni-
siert worden (Bad, Zentralheizung, neue
Fenster usw.). Die Lärmbelästigung blieb,
nach Aussagen der Mieter, vor allem in den
oberen Geschossen in Grenzen. Von Vor-
teil war, daß die Wohnungen in gut ver-
sorgter städtischer Umgebung lagen, oben-
drein direkt an der Straßenbahn. Kaum
einer der Mieter hätte ausziehen wollen,
vor allem da sie oft gute Kontakte zur
Nachbarschaft hatten. Doch sie wurden
„umgesetzt”’. Mit welchen Konsequen-
zen?
Mit anderen Worten: Der „Soziale An-
spruch” des Gesetzes, das bereits am
1.8.71 in Kraft getreten war, wurde von
Stadt und Land gemeinsam mit Füßen ge-
treten!
Die üblichen formal-juristischen Argu-
mentationen werden in diesem Falle we-
der Stadt noch .Land von diesem Vor-
wurf befreien können, wenn man be-
denkt, daß viele Mieter, die aus dem SS 2
„umgesetzt’’ wurden, erst nach Inkraft-
treten des StBauFG ihre Kündigung erhiel:
ten und ausnahmslos alle erst lange nach
diesem Zeitpunkt ‚umgesetzt‘ wurden.
3.1 Eine Mieterbefragung hat ihre
Schwierigkeiten
2.2 Grüninger KG und Neue Heimat
verfahren nach eigenem ‚„Gutdünken”
Die Befragung der Mieter sollte zwar vor
allem die finanziellen Auswirkungen der
„Umsetzung” zu klären versuchen. Jedoch
ging es darüber hinaus um ein möglichst
umfassendes Bild über die Veränderung
ihrer Lebensbedingungen. Naheliegend
wurde der Fragebogen recht umfänglich.
Die Verfasser entschlossen sich daher, in
einem maximal 90-minütigen Gespräch,
dessen Inhalt und Zeitpunkt den Mietern
brieflich mitgeteilt wurde, nur einen Teil
der insgesamt 104 Fragen zu stellen.
Dies geschah in Form eines sog. „halb-
standardisierten‘ Interviews: Es wurden
in beliebiger Reihenfolge, dem jeweiligen
Verlauf des Interviews angepaßt, einzelne
Fragen gestellt und die im Fragebogen
vorgegebenen Antwortmöglichkeiten vom
1. Interviewer angekreuzt. Der 2. Inter-
viewer machte jeweils ergänzende Noti-
zen. Die Fragen zu den finanziellen
Auswirkungen der ‚Umsetzung‘ wur-
den zum Teil gar nicht im einzelnen
gestellt. Die Mieter wurden gebeten, die
ihnen zur Verfügung stehenden Belege
(Mietverträge, Rechnungen, Schriftver-
kehr etc.) zum Abfotografieren zur Ver-
fügung zu stellen. Dies geschah dann sehr
zügig gleich an Ort und Stelle. Nie wurden
die Belege mitgenommen. Fast alle Mieter
waren nach einigem Zögern mit diesem
Verfahren einverstanden.
Die Anzahl der ausführlich befragten
Mietparteien wurde auf ein Dutzend be-
schränkt. Ihre Auswahl erfolgte ohne syste-
matische Kriterien, unterlag also vorwie-
gend dem Zufall. Die beschränkte Anzahl
erschien ausreichend, um eine Methode
zur Bilanzierung finanzieller Auswirkungen
der „Umsetzungen”’ zu entwickeln und zu
testen und reichte — wie sich herausstellte —
auch aus, um einen Trend dieser Auswir-
kungen anzudeuten.
1972 begannen die Grüninger Bau KG
und die NH, die inzwischen über das ge-
samte SS 2 verfügten, mit der ‚Umsetzung‘
der 85 dort ansässigen Mietparteien (286
Personen, davon 58 Ausländer). Von der
NH, auf deren Areal 20 Mietparteien wohn-
ten, wurden vorerst 16 „umgesetzt”, von
der Grüninger Bau KG, auf deren Areal
65 wohnten, nach und nach 51. (Dann
ging die Firma pleite. Sie hatte sich wohl
hinsichtlich Umfang und Dauer der „Sa-
nierung” verspekuliert, vor allem da Wirt-
schaftskrise und hinhaltender Widerstand
von Bürgerinitiativen kein gutes „Klima””
für „kleinere’” Spekulanten schufen. Heu-
te gehört das Grüninger-Areal der Süd-
westbank AG, die dort im „Krisenjahr”
1975 ein Geschäftshaus zu bauen begann.)
Die 67 „Umsetzungen” erfolgten, ohne
daß irgendeine systematische Erhebung
über die soziale Lage und die Bedürfnisse
der betroffenen Mieter stattgefunden
hätte.
Die NH zahlte — nach eigenen Angaben
— an die von ihr „‚umgesetzten’’ Mietpar-
teien insgesamt 55.000,- DM für „Härte-
fälle” und „Spedition’’, pro Mietpartei al-
so durchschnittlich 3.500,— DM. Die Zah-
lungen fielen sehr unterschiedlich aus:
einige bekamen mehr, einige gar nichts.
Derzeit werden Verhandlungen darüber
geführt, wieviel Umsetzungskosten die
Stadt Stuttgart der NH ersetzt.
Die Grüninger Bau KG zahlte überhaupt
keine Entschädigungen. Sie versuchte, die
betroffenen Mieter u.a. in ihren eigenen,
sehr unterschiedlich gelegenen Mietshäu-
sern unterzubringen und führte die Um-
züge selbst durch.
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3.2 Finanzielle Folgen der „‚Umsetzungen”
sind bilanzierbar
Um die Auswertung der umfangreichen
Befragungen und zahlreichen Belege zu er-
leichtern, wurde ein spezieller Bilanzierungs:
bogen entwickelt. Bilanziert wurden einma-
lige und laufende Ausgaben bzw. Kosten,
die den Mietern infolge ihrer ‚Umsetzung‘
entstanden:
A Einmalige Ausgaben bzw. Kosten und
entgangene Einnahmen
Ausgaben für Fremdleistungen
Ausgaben für den Umzug
Ausgaben für die notwendige Herrichtung
der Ersatzwohnung und Kostenäquivalente
für entsprechende Wertverluste in der frei-
gemachten Wohnung
Ausgaben für notwendige neue Einrich-
tungsgegenstände und Kostenäquivalente
für entsprechende Wertverluste bei den
bisherigen Einrichtungsgegenständen
Kostenäquivalente für Eigenleistungen
Kostenäquivalente für Eigenleistungen beim
Umzug
Kostenäquivalente für Eigenleistungen bei
der notwendigen Herrichtung der Ersatz-
wohnung und für entsprechende Wert-




Laufende Ausgaben bzw. Kosten/Monat




Sonstige (Veränderungen bei) laufende(n)
Ausgaben (z.B. für Fahrtkosten)
Bilanziert wurden weiterhin die einmaligen
und laufenden Einnahmen, die den Mietern
infolge ihrer „‚Umsetzung‘’ entstanden:
C Einmalige Einnahmen
1; Teilentschädigungen
1.1 Entschädigungen für die Umzugskosten
1.2 Entschädigungen für die eigenfinanzierte
Instandhaltung und Verbesserung der frei-
gemachten Wohnung















Bei der Berechnung von Kostenäquiva-
lenten für Wertverluste (z.B. bei Einrich-
tungsgegenständen) mußten oft Wertab-
schreibungen berücksichtigt werden, um
z.B. Restwerte von entwerteten Gegen-
ständen (zum Zeitpunkt des Umzuges)
festzustellen. Solche Restwerte wurden
wie folgt ermittelt:
Alter
1 N tn(1) euwert X Lebensdauer Wertverlust
(2) Neuwert x Wertverlust = RESTWERT
Für die Ermittlung bedurfte es also der
Angaben über Neuwert und Alter (bzw.
Zeitpunkt der Anschaffung) der betreffen -
den Gegenstände. Die voraussichtliche Le-
bensdauer wurde in der Regel geschätzt.
Auf die Diskontierung von Ausgaben
und Einnahmen auf einen Zeitpunkt (z.B.
den des Umzuges) wurde bei der Bilanzie-
rung bewußt verzichtet. Mieter-Haushalte
wirtschaften schließlich nicht wie Betriebe.
Betriebswirtschaftliche Rechnungen sind
also nicht geeignet, ihre reale finanzielle
Belastung bzw. Belastbarkeit zu beurtei-
len.
3.3 Die „umgesetzten” Mieter zahlen
alle drauf
Die Ergebnisse der detaillierten Bilanzen
wurden gegen Ende der Untersuchungen
für jeden Mieter-Haushalt in einer Tabelle
zusammengefaßt. In diesen Tabellen wur-
den die infolge der „Umsetzung” insge-
samt entstandenen einmaligen Ausgaben
bzw. Kosten und Einnahmen sowie die
(Veränderungen der) laufenden Ausgaben
und Einnahmen / Monat einander gegen-
übergestellt und der jeweilige „Saldo”
ermittelt.
Im dargestellten Fall ergab sich — unter
Anrechnung aller Entschädigungen und
Zuschüsse — infolge der „Umsetzung eine
einmalige finanzielle „‚Belastung” in Höhe
von 6.476,— DM. Auch die anderen un-
tersuchten Fälle sehen nicht viel besser
aus. Durchschnittlich ergaben sich — über
Entschädigungen und Zuschüsse hinaus —
einmalige „Verluste bzw. ‚Belastungen‘
von mehr als 2.000,— DM und monatliche
Mehrbelastungen von mehr als 150,— DM.
Dies wiegt umso schwerer, als es sich bei
den „Umgesetzten”’ vielfach gerade um
ältere Leute handelt.
Den Löwenanteil der laufenden Mehr-
belastungen machen fast immer Steigerun-
gen der Miete und der Nebenkosten aus.
Bei den einmaligen ‚‚Verlusten” bzw. „Be-
lastungen‘” schlagen meist die Entwertung
von Möbeln und eigenfinanzierten Ein-
bauten in der freigemachten Wohnung
und die Neuanschaffung von Einrichtungs-
gegenständen für die Ersatzwohnung be-
sonders zu Buche. Verständlicherweise
bemühen sich die Mieter, die oft in der
neuen Wohnumgebung nicht heimisch
werden, wenigstens bei der Ausstattung
ihrer Ersatzwohnung das Niveau der frei-
gemachten Wohnung zu erreichen.
Die. Befragung machte sehr deutlich,
daß viele der „‚Umgesetzten‘ große Schwie:
rigkeiten hatten, sich neu einzugewöhnen.
Ein älteres Ehepaar z.B. zog in den 2 1/2
Jahren seit seiner ‚Umsetzung‘ noch 3 x
um bzw. wurde noch 3 x „‚weitergereicht”‘,
Ihnen gelang es nicht mehr „‚Fuß zu fas-
sen‘.
4. „SANIERUNG” UND “MODERNISIE-
RUNG” ZWINGEN DIE MIETER
ZUM “KONSUM”
Sicher werden Zweifel auftauchen, ob
die Ergebnisse der Untersuchung verall-
gemeinerbar sind, ob bei neueren Sanie-
rungsverfahren nicht alles viel „‚sozialer””
verläuft. Solche Zweifel erscheinen aller-
dings bisher wenig berechtigt. Zwar
werden heuer — auch in Stuttgart —
oft umfangreiche Befragungen von
Mieter, Gespräche mit Hausgemein-














Die Bilanzierungen warfen eine Reihe metho-
discher Probleme auf. Das grundlegende
Problem war, welche Ausgaben bzw. Ko-
sten und Einnahmen überhaupt als Folgen
der ‚Umsetzungen‘ angerechnet werden
sollten. Die Verfasser entschlossen sich,
auch Kostenäquivalente für Wertverluste
und Eigenleistungen der Mieter, die durch
die „‚Umsetzungen”’ ausgelöst wurden, de-
tailliert zu berücksichtigen. Schließlich
entsprechen die „Umsetzungen”’ überwie-
gend den Interessen der Hauseigentümer
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2) Die laufenden Ausgaben für die Lebenshaltung blieben unberücksichtigt
3) Dieser Betrag () kommt dem Mieterhaushalt infolge der Umsetzung ZUGUTE
geht ZU LASTEN des Mieterhaushalts infolge Umsetzung
4) Um diesen Betrag STEIGERT sich das verfügbare Einkommen/Monat











geführt. Aber die Ermittlung und Festle-
gung von Entschädigungen bleibt dabei
meist ausgeklammert bzw. im inoffiziellen,
nicht nachprüfbaren Bereich, Vergleichen-
de Bewertungen der freizumachenden
Wohnungen und ihrer Wohnumgebung
einerseits und der Ersatzwohnungen und
ihrer Wohnumgebung andererseits werden
nicht durchgeführt. Ob gleichwertige Er-
satzwohnungen zur Verfügung gestellt
werden, hängt — trotz aller schönen so-
zialstatistischen Erhebungen — erfahrungs-
gemäß weiterhin vom „‚Durchsetzungsver-
mögen” der betroffenen Mieter bzw. ihrer
Organisationen ab. Meist haben die Haus-
besitzer oder Sanierungsträger den länge-
ren Atem. Die oft schon bei Ankündigung
der „Sanierung“ verschreckten Mieter zie-
hen es vielfach vor, „‚freiwillig‘’ fortzuzie-
hen und ohne jede Entschädiqung alles aus
eigener Tasche zu zahlen: Die großen finan-
ziellen Belastungen solcher Mieter, deren
Zahl inzwischen in die Hunderttausende
gehen dürfte, tauchen in keiner Bilanz
über die „Kosten der Sanierung” auf. Die
Mehrausgaben (z.B. für neue Gardinen,
Teppiche, Möbel), die ihnen neben Miet-
erhöhungen zwangsläufig entstehen, fin-
den sich allenfalls sehr indirekt in volks-
wirtschaftlichen Rechnungen wieder, die
über „Multiplikatoreffekte von Bauinvesti-
tionen” angestellt werden.
Ähnliches gilt — und da finden die
„Sanierungs- und Umsetzungsverfahren”
ihre Entsprechung in den „Modernisie-
rungs- und Entmietungsverfahren” — für
Ausgaben bzw. Kosten, die den Mietern
bei der Modernisierung ebenfalls meist
„zwangsläufig‘’ entstehen. Die Modernisie-
rungsplanung der Hausbesitzer zwinat die
Mieter nicht nur des öfteren zur kosten-
intensiv teuren „„‚Entmietung‘ bzw. zu
Umzügen,für die ebenfalls meist unterschied-
lich und unzureichend entschädigt wird. Sie
nimmt in der Regel auch keine Rücksicht
auf die Wiederverwendbarkeit von Möbeln
der Mieter (z.B. Küchen- und Wohnzim-
merschränke) oder von Einbauten (wie
Duschen, Etagenheizungen etc.), die auf
eigene Kosten durchgeführt wurden. Im
Falle von deren Entwertung oder Vernich-
tung werden meist keine Entschädigungen
gezahlt. Für ihre Erneuerung trägt der Mie-
ter die Kosten: entweder in Form des er-
höhten Mietpreises oder in Form des Kauf-
preises für „‚zwangsläufige’’Neuanschaffun-
gen. Denn: die „„‚Wirtschaft’” muß wachsen,
sie braucht Verschwendung, sie braucht
Konsum. Auch den „Zwangs-Konsum”.
Oder vielleicht nicht?
Lore Ditzen ;
INSTITUTIONALISIERTE ANWALTSPLANUNG IN HOLLAND
„Inspraak”” bei der Stadterneuerung — das niederländische Beispiel. Referat, gehalten auf der Werkbundtagung am 22.11.75 in Berlin.
Stiftungen wie „LOS” und „Neue Wohnformen” sind Institutionen, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, die Bewohner bei Er-
neuerungs- und Neuplanungen zu beraten. Sie helfen so, die Kontinuität der Arbeit der Initiativen vor Ort zu stärken und auch im
Falle von Neuplanungen die künftigen Bewohner bereits frühzeitig zu beteiligen und ein „Quartiersbewußtsein”’ zu entwickeln. —
Ein nachahmenswertes Beispiel? Der Werkbund nimmt hierzu in einer Erklärung Stellung (vgl. Kasten). (Gekürzte Fassung).
nissen des Bürgers auf wirksame Weise
Rechnung zu tragen, die Mitsprache. Nur
durch Mitsprache können sie eigene Vor-
stellungen entwickeln, und ausgestattet
mit mehr Information können sie auf
gleicher Ebene mit anderen Instanzen
über Sinn und Unsinn von Abriß und
Neubau diskutieren.”
LOS proklamiert als Leitfaden die
Schaffung eines guten Wohn- und Lebens-
milieus, das Neubau keineswegs aus-
schließt, aber Erhaltung und Verbesse-
rung vorrangig unterstützt.
Diese Stiftung wird durch Subsidien
sowohl des Wohnungsbau- wie des Kul-
turministeriums unterstützt. Aber die
Hauptarbeit wird von freiwilligen Helfern
getragen, die ihre Sachkenntnis kostenlos
zur Verfügung stellten —, außer Reise-
und Aufenthaltsspesen. Es sind Archi-
tekten, Ingenieure, Wissenschaftler mit
politischem Engagement. Es sind jetzt
etwa 50. Auch Hochschulen beteiligen
sich daran. Und das ist angesichts der
schon bearbeiteten Projekte und der
Arbeitsweise in einigen Fällen erstaunlich
genug.
LOS wurde ausdrücklich mit dem Ziel
gegründet, bei der Stadterneuerung die
Bewohner zu beraten. Also eine Art von
institutionalisierter Anwaltsplanung oder
Advocay Planning, auf die sich seit ihrem
Bekanntwerden von Versuchen in den USA
auch bei uns viele Hoffnungen gerichtet
haben, die aber in der bisher versuchten
Der internationale Vergleich, in den ich
hier einen kleinen Einblick geben will,
beschränkt sich auf einen Aspekt, den der
„Inspraak”, der Mitsprache bei Stadter-
neuerungsprozessen, also sowohl bei der
Erhaltung wie beim Neubau. Im Prinzip
ist man in den Niederlanden, soweit ich
erfahren konnte, noch nicht sehr viel
weiter als bei uns — wohl aber in den
Verfahrensweisen. Die Vorstellung, daß
Stadterneuerung als Stadterhaltung auch
eine soziale Aufgabe ist, ist auch in den
Niederlanden ziemlich neu.
chen Maßnahmen der Regierung jetzt
schon berücksichtigt wird. So ist zum Bei-
spiel eines der Kriterien, nach denen Woh-
nungsbauprojekte im Regierungsprogramm
für experimentellen Wohnungsbau prä-
miert werden können, die mit dem Pla-
nungs- und Bauprozeß verbundene ‚‚In-
spraak’” — die Mitsprache, Beteiligung der
Bewohner. Diese Stiftung heißt ‚‚Landelijk
Ombudsteam Stadsvernieuwering — LOS’
und betreibt eine Art von institutionalisier-
ter Antwaltsplanung.
Im Gründungsprogramm definiert LOS
den Ausgangspunkt seiner Arbeit: „Daß
Stadterneuerung nicht allein ein techni-
sches und finanzielles Problem ist, son-
dern ein Problem des Zusammenlebens
in seiner Gesamtheit, wird in zunehmen-
dem Maße erkannt”. Die bisherige Praxis
der Sanierung führt, so wird weiter resu-
miert, zur Zerstörung der Quartierszu-
sammenhänge und ihrer nachbarschaft-
lichen Bindungen (Wijk-Gemeenschap)
und zu großer Verschwendung, die durch
unnötig hohe Mieten entstehen können.
Die Klagen der Bewohner richteten
sich bisher darauf, daß ihre Wohnungen:
— zu Unrecht in Abrißplanungen vor-
kommen,
— zu Unrecht verfallen
— oder auf falsche — ihren Interessen
und Möglichkeiten nicht entsprechen-
de — Weise verbessert werden.
‚„‚Deshalb”’, so heißt es im LOS-Programm,
„ist die einzige Möglichkeit, den Bedürf-
Ich möchte sie mit einer Institution be-
kanntmachen, die versucht, die Frage der
Partizipation auf eine realistische Basis zu
stellen. Es handelt sich ebenfalls um eine
Stiftung — gegründet 1973 von verschiede-
nen Gruppen und Einzelpersonen, also
z.B. der Niederländischen Architektenge-
nossenschaft, einem Institut für Architek-
tur, Akademien für Baukunst, politischen
Gruppen und der Nationalen Stiftung
Neue Wohnformen, die ganz bestimmte
Projekte mit humanen Zielvorstellungen
fördert und zum Beispiel auch Beteili-
gungsprozesse im Wohnungsneubau rea-
lisiert. Bürgerbeteiligung ist in den Nieder-
landen noch nicht gesetzlich, sie hat sich
aber durch Bürgerinitiativen so viel Nach-
druck verschafft, daß sie auch in zahlrei-
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Form nicht besonders erfolgreich waren
oder nicht weitergeführt wurden. Der Er-
folg der Anwaltsplanung — so viel läßt
sich sicher in einem Satz resümieren —
hängt unter anderem davon ab, wer diese
Planung bezahlt und ob eine Gemeinde
die Anwälte, die sie nicht bezahlt, als
Gesprächspartner überhaupt akzeptiert.
An der Gründung von LOS waren
unter anderem folgende Gruppen betei-
ligt: Die Niederländische Architektenge-
nossenschaft, das Institut für Architektur
und verschiedene Akademien für Bau-
kunst, verschiedene politische Parteien
und die Nationale Stiftung Neue Wohn-
formen, die ganz bestimmte Projekte
mit humanen Zielvorstellungen fördert
und zum Beispiel auch die erwähnten
Beteiligungsprozesse im sozialen Woh-
nungsneubau realisiert. (Außerdem ver-
schiedene einzelne Arbeitsgruppen, die
auf dem Gebiet der Stadtenerneurung
schon gearbeitet hatten und Einzelperso-
nen — unter den letzteren auch der nie-
derländische Staatssekretär für Stadter-
neuerung, Schäfer, der sich in partizipa-
torischen Stadterneuerungsprozessen per-
sönlich sehr engagiert.)
LOS wird auf Anfrage oder auf Anfor-
derung einer Bewohnergruppe tätig. Von
diesen Bewohnern wird auch aktive Mit-
arbeit verlangt — das heißt, die Bereitschaft
schriftliche Unterlagen anzufertigen, lau-
fend zu führen, bei Umfragen tätig zu wer-
den und LOS laufend über die Angelegen-
heit und den Stand der Dinge durch Ab-
schriften und Korrespondenz auf dem
Laufenden zu halten. Diese Bedingung,
die in den Leitlinien zu Beginn der Arbeit
im Jahre 1973 als Voraussetzung für die
Tätigkeit von LOS genannt wird, wird
bereits im Jahresbericht 1974 als „Gewis-
sensfrage” apostrophiert. Denn da hat
sich inzwischen natürlich herausgestellt,
was auch als Schwierigkeit für die effek-
tive Bewohnerbeteiligung im Jordaan be-
zeichnet wurde, daß gerade dort, wo Un-
terstützung am nötigsten ist, nämlich in
den älteren und ärmsten Quartieren —
die Einwohner am wenigsten imstande
sind, sich auf die Arbeit der Mitsprache
einzulassen
„In der Tatsache, daß die niedrigsten Ein-
kommensgruppen in den ältesten und
schlechten Wohnsituationen leben mit den
geringsten ökonomischen und sozial-kul-
turellen Möglichkeiten für eine Verbesse-
rung, liegt der Kern der Stadterneuerungs-
problematik generell und auch für die Ar-
beit von LOS. Das Problem für LOS heißt,
daß die Abweisung eines Antrags ebenso-
sehr im Streit mit der Zielsetzung liegt
wie die Annahme ohne wirkliche Hilfs-
möglichkeiten.” LOS beschränkt sich in
solchen Fällen darauf, in verstärktem Maß
Sozialarbeiter und Sozialämter heranzu-
ziehen und so Härten mindern zu helfen,
oder es trägt Konfliktfälle auch mit Presse-
kampagnen in die Öffentlichkeit, man
denke z.B. an den Ombudsmann in einem
der Fernsehprogramme. Es ist, das muß
noch einmal gesagt werden, keine Bürger-
initiative, sondern ein ganz pragmatisch
arbeitendes Vermitt/ungsteam, das Bürger
in eigenen Initiativen unterstützt und
berät, vor allem — was mir besonders wich;
tig scheint — im methodischen Vorgehen.
Die Bilanz der Arbeit aus den ersten
zwei Jahren ist — ungeachtet der qualita-
tiven Unterschiede der Problemstellungen
und auch ungeachtet negativer Ergebnisse,
die da verzeichnet werden, beachtlich ge-
nug. Es handelt sich in den meisten Fällen
um Anträge von Bewohnergruppen, vorge-
sehene Planungen zu prüfen und nach
alternativen Lösungen zu suchen.
Von den etwa 70 Beispielen, die ich im
Jahresbericht durchgesehen habe, hier nur
einige, die ich ebenso summarisch wieder-
gebe, wie ich sie vorgefunden habe.
Papendrecht-Molenpolder:
Ein Wohnquartier aus dem Jahre 1920, in-
zwischen zum großen Teil unbewohnt
und zugenagelt. 208 Wohnungen insge-
samt. Dem Bebauungsplan zufolge sollten
dort 8-geschossige Häuser gebaut werden.
Für die bewohnten Wohnungen waren im
Gemeinderat verschiedene Modernisie-
rungsvorschläge diskutiert worden. LOS
hat hier eine Wohnuntersuchung und Ver-
besserungsvorschläge eingebracht, die mit
den Bewohnern zusammen erarbeitet wur-
den und man hat erreicht, daß von dem
Hochhausbau abgesehen wurde. Anstelle
der unbewohnten Wohnungen werden
neue Einfamilienhäuser gebaut, so daß —
so heißt es wörtlich im Bericht — „das
Quartier im Ganzen erhalten bleiben kann”
Hoorn — Italiaanse Zeedijk
Ein Hafenquartier mit großen Lücken
durch Abriß, von 320 bestehenden Ge-
bäuden sind 230 Wohngebäude, die auch
auf der Abrißliste standen. LOS hat hier
für das Quartier einen kompletten alterna-
tiven Bebauungsplan aufgestellt, der zu-
nächst vom Gemeinderat nicht angenom-
men wurde. Dann kam hier als deux ex
machina ein neuer Gemeinderat zum
Zuge, der forderte LOS auf, einen Reha-
bilitationsplan für das ganze Gebiet aus-
zuarbeiten. Das hieß in diesem Fall:
Verbesserung und Erneuerung bestehen-
der Bauten und Neubau in den Lücken.
LOS zhählt hier summarisch als Lei-




Velsen — Oud Ijmuiden
Der zur Hälfte abgebrochene Teil von
Iljmuiden umfaßt noch 250 Wohnungen,
die laut geltendem Bebauungsplan durch
Wohnhochhäuser ersetzt werden sollten.
Nachdem das Anfang 1973 gegründete
Siedlungskomitee bei LOS Hilfe erbat,
konnte ein neuer Plan ausgearbeitet wer-
den. Er sieht jetzt vor: ein Drittel mittel-
hohe Bebauung, ein Drittel Rehabilitation
des alten Bestandes, ein Drittel angepaßter
Neubau von Einfamilienhäusern.
Der LOS-Beitrag bestand in der Em-
pfehlung eines Alternativ-Plans, in der
Mitwirkung an der Ausarbeitung dieses
Planes in der allgemeinen Begleitung und
der Veranlassung einer sozialen Untersu-
chung. Die Gemeinde Velsen hat für die
Arbeitszusammenkünfte Vergütungen ge-
zahlt.
Daß Gemeinden, die sich auf alterna-
tive Vorstellungen einlassen, die Arbeit
dann auch finanziell stützen, kommt häu-
figer vor, ist aber nicht Bedingung. Es gibt
durchaus auch einige Berichte, die mit
dem Kommentar abschließen: Resultat
negativ. Auch hier spielen im Verlauf die-
ser Vorgänge wirtschaftliche Bedingungen
und politische Entscheidungen eine Rolle,
die sich aus den summarischen Berichten
nicht erkennen lassen.
Ich fasse noch einmal zusammen, wo-
rin die Arbeit von LOS generell besteht:
— in der Beurteilung von Wohnungen und
Wohnumgebungen zur Feststellung,
ob eine Aktion sinnvoll ist und wenn
ja, welche Schritte in Gang gesetzt wer:
den sollen,
in Inventarisierung und Wohnungsun-
tersuchungen,
in der Beurteilung schon vorhandener
Pläne, die für die Wohnungen oder
Wohnbereiche aufgestellt wurden,
— in der Entwicklung von alternativen
Plänen.
Das alles, wie gesagt, immer in Zusammen-
arbeit mit den Bewohnern. Die Beglei-
tung durch LOS sichert den Bewohnerini-
tiativen die Kontinuität. Die Absicht ist
dabei, nicht nur möglichst befriedigende
Einzellösungen zu finden, sondern auch
Vergleichsmaßstäbe für die verschiedenen
Problemfälle im ganzen Land zu gewin-
nen, also sozusagen quartier$bezogene
Standardvorstellungen für das herauszu-
arbeiten, was eigentlich unter geltenden
Bedingungen, an Verbesserung des Lebens-
milieus je wünschbar wird und möglich
ist. Und auf jeden Fall nachteilige Seiten
einer geplanten Veränderung zu verhüten.
Dabei spielen nicht nur die großen
Fragen der Stadterneuerung eine Rolle,
also Abriß oder Neubau oder Modernisie-
rung, sondern auch eher bescheidene,
die mit großer Sorgfalt durchgearbeitet
werden. Ich habe hier den Bericht über
die Verbesserung einer Wohnumgebung in
einer Siedlung bei Harlingen, in der, um
nur einen Punkt zu nennen, allein fünf
alternative Pläne für die Anlage von Park-
Ditzen
plätzen in den Wohnstraßen gemacht wur-
den — wozu zu sagen ist, daß der erste
Vorschlag, nämlich den Autoverkehr aus
dem Quartier herauszunehmen, von den
überwiegend alten Einwohnern dieses
Quartiers aus der Befürchtung heraus ab-
gelehnt wurde, dann kämen vielleicht
die Kinder und Enkel sonntags nicht mehr
mit dem Auto zu Besuch. Es ging also da-
rum, die Autors zuzulassen und gleichzei-
tig den Wohncharakter einer Straße mit
offenen Vorgärten und Bäumen zu erhal-
ten. Zunächst einmal hat man die Fahr-
geschwindigkeit im Wohngebiet auf 20 km
heruntergesetzt — mit diesem Mittel wird
in Siedlungen häufig gearbeitet — und
dann hat man eben sehr sorgsam diese
Pläne entwickelt, durch die die Straßen-
führung zugunsten von Gärtchen und
kleinen Parkplätzen in Dreier-Gruppen
oder für zwei Autos geknickt, die Fahr-
möglichkeit also auf jeden Fall verlang-
samt wurde, man hat die Höhe und Brei-
te der Bürgersteige, die Anlage von klei-
nen Öffentlichen Sitzgruppen unter Bäu-
men in verschiedenen Zeichnungen zur
Diskussion gestellt, mit ganz einfachen
erklärenden Texten, die bestimmt jeder
verstehen kann.
A
DIE STIFTUNG “NEUE WOHN-
FORMEN”
Das Beispiel dieser Wohnumgebungsver-
besserung ist nun nicht eine Arbeit von
LOS, sondern von einer in der Zielsetzung
verwandten Stiftung, die ja in LOS auch
vertreten ist, nämlich der Stiftung Neue
Wohnformen. Diese Stiftung besteht seit
1968, sie wurde von Privatleuten, Ärzten,
Soziologen, Architekten etc. mit dem
Ziel gegründet, gemeinsam mit der Bevöl-
kerung bessere Entwicklungen in der Le-
bensumgebung zu befördern. Oder, um es
mit ihren eigenen Worten zu sagen: „Mit
gebauten Beispielen zeigen, daß ein ande-
rer Weg des Lebens möglich ist, mehr in
Übereinstimmung mit den physischen und
sozialen Bedingungen des Menschen, und
daß dieser Weg ohne nennenswerte Ko-
stensteigerung möglich ist. Eine Lebens-
umgebung nach menschlichen Maßen,
die nicht von der Reichweite des Bau-
krans diktiert ist.”
Einige Punkte aus diesem Programm:
— Erhöhung des Dichtedurchschnitts oh-




Beachtung der lokalen Charakteristika
durch ein Inventar von Natur und
Charakter der bestehenden Situation
in Stadt und Land und zwischen Woh-
nung und engerer Wohnumgebung.
Dadurch sollen Identifikationsmöglich-
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keiten gefördert und der Bewohner mit
hohen Maßstäben für sinnliche Wahrneh-
mung ausgestattet werden. Alle Bauvor-
haben werden im Partizipationsprozeß ver-
wirklicht — wobei das Bau-Team und alle
Fachleute wie die künftigen Bewohner
an diesem Prozeß teilnehmen.
Bei den Siedlungsbauten, die die Stif-
tung Neue Wohnformen bisher verwirk-
licht hat — ich habe mir einige davon an-
gesehen — handelt es sich entweder um
genossenschaftliche Bauten, die die künf-
tigen Mieter sozusagen schon auf der
Warteliste hat oder auch um sozialen Ei-
genheimbau. Ich kann nun auf die Cha-
rakteristika dieser Siedlungen nicht ein-
gehen, darf aber vielleicht darauf hinwei-
sen, daß Dieter Beisel in ‘Werk und Zeit’
schon einmal eine erste Übersicht gege-
ben hat, die ich versprochen habe an die-
sem Ort zu vervollständigen — einschließ-
lich der Problematik, die sich auch bei
gelungenen Beteiligungsprozessen im Neu-
bau zeigt.
Ich will hier zum Schluß nur noch da-
rauf hinweisen, daß Programme und Rea-
lisierungen wie diese in Holland ermutigt
und ermöglicht werden durch ein staatli-
ches Programm für experimentelle Woh-
nungsbau, der als „‚Experiment‘ nicht
nur — oder nicht einmal vorrangig — spek-
takuläre formale Entwürfe auszeichnet,
sondern ganz normale, bei denen allerdings
die Frage der sozialen Offenheit oder des
sozialen Spielraums und der menschliche
Maßstab eine wichtige Rolle spielt. Eines
der Kriterien, die ein Projekt prämienwür-
dig und damit attraktiv für bauwillige Ge-
meinden oder Wohnungsbauunternehmun-
gen machen, ist zum Beispiel die im Pla-
nungsprozeß vorgesehene „‚Inspraak”. Die-
se Beteiligungsprozesse im Neubau, wie es
die Stiftung Neue Wohnformen in einem
Fall für eine Siedlung mit 1300 Einwohnern
durchgeführt hat, aus denen sich regelmä-
Big arbeitenden Gruppen bildeten, werden
ebenfalls von Konsulenten der Stiftung be-
gleitet, und sie werden durch alternative
Vorschläge der Architekten während des
Planungsvorganges, mit denen innerhalb
bestimmter Margen Bewohnerwünsche be-
rücksichtigt werden, fruchtbar gemacht.
Dieser Prozeß kommt — erkennbar —
sowohl der Gestaltung der Wohnumge-
bung — also dem öffentlichen und halb-
öffentlichen Raum zugute, wie natürlich
der Bildung eines Quartiers auch im sozia-
len Sinn. Die Leute kennen sich zum gros-
sen Teil schon, wenn sie einziehen.
Ich glaube, ich muß mich mit diesen
Andeutungen hier begnügen. Die beiden
Stiftungen, die ich hier genannt habe,
sind nicht die einzigen, vielleicht aber
im Rahmen unserer Fragestellung die
interessantesten.
Ich habe mit Absicht die Zielsetzung
für Neubauprogramme den Erhaltungs-
bemühungen an die Seite gestellt. Einmal,
weil auch die besten Erhaltungen uns
nicht davor bewahren werden, über die
Gestaltung unserer Umwelt mit unseren
Kräften und aus unseren Mitteln nachzu-
denken. Und zum anderen, weil die Be-
mühung in beiden Bereichen ja nur einen
gemeinsamen Sinn haben kann, nämlich
die Schaffung eines Lebensmilieus oder
von Lebensumgebungen, in denen man
sich als invidiuelles und soziales Wesen
zu Hause fühlt.
Ich finde, wir im Werkbund sollten
darüber nachdenken, ob wir nicht die
bei uns vorhandenen und uns verwandten
Kräfte für die Formulierung und Verwirk-
lichung ähnlicher Programme zusammen-
fassen können, wie einige holländische
Beispiele sie uns lehren.
ERKLÄRUNG
Die auf dem Werkbundtag 1975 in
Berlin Versammelten haben sich da-
rüber informieren lassen, daß in den
Nachbarländern England, Niederlande,
Frankreich, Schweiz, Italien Sanie-
rungs-, Stadterneuerungs- und Stadt-
erhaltungsmaßnahmen vorrangig da-
rauf gerichtet sind, die Wohnbedin-
gungen der Betroffenen zu verbessern.
Zum Abschluß der Tagung wurde
unter dem Eindruck dieser Darlegun-
gen mehrheitlich der Auffassung zu-
gestimmt, daß dieses Ziel auch bei
uns — entschiedener als bisher prak-
tiziert — Priorität erhalten sollte.
Der Werkbund legt deshalb allen
in der Verantwortung stehenden Poli-
tikern und in den Planungsstellen
Tätigen nahe, Stadterhaltung und
‚entwicklung in erster Linie als sozial-
politische Aufgabe zu begreifen und
bei deren Lösung den jeweils betrof-
fenen Bewohnern unter weitergehen-
der Ausnutzung des vorhandenen
Planungsinstrumentariums ein Mit-
entscheidungsrecht einzuräumen.
Unter den deutschen Beispielen,
die entwicklungsfähige Ansätze zeigen,
erscheinen die Arbeiten der Stadtver-
waltung Wiesbaden und die Modell-
modernisierung für den Block 118
am Klausener Platz in Berlin richtung-
weisend.
Der Werkbund plädiert dafür, Praxis-
modelle zu fördern, in denen Formen
der Mitbeteiligung der Bewohner er-
probt werden. Träger solcher Modell-
versuche könnten, ähnlich wie in
Holland, Stiftungen, gemeinnützige
Vereine oder ähnliche Organisationen
sein, die erwarten lassen, daß sie die






MÜNCHEN — ENDE DER MONOZENTRISCHEN STADTENTWICKLUNG ?
1. EINLEITUNG
Die Absicht dieser Studie ist es, die im
Kontext einer ausgeprägten monozentri-
schen Orientierung in München ablaufende
Stadtentwicklung zu beschreiben, sowie
die Möglichkeiten der Steuerung durch
Stadtentwicklungsplanung kritisch zu be-
trachten. Hierbei steht vor allem die Frage-
stellung im Vordergrund, ob Stadtent-
wicklungsplanung eigenständige, alterna-
tive Entwicklungsvorstellungen formulie-
ren und möglicherweise durchsetzen kann
oder ob sie lediglich als eine Reaktion auf
die ohnehin ablaufende Entwicklung —
mit dem Ziel, die schwersten entwicklungs-
bedingten Mißstände abzumildern — zu
verstehen ist.
Die Wahl fiel auf München, weil hier
— eine besonders dynamische Entwicklung
abaelaufen ist
mo
— Prozesse funktionaler Entmischung,
Monostrukturbildung und sozialer Se-
gregation, wie sie für fast alle Großstädte
in der BRD typisch sind, in seltener
Deutlichkeit ablaufen
von Seiten der Stadtverwaltung zwei
Stadtentwicklungspläne erstellt worden
sind, die sich dadurch auszeichnen, daß
der erste, im Jahre 1963, bereits sehr
früh vorlag, während der zweite, im
Jahre 1974, sich als erster Stadtentwick-
lungsplan der BRD die Umwandlung
der traditionellen monozentrischen
Stadtstruktur in eine polyzentrische
zum Ziel setzte.
Das polyzentrische Entwicklungskonzept
wird seit seiner theoretischen Entwicklung
gegen Ende der 60er Jahre als Allheilmit-
tel zur Rettung zerstörter oder kurz vor
der Zerstörung stehender Städte begriffen
und findet sich seitdem in diversen Stadt-
entwick lungsplänen wieder. Im letzten
Teil dieser Studie wird das polvzentrische
Konzept anhand des Münchner Beispiels
kritisch reflektiert und eine realistischere
Einschätzung seiner Realisierungschancen
versucht.
Die Entwicklung des Münchner Raumes
weist einige Besonderheiten im Vergleich
zur Entwicklung in der übrigen BRD auf.
Hervorstechend ist hierbei ein Nachhin-
ken der wirtschaftlichen Entwicklung und
eine atypische Entwicklung der Beschäfti-
gungsstruktur. In München setzt ein star-
kes Wachstum im sekundären Sektor erst
nach dem zweiten Weltkrieg ein und setzt
sich dann in den 60er Jahren verstärkt
fort.
Daß die Entwicklung Münchens typisch
für einen Verflechtungsraum ist, liegt, so
verwirrend es sich zunächst auch anhört,
gerade an den hier auftretenden Besonder-
heiten, vor allem der verspäteten Industrie-
ansiedlung, die die hier ablaufenden Ent-
wicklungsprozesse nicht untypisch machen,
sondern sie im Gegenteil zuspitzen.
Zwoch
2. AUSGANGSLAGE IN MÜNCHEN
Ein neuer Stadtentwicklungsplan liegt
auf dem Tisch: nicht der erste, denn der
war in München schon 1963 — zu einem
für die BRD sehr frühen Zeitpunkt — ver-
abschiedet worden. Was konnte nun die
Münchner Verwaltung zu dem doch recht
aufwendigen Verfahren bewegen, einen
neuen Entwicklungsplan aufzustellen, wo
man doch schon so zeitig vor über 10 Jah-
ren Überlegungen angestellt hatte, wie die
Entwicklung der Stadt in die rechten Bah-
nen zu lenken sei? Eine Betrachtung der
Ausgangslage, auf die der STEP 74 trifft,
kann in dieser Frage schon vieles klären.
München ist gekennzeichnet durch
einen extrem starken Tertiärisierungspro-
zeß der City, der in seiner Folge eine ganze
Kette von Entwicklungen zunächst einlei-
tete und später beschleunigt vorantrieb.
Für den Innenstadtbereich heißt dies zu-
nächst, daß durch Vordringen tertiärer
Funktionen die Wohnnutzung mehr und
mehr verdrängt wird. Bei den noch als
Wohnhäuser genutzten Gebäuden handelt
es sich vorwiegend um Altbauten, die von
einer „‚alteingesessenen”, aber ökonomisch
schwachen Bevölkerung bewohnt werden.
Bei einer Verdrängung aus diesem Gebiet
finden die Bewohner je nach finanziellen
Möglichkeiten Ersatzwohnraum entweder
1. im noch vorhandenen Altbaubestand
in den räumlich benachbarten Innenstadt-
randgebieten, in die vor allem die finanziell
schlechter Gestellten abwandern und in
denen sich zudem schon ähnliche Bevöl-
kerungsgruppen konzentrieren, oder
2. in den Neubausiedlungen am Stadt-
rand. Dies trifft vor allem für finanziell
besser Gestellte zu.
Somit zeigt sich neben der Verdrängung
der Wohnnutzung aus dem Innenstadtbe-
reich eine erste weitere Folge der City-
Tertiärisierung: Die Vereinheitlichung der
Bevölkerung in den Innenstadtrandgebieten
durch soziale Segregation. In diesem Be-
reich konzentrieren sich mit zunehmender
Tendenz:
‚—-hochmobile Bevölkerungsgruppen (. . .)
mit geringer Bindung an Wohnung
und Wohnumfeld
Gruppen einer immobilen Restbevölke-
rung und Randgruppen, die nicht in
der Lage sind, den an den Bedürfnissen
der einkommensstarken, mobilen Be-
völkerungsgruppen und an Kapitalver-
wertungsinteressen orientierten Um-
strukturierungsprozeß zu beeinflußen
Ausländer, die einerseits als „„Übergangs-
und ‚„Abnutzungsmieter” Instrument
der Kapitalinteressen sind, die den Bil-
ligwohnraum der Innenstadtrandgebie-
te für die „industrielle Reservearmee”’
in Anspruch nehmen, andererseits aber
von einem bestimmten Konzentrations
grad an immer stärker zum Verfall der
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in der Innenstadt investierten Kapital-
werte beitragen.” 1)
Die Wohnnutzung ist in den Innenstadt-
randgebieten noch die vorherrschende
Nutzung. Die Bausubstanz besteht vorwie-
gend aus Altbauwohnungen, innerhalb de-
ren wiederum — bei breiter Streuung der
vorhandenen Standards — der Anteil über-
durchschnittlich schlecht ausgestatteter
Wohnungen überwiegt. Die Konzentration
von Unterschicht und Randgruppen in
Quartieren mit renovierungsbedürftiger
Bausubstanz führt zur „‚Slum”’-Bildung,
die in überalterten Substandardwohnungen
bei gleichzeitiger Überbelegung zwangs-
Jäufig einsetzt. Dadurch wird einerseits
der Gegensatz zwischen gut und schlecht
ausgestatteten Wohnungen verschärft,
andererseits die Tendenz befördert, in
einem solchen Gebiet die noch gut erhal-
tenen Bausubstanz ebenfalls ‚,‚versiumen”’
zu lassen. ‚„‚Auf den Verlust an Wohnfunk-
tion, dem Rückgang familiengerechter Woh
nungen und die Verschlechterung der Um-
weltqualitäten reagieren die einkommens-
starken Gruppen der Innenstadtbevölke-
rung mit Wegzug, während die einkom-
mensschwachen Gruppen eine starke Be-
herrungstendenz aufweisen.” 2) So voll-
zieht sich im Innenstadt- und vor allem im
Innenstadtrandbereich eine selektive Ent-
mischung, die die vorhandenen negativen
Aspekte (Slumbildung, soziale Entmi-
schung) noch weiter verschärft, und da-
mit den Boden für eine jetzt schon zu be-
obachtende und in Zukunft verstärkt zu
erwartende Verdrängung der Wohnnut-
zung durch von der Innenstadt her expan-
dierende tertiäre Funktion ebnet.
Die an der Peripherie erstellten Neu-
baugebiete — vorrangig sozialer Wohnungs-
bau — dienen als Ausweichquartiere so-
wohl für die aus der Innenstadt durch ter-
tiäre Nutzungen verdrängte Bevölkerung,
für die Bevölkerungsgruppen die die In-
nenstadtrandgebiete aufgrund der abneh-
menden Wohnqualität freiwillig verlassen
und für besser gestellte neuzuziehende
(vor allem) deutsche Bevölkerungsgruppen.
Die Bevölkerung dieser Gebiete setzt
sich zusammen aus vorwiegend deutschen
‚„Bevölkerungsgruppen in der expansi-
ven Phase (kennzeichnend ist der junge
Altersaufbau der Neubaugebiete, der sich
in den Gründerjahren bildet — junge Fa-
milien mit Kindern), die kurzfristig Nach-
fragespitzen nach Versorgungseinrichtun-
gen entstehen lassen. Weiterhin einkom-
mensschwache Schichten in Gebieten mit
sozialem Wohnungsbau, die bei der markt-
wirtschaftlich gesteuerten Versorgungs-
planung nicht einmal die Grundausstat-
tung mit Einrichtungen zur Güterversor-
gung erreichen”. 3) Eine zweite, indirekte
Konsequenz des Tertiärisierungsprozesses
der City ist also — analog zur ersten Folge-
erscheinunag: densozialen Erosionsprozes-
sen in den Innenstadtrandgebieten — die
Herausbildung einer sozialen Monostruk-
tur in den peripheren Wohngebieten.
Diese Kausalkette läßt sich sogar noch
weiter fortsetzen: Wer sich nämlich be-
sonders viel leisten kann, der wohnt nicht
am Stadtrand und erst recht nicht in den
Innenstadtrandgebieten, sondern zieht
gleich ins Umland. Diese Bevölkerungs-
gruppen setzen sich aus Erwerbstätigen
mit höherer beruflicher Qualifikation zu-
sammen, die überwiegend in den Betrieben
des Dienstleistungssektors der Innenstadt
arbeiten und die im Umland ihre differe-
zierten Ansprüche an Wohnung und Wohn-
umfeld zu verwirklichen trachten. Dies
sind „aktive Bevölkerungsgruppen, deren
berufliche, kulturelle und Versorgungs-
aktivitäten auf das Stadtgebiet konzen-
triert bleiben, diese ökologisch und infra-
strukturell weiter belasten, dort weitere
Strukturinvestitionen erforderlich machen
und den Umstrukturierungsprozeß weiter
anheizen.” 4) Nachdem nun entwickelt
worden ist, wie sehr die Tertiärisierung
der City mit dem Voranschreiten sozialer
Entmischungsprozesse verknüpft ist, soll
darauf eingegangen werden, in wie weit
diese Entmischungsprozesse ihrerseits wie-
der Ursache für die Verschärfung bestehen-
der Probleme sind.
Die seit der Industrialisierung in allen
Ballungsräumen vollzogene Trennung
von Wohn- und Arbeitsstätten findet in
München — unterstützt durch die Bevöl-
kerungsentmischung — eine extreme Aus:
prägung: Wohn- und Arbeitsstätte entfer-
nen sich diametral entgegengesetzt von-
einander. Die Bewohner des Innenstadt-
und Innenstadtrandgebietes fin-!en als mehr
oder weniger unqualifizierte Arbeitskräfte
ihre Arbeitsplätze im Allgemeinen in den
industriellen Großbetrieben an der Peri-
pherie als an- oder ungelernte Hilfsarbei-
ter. Die Bevölkerung der Peripherie findet
ihre Arbeitsplätze wieder — um nur zu
einem sehr geringen Teil als ungelernte
Arbeiter, zu einem größeren Teil schon
als Facharbeiter — in den räumlich benach-
barten industriellen Großbetrieben, in
beträchtlichem Maße jedoch im tertiären
Sektor der Innenstadt. Und die Bewohner
der Umlandgemeinden schließlich arbeiten
— wie schon erwähnt — überwiegend in
den Betrieben des Dienstleistungssektors
der Innenstadt. In einer verallgemeiner-















Das Ergebnis dieses Zustandes ist leicht
abzulesen:
Stoßartig werden zweimal täglich ent-
gegengesetzt verlaufende Verkehrswogen
die öffentlichen Verkehrsmittel und das
Straßennetz überfluten und an den Rand
des Zusammenbruchs bringen, während
in der übrigen Zeit die Kapazitäten unaus-
genutzt bleiben, die öffentlichen Ver-
kehrsmittel z.B. leere Wagen umherschie-
ben.
Die in Einzelaspekten ausführlicher ge-
schilderte Ausgangslage, die ja wesentlich
durch ein konzentrisches Wachstum —
das heißt Ausweitung vor allem des terti-
ären Sektors im Innenstadtbereich — her-
aufbeschworen wurde, stellt sich, auf
Stadtbereichsebene zusammengefaßt, in
den essentiellen Problemen etwa folgen-
dermaßen dar:
— Der Innenstadtbereich entwickelt sich
zu einem Verwaltungs- und Dienstlei-
stungszentrum. Die Bausubstanz dieses
Bereiches besteht im wesentlichen aus
neuerbauten Großkaufhäusern, Ver-
waltungs-, Bank- und Versicherungs-
palästen sowie denkmalschutzwürdi-
gen Repräsentationsbauten und Kul-
turdenkmälern vergangener Epochen,
während die Wohnnutzung im Altbau-
bestand weiter verdrängt wird (es bleibt
nur eine immobile, ökonomische schwa-
che Restbevölkerung zurück) und eine
zunehmende Tendenz der (Verdrängung
auch bei stadtbildprägenden Objekten
wie Cafes und typischen Münchner
Biergärten zu beobachten ist.
Der Innenstadtrandbereich ist durch
die konzentrisch weiter wachsende
City in seinem Bestand mehr und mehr
bedroht, traditionelle Wohnviertel der
Gründerzeit (wie der Stadtteil Lehel)
werden zu Cityerweiterungsgebieten
und fallen nach der altbewährten Sala-
mitaktik der Spitzhacke zum Opfer.
Andere Viertel sind durch die Untätig-
keit von Hausbesitzern, die ihre Häuser
nicht mehr instandhalten und auf eine
Expansion der City hoffen, von der sie
sich durch Umnutzung oder Abriß
ihres Besitzes eine höhere Rendite ver-
sprechen, von einer schleichenden Zer-
störung erfaßt.
Die Peripherie gliedert sich in meist
unterversorgte, monofunktionale Neu-
baugebiete und Bereiche der Güterpro-
duktion, (die nur hier ihre Ansprüche
nach räumlicher Ausdehnung und rela-
tiv niedrigen Bodenpreisen befriedigen
kann).
Stadtbereichsübergreifend ist das Ver-
kehrsproblem.
Auf diese Situation trifft der STEP 74 und
ihr versucht er durch ein multizentrisches
Entwicklungskonzept entgegenzusteuern.
Nun ist es aber nicht so, daß die Münch-
ner Stadtentwicklung von gestern auf heu-
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te vonstatten gegangen wäre und als wären
Tendenzen, die zum Zustand von 1974
geführt haben, nicht schon vor 10 Jahren
zu erkennen gewesen.
Schon 1963 hatten die Auswirkungen
des immensen wirtschaftlichen Nach-
kriegswachstums — das in München eine
besonders extreme Ausprägung fand —
derart katastrophalen Einfluß auf die Stadt-
entwicklung genommen, daß eine Reak-
tion seitens der politisch Verantwortlichen
auf diese Zustände unumgänglich gewor-
den war: Die Ausgangslage, vor die man sich
1963 gestellt sah, unterschied sich von dem
Zustand, in dem sich München 1974 be-
findet nur dadurch, daß diese Situation
weniger deutlich ausgeprägt war. Dennoch:
Alle bis heute mit brutaler Deutlichkeit
aufgebrochenen Probleme befanden sich
schon 1963 im Entwicklungsstadium und
wurden in der Tendenz erkannt. Und:
Die entwicklungspolitischen Leitvorstel-
lungen, die im Stadtentwicklungsplan von
1963 zur Steuerung vorgesehen wurden,
unterscheiden sich im Kern nicht von de-
nen des 74er -Plans: Was heute mit einem
„polyzentrischen Stadtkonzept‘’ erreicht
werden soll, wurde damals mit der Ein-
richtung von „funktions- und lebensfähi-
gen Nebenzentren” angestrebt. Man wollte
1963 die Stadtgestalt erhalten, die Wohn-
nutzung ausbauen und auf alle Fälle das
Verkehrsproblem lösen (was alles bis
heute nicht gelungen ist). Statt dessen
aber wurden — wie aus der Ausgangslage
1974 offensichtlich geworden ist — Ten-
denzen, die man eindämmen wollte, be-
fördert: Ein konzentrisches Wachstum
mit allen seinen negativen Folgen ist heu-
te in München in geradezu klassischer
Reinheit vorhanden.
Zur Beantwortung der Frage, ob der
Verwirklichung der entwicklungspoliti-
schen Zielvorstellungen des STEP 74
mehr Erfolg beschieden sein kann, sollen
nun zunächst die Hintergründe des
STEP 63, sein Konzept und die Auswir-
kungen der in seiner Folge durchgeführ-
ten Maßnahmen betrachtet werden.
3. DER STADTENTWICKLUNGS-
PLAN (STEP) 63
3.1 Gründe zur Erstellung eines STEP
Die verspätete, aber dann zu Beginn der
50er Jahre verstärkt sich vollziehenden
Industrialisierung Münchens und der in
der Folge ablaufende Tertiärisierungs-
prozeß der Münchner Innenstadt brach-
ten der Stadt ein starkes wirtschaftliches
und bevölkerungsmäßiges Wachstum sowie
einen grundlegenden strukturellen Wandel,
was zu Beginn der 60er Jahre zu hand-
festen Krisenerscheinungen führte. Diese
wurden am deutlichsten an der Wohnunags-
unterversorgung (eine starke Zunahme
der Arbeitsplätze führte zu einer starken
Zunahme der Bevölkerung, die der Woh-
nungsmarkt nicht verkraften konnte)
und der Unterkapazität des Verkehrs-
systems (hier geht es vor allem um den
Zusammenbruch des S$traßennetzes, das
der zunehmenden Motorisierung nicht
gewachsen war). An diesen Problembe-
reichen setzt der Stadtentwicklungsplan
von 1963 an, den die Stadt 1960 zu er-
stellen beginnt: „Die städtebaulichen Pla-
nungen der Stadt werden im Wesentli-
chen durch die Entwicklung bestimmt,
welche die Bevölkerung, die Zahl und
Struktur der Arbeitsplätze sowie der
durch die zunehmende Motorisierung be-
stimmte Verkehr im Stadtgebiet und der
sie umgebenden Region nimmt.” 5) Zur
Frage des überaus starken wirtschaftlichen
und bevölkerungsmäßigen Wachstums sol-
len vorweg einige erklärende Hinweise
gegeben werden, die die Hintergründe die-
ses Wachstums verdeutlichen sollen.
Warum setzt in München dieses Wachs-
tum erst so spät (erst in den 50er und
60er Jahren) und dann aber mit derarti-
ger Vehemenz ein?
Wodurch wird die Bevölkerungsentwick-
lung ausgelöst, durch welche, nicht so-
fort erkennbare Hauptbewegungen ist
sie charakterisiert?
Dies sind Fragen, die vor der Darstellung
des Stadtentwicklungsplans von 1963
beantwortet werden sollen.
3.1.1. Wirtschaftliche Entwicklung
Der Gund für die sehr späte Industriali-
sierung Münchens ist wohl in erster Linie
in der Veränderung der Standortanforde-
rungen warenproduzierender Betriebe zu
suchen. Diese Standortbedingungen waren
in München zunächst äußerst ungünstig.
Die Stadt und ihr Umland verfügen über
keinerlei Rohstoff quellen und ihre ver-
kehrstechnische Lage war äußerst ungün-
stig. Auch heute noch ist München die
einzige Großagglomeration der BRD ohne
Anschluß an die Binnenschiffahrtswege.
„Daher spielte München bis zum ersten
Weltkrieg als Industriestadt eine unter-
geordnete Rolle. In der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts trugen staatliche Förde-
rung und nicht zuletzt kriegswirtschaft-
liche Gesichtspunkte zur stärkeren Indu-
strialisierung bei, die sich dann in den
50er Jahren verstärkt fortsetzte”’. 6)
Entscheidend für den Münchner Raum
wird jedoch die in den 50er und 60er Jah-
ren sich vollziehende Veränderung der
Standortanforderungen warenproduzie-
render Betriebe. Diese Bedeutungsverände-
rungen sind in den charakteristischen
Punkten gekennzeichnet durch einen
Bedeutungsrückgang der Transportkosten
(immer stärkerer Ausbau des Verkehrs-
netzes) und der Energiekosten (Elektri-
Zwoch
zität und Wasser stellen heute für norma-
len Bedarf Ubiquitäten dar) sowie einer
deutlichen Bedeutungszunahme der Fak-
toren Fühlungsvorteil und Arbeitskraft,
wobei letzterer zum entscheidenden
Standortfaktor für warenproduzierende
Betriebe wird. Aus diesem Grund wird
für sie die Ansiedlung in Agglomerationen
zur Notwendigkeit, da nur hier ihre ent-
scheidenden Ansprüche an einem Stand-
ort zugleich erfüllt werden.
In München siedeln sich in den 50er
und 60er Jahren vor allem die Industrien
solcher Branchen an, die einerseits relativ
rohstoffunabhängig sind, deren Arbeits-
kräftebedarf aber gleichzeitig im Zuge
einer expansiven Tendenz so groß ist,
daß sich eine Neuansiedlung in einem
bisher schwächer industrialisierten und
gleichzeitig bevölkerungsreichen Raum
lohnt. Dies sind in den 50er und 60er
Jahren vor allem weiterverarbeitende
und vergleichsweise spezialisierte Indu-
striezweige in Bereichen wie: Elektro-
technik, Feinmechanik und Optik, Ma-
schinen- und Fahrzeugbau, Luftfahrt,
Chemie und Kunststoff.
Die Münchner Region war seit Beginn
der 50er Jahre eine Region außerordent-
lichen Wachstums. Die Ansiedlung und
der Ausbau warenproduzierender Be-
triebe in Wachstumsbranchen, die dazu
tendieren, höhere Löhne als andere In-
dustriezweige zu zahlen, ließen in der
Folge einen Bevölkerungszuwachs in
Form von Wanderungsgewinnen erwar-
ten, was wiederum zu einer Erhöhung
der vorhandenen Kaufkraft und der
Nachfrage nach Konsumgütern führt.
Weiterhin ist München das einzige
hochspezialisierte Oberzentrum für den
gesamten südbayrischen Raum, der einen
sehr großen Einzugsbereich darstellt und
besitzt somit eine echte Monopolstellung.
Der, im Vergleich zu anderen Großstäd-
ten in der BRD, überaus forciert voran-
getriebene Ausbau der Massenverkehrs-
mittel dürfte neben dem großen vorhan-
denen Nachfragepotential für waren-
handelnde Betriebe den Ausschlag zur
Standortwahl München gegeben haben.
Die außerordentlich gute City-Erschlie-
RBung durch Massenverkehrsmittel (der
50-Minuten-Einzugsbereich beträgt nach
Ausbau des U- und S-Bahn Netzes rund
16 000 km2) führt zu einer überdurch-
schnittlichen Steigerung der Umsatzvo-
lumina im Innenstadtbereich. ‚Fast alle
großen Handelsunternehmen errichteten
in den letzten Jahren mehrere Vollwaren-
häuser (. . .) in der City oder an city-ähn-
lich günstigen Standorten.” 7) Die Not-
wendigkeit bestimmter Dienstleistungs-
und Verwaltungsfunktionen ergibt sich
mit einem bestimmten Stand der gesell-
schaftlichen Entwicklung. Die Intensität
ihrer Ansiedlung richtet sich nach dem
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Bedarf an solchen Funktionen innerhalb
eines bestimmten Einzugsbereiches.
Zur möglichst guten Erfassung großer
Einzugsbereiche werden sich Dienstlei-
stungs- und Verwaltungsbetriebe an zen-
tralen Orten ansiedeln und werden „sich
in dem Maße ausdehnen, in dem der Be-
darf ihres jeweiligen Einzugsbereichs an
tertiären Diensten wächst, indem also
die Bevölkerung zunimmt, ihr Einkom-
men steigt und die Wirtschaftskraft des
Gebietes sich erhöht.” 8) Die Industriean-
siedlung in München ließ in der Folge die
Bevölkerung anwachsen und die Nachfrage
nach unternehmensbezogenen Dienstlei-
stungen ansteigen. ‚So hat sich in der Zeit
nach dem zweiten Weltkrieg die Zahl der
Rechts-, Wirtschafts-, Steuer- und Betriebs-
berater stark erhöht.” 9) Andererseits
brachte das Bevölkerungswachstum auch
wieder eine gesteigerte Nachfrage nach
Dienstleistungs- und Verwaltungsfunktio-
nen mit sich. Zudem bedeutete die Ansied-
lung anderer Verwaltungen und Dienst-
leistungsbetriebe nicht unbedeutende
Fühlungsvorteile und die Stadt besaß ein
‚„‚Image”’, das als verkaufsfähig angesehen
wurde. Die Ausnutzung dieser positiven
Standortbedingungen findet ihren Nie-
derschlag in der Ansiedlung von Verwal-
tungen und Dienstleistungsbetrieben in
der Münchner City, die sowohl den Zen-
tralitäts- wie den „,Image’’-Anforderungen
dieser Betriebe gerecht wird. So hat sich
auch beispielsweise die Zahl der Bank-
niederlassungen im Stadtkern von 30
auf 69 und in den angrenzenden Stadt-
bezirken von 34 auf 110 erhöht. 19)
3.1.2. Bevölkerungsentwicklung
Die Bevölkerungsentwicklung Münchens
ist gekennzeichnet durch eine starke, aber
unkontinuierliche Zunahme der Einwoh-
nerzahlen bis 1973 und wird überwiegend
durch Wanderungsgewinne bestimmt; das
Umland erzielte im Vergleich zur Kern-
stadt einen ingesamt schwächeren, aber
seit 1962 kontinuierlich steigenden Be-
völkerungszuwachs. Die Entwicklungen
in Kernstadt und Umland erscheinen also
zunächst sehr ähnlich, beruhen aber tat-
sächlich auf ganz unterschiedlichen Ur-
sachen und unterscheiden sich qualitativ
erheblich.
Die Entwicklung im Stadtgebiet ist
durch zwei Faktoren entscheidend be-
stimmt. Erstens durch einen starken, in
höchstem Maße konjunkturabhängigen
Ausländerzustrom und zweitens durch
eine sich beschleunigende Abnahme des
deutschen Bevölkerungsanteils seit 1970.
Die Ausländer, die konjunkturellen
Schwankungen am stärksten unterliegen,
beeinflussen deutlich die Extrema der
bevölkerungsmäßigen Entwicklungskur-
ve: 1967, auf dem Höhepunkt der Rezes-
sion erfolgte vor allem durch das Ausblei-
ben ihres Zustroms eine abrupte Abnahme
der Zuzüge; 1969, in der Aufschwungpha-
se, steht dem eine, vor allem durch Aus-
länderzuzüge bedingte, extreme Bevölke-
rungszunahme entgegen.
Die Entwicklung im Umland ist in
den wesentlichen Punkten dadurch gekenn-
zeichnet, daß sich die-neuzuziehenden,
hochqualifizierten und meist auch über-
durchschnittlich verdienenden Arbeits-
kräfte hier — und nicht im Stadtgebiet! —
ansiedeln, und das zweitens bei Deutschen
insbesondere Verheirateten, „Haushalten
mit Kindern und wachsenden Haushalten,
Haushalten mit doppelter Berufstätigkeit,
höheren Qualifikationsgruppen und Ein-
kommensgruppen”” 11) die Tendenz zum
Wegzug aus dem Stadtgebiet ins Umland
vorherrscht.
Während sich im Stadtgebiet die Be-
völkerungsentwicklung 1967 und 1969
sehr stark konjunkturabhängig zeigte, blie-
ben die Wanderungsgewinne im Umland
stabil. „Sie stiegen auch im Rezessionsjahr
1966 von 15 900 Personen auf 16 900 im
Jahr 1967 an. Der Wanderungsgewinn
der Kernstadt dagegen ging von 16 500
Personen im Jahr 1966 auf etwas über
5 000 im Jahr 1967 zurück.” 12) Generell
ist zu sagen, daß die Abnahme des Wande-
rungsgewinnes bzw. der Wanderungsver-
Just (ab 1973) der Kernstadt dem Umland
zugute kommt. Hierin finden die Auswir-
kungen der Umstrukturierungs- und Ver-
drängungsprozesse in der Kernstadt ihren
Niederschlag in Form von Wiederansied-
lung der Bevölkerung. So erklärt sich, daß
„der Wanderungssaldo der Kernstadt mit
dem Umland seit Jahren negativ ist. Im
Mittel der Jahre verlor die Stadt mehr als
8 000 Personen pro Jahr an ihr Umland.
Die Wanderungsverlust mit dem Umland
zeigen steigende Tendenz.” 13) In drei
Punkten kann man diese Entwicklungs-
tendenzen zusammenfassen: Der deutsche
Bevölkerungsanteil im Stadtgebiet nimmt
ab, der starke Ausländerzustrom überdeckt
diese Tendenz bis 1973, und das Umland
hat einen deutlichen Wanderungsgewinn,
der sich vorwiegend aus Deutschen zu-
sammensetzt, zu verzeichnen. Klammert
man nun den Anteil der Ausländer an
der gesamten Bevölkerungsentwicklung
aus, so wird die Spiegelbildlichkeit der
Wanderungsbewegung zwischen Stadt
und Umland deutlich: Die angestammte,
ökonomisch starke deutsche Bevölkerung
verläßt die Stadt und siedelt sich im Um-
land an, eine immobile, ökonomisch
schwache Restbevölkerung bleibt zusam-
men mit neu zuziehenden Ausländern,
einkommensschwachen Personengruppen
und Alleinstehenden zurück.
Schon der Stadtentwicklungsplan von
1963 — der im folgenden gleich darge-
stellt wird — wollte diese ungleichgewich-
tige Bevölkerungsverteilung, die ja im we-
DI“.
sentlichen durch einen Substanzverlust
der Kernstadt gekennzeichnet ist, verhin-
dern. Der Zustand im Jahre 1974 zeigt,
daß das auf keinen Fall gelungen ist; ob
der Stadtentwicklungsplan aber — und
das wird als Frage in den Raum gestellt —
Fehlentwicklungen, die korrigiert werden
sollten, eher befördert hat, soll nun an-
hand einiger Beispiele beantwortet werden.
3.2 Zielvorstellungen des Stadtent-
wicklungsplans 63
Das als das dringlichste angesehene Pro-
blem war im Rahmen der Stadtentwick-
lungsplanung die Lösung der Verkehrs-
misere. Die durch das Spannungsverhältnis
der Lage zwischen Wohn- und Arbeits-
stätten zweimal täglich in die Stadt flu-
tenden Verkehrswogen brachten den Ver-
kehr im Innenstadtbereich in den Stoß-
zeiten zum Stillstand. Dabei wirkte sich
das hohe Aufkommen des Individualver-
kehrs in der ohnehin verkehrsintensiven
Innenstadt nachteilig auf den öffentli-
chen Verkehr aus. „‚Die Straßenbahn, aus
vormotorisiertem Zeitalter meist ohne ei-
gene Trasse und auf kurzen Strecken
dutzende von Fahrbahnen des Kraftver-
kehrs kreuzend, wurde so behindert, daß
bereits 1954 die völlige Lahmlegung des
öffentlichen Verkehrs vorausgesagt wur-
de.” 14) Die Lösung dieser Verkehrspro-
bleme sahen die politischen Instanzen
einerseits in der Bereitstellung größerer
und kreuzungsfreier Verkehrsflächen für
den Individualverkehr, andererseits in der
Erstellung eines „„leistungsfähigen’’ Mas-
senverkehrsmittels, wobei langfristig dem
letzteren der Vorrang gegenüber dem In-
dividualverkehr gegeben wird. Von dieser
Idee und von der Struktur des geplanten
Massenverkehrsmittels hängen andere Ziel-
vorstellungen des STEP 63 maßgeblich ab.
Die Hinwendung zum öffentlichen Ver-
kehr stellt eine zu diesem Zeitpunkt neue
Tendenz innerhalb planerischer Konzep-
tionen in der BRD dar und hat von Mün-
chen ausgehend auch die Entwicklungs-
konzepte anderer Städte stark beeinflußt.
Der Stadtentwicklungsplan ging davon
aus, daß durch klare Ordnungsvorstellun-
gen die Steuerung der Stadtentwicklung
bestimmt sein sollte. „Die erste dieser Ord-
nungsvorstellungen sieht die Stadt darin,
daß das historisch und organisch gewachse-
ne Gefüge der Stadt mit dem Umland ge-
wahrt bleibt‘. 15) Dieses „„Gefüge”’sollte
in Einheiten gegliedert und den dadurch
entstehenden Komplexen sollten in „sinn-
voller Gesamtordnung die Lebensfunktio-
nen der Stadt zugeteilt werden. In sich
sind sie ebenso auf einen Mittelpunkt hin
zu ordnen, wie sie ihrerseits als Teile der
Einheit auf das Herz der Stadt ausgerich-
tet sind”. 16) Bei der Umsetzung dieser
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Ordnungsvorstellungen in einen Stadtent-
wicklungsplan kommt nun der Struktur
des ebenfalls zu errichtenden Massenver-
kehrsmittels eine entscheidende Bedeutung
zu. Der Gedanke einer sternförmigen An-
lage desselben korrespondiert mit dem
Leitgedanken der langfristigen Stadtent-
wicklungsplanung. „Leitgedanke dieser
Planung ist die, auf ein hochentwickeltes
Zentrum hin orientierte, entlang den
Strecken des Massenverkehrsmittels stern-
förmig in eine Vielzahl von Stadtteilen
mit eigenen Nebenzentren gegliederte und
mit ihrem natürlichen Umland organisch
verbundene Metropole mit Weltstadtcha-
rakter‘'. 17) Hiermit sind die essentiellen
Vorstellungen der großmaßstäblichen städ-
tischen Entwicklungsplanung umschrieben.
Ein weiteres Ziel des Stadtentwicklungs-
plans 63 wird in der Erhaltung des überlie-
ferten Stadtbildes gesehen. „Erfreulicher-
weise hat wertvolle Bausubstanz der Stadt
den zweiten Weltkrieg überdauert. Der
Wiederaufbau nach 1945 hat in anerken-
nenswerter Weise das überkommene Ge-
sicht der Stadt bewahrt. Der besondere
Reiz und die starke Anziehungskraft des
historischen Innenstadtgebietes beruhen
auf dem erhalten gebliebenen engmaschi-
gen Gefüge des mittelalterlichen Stadt-
kerns mit seinen monumentalen Bauten.
Im Wesentlichen geht jedoch die impo-
nierende Wirkung großzügiger Stadtbau-
kunst von den königlichen Straßen, Plätzen
und Bauten aus.” 18) Der ambivalente
Charakter der Forderungen des STEP 63
wird auch an diesem Punkt deutlich, wenn
sofort im Anschluß hieran gesagt wird:
„Die vom Stadtrat beschlossene Wahrung
des überlieferten Stadtbildes darf und soll
jedoch keine großzügigen (!) Lösungen
und die Möglichkeit ausschließen, an ge-
eigneten Stellen neue Aspekte zu gewin-
nen. Solche gestalteten Synthesen werden
beispielsweise bei der Einzelplanung des
Altstadtringes und der Isarparallelen ge-
funden werden müssen, um den kulturellen
Leistungen der Vergangenheit in die Zu-
kunft weisende Lösungen aus neuem Geist
zur Seite zu stellen‘, 19) Zur Erhaltung
der Wohnfunktion in der Innenstadt —
und im Innenstadtrandbereich wird ange-
führt, daß „nur ein Teil der derzeit vor-
handenen Wohnungen (!) in die Außenge-
biete verdrängt wird”. 20) Möglich sein
soll dieses — trotz sich vollziehender City-
Erweiterung — durch die Ausnutzung der
in diesen Bereichen vorhandenen und
entstehenden Baulücken, denen aufgrund
des hohen Lagewertes aus Wirtschaftlich-
keitsgründen eine möglichst hohe Nutzungs-
intensität zugestanden wird.
In der Berechnung allerdings, die dazu
dient, den Flächenbedarf für die Erstel-
lung von Wohnungen zur Unterbringung
der Bevölkerung zu bestimmen, finden
diese Baulücken keinen Eingang. Es wird
bei dieser Bedarfsermittlung vielmehr da-
von ausgegangen, daß für „‚die durch Aus-
breitung der City und der übrigen Innen-
stadt verdrängten Bewohner” 21) sowie
den erwarteten Bevölkerungszuwachs an
der Peripherie und im Umland genügend
Freiflächen zur Ansiedlung vorhanden
sind.
3.3 Maßnahmenplanung — Konflikt:
Ziel — Maßnahmenplanung
Innerhalb des STEP stehen widersprüch-
liche Zielvorstellungen nebeneinander
(beispielsweise Erhaltung des historischen
Zentrums und Ausbau eben der City als
„Herz der Metropole mit Weltstadtcharak-
ter’) die durch einen assoziativen, blu-
menreichen sprachlichen Ausdruck ver-
schleiert werden. In der Phase der Ver-
wirklichung der Ziele des STEP kommt
es zwangsläufig zum Konflikt dieser
widersprüchlichen Ziele; dieser Konflikt
wird dann mit der Entscheidung über die
in diesem oder jenem Fall durchzuführen-
den Maßnahmen ebenfalls entschieden und
zwar in aller Regel zugunsten der „Öökono-
mischeren” Lösung. Extrem deutlich wird
dieses procedere am Beispiel der Verkehrs-
planung im Rahmen der Stadtentwicklung.
Als das dringlichste Problem der Stadtent-
wicklung wurde 1960 (März 1960 Stadt-
ratswahl mit absoluter SPD-Mehrheit und
anschließender Koalition SPD - CSU) die
Entscheidung über die Verkehrsinfrastruk-
tur angesehen. Bereits 1959 hatte der 1960
neugewählte OB Vogel (SPD) sich in einem
Vortrag geäußert, dem unterirdischen
Massenverkehrsmittel sei zur Lösung der
Münchner Verkehrsmisere der Vorrang zu
geben. Diese Forderung fand sich auch
im Wahlkampfprogramm der SPD. Die
grundsätzliche Entscheidung war also ge-
fallen, es ging jetzt darum, unter zwei Al-
ternativen die durchzuführende auszuwäh-
len: Einerseits bestand die Möglichkeit
sich am bestehenden Straßenbahnnetz
zu orientieren und eine vorwiegend das
Stadtgebiet bedienende flächenstreuende
Unterpflasterbahn zu bauen (dieser Lö-
sung gab die SPD in ihrem Wahlprogramm
eindeutig den Vorrang). Dem gegenüber
stand die Möglichkeit einer sternförmigen,
auf Verflechtung von Stadt und Umland
ausgerichteten Anlage einer S-Bahn, die
sich an bestehenden 13 Vorortstrecken
der DB orientierte.
Diese alternativen Verkehrskonzepte
spiegeln jedoch zwei unterschiedliche Ent-
wicklungsleitbilder wieder: Das Unterpfla-
sterbahnkonzept richtet sich nach dem
im Stadtgebiet vorhandenen Bedarf an
Verkehrsmitteln und stellt das Umland
demgegenüber zurück; es ist nicht auf wei-
teres städtisches Wachstum angelegt. Das
S-Bahnkonzept hingegen ist auf zukünfti-
Zwoch
ges Wachstum der Stadt ins Umland aus-
gerichtet. Diese sternförmige, auf ein im
Kern liegendes Zentrum ausgerichtete An-
lage des Massenverkehrsmittels würde den
Einzugsbereich der City erheblich in die
Region ausdehnen, weiteres Arbeitskräf-
te- und Nachfragepotential für diese er-
schließen und erhebliche Umsatzsteigerun-
gen und Wertzuwächse im Stadtzentrum
ermöglichen.
Der Entscheidungskonflikt aktualisierte
sich an der sogenannten „klassischen Tras-
se”, der Verbindung zwischen Haupt- und
Ostbahnhof durch die Hauptgeschäfts-
straße Münchens. Die Entscheidung, ob
diese Trasse durch eine S- oder U-Bahn
erschlossen werden sollte, stellt die Vor-
wegnahme der Entscheidung über die
Struktur des gesamten Münchener Ver-
kehrssystems dar, hatte so auch entschei-
denden Einfluß auf die Stadtentwicklung.
In der Folgezeit begann ein langwieri-
ges Ringen zwischen der Stadt, der Bundes:
bahn als Träger der möglichen S-Bahn und
Land und Bund als potentielle Mitfinan-
ziers des Massenverkehrsmittels, indem
jeder der Beteiligten die eigenen Interes-
sen möglichst weitgehend zu wahren ver-
suchte. Die Bundesbahn hätte durch Bau
einer unterirdischen S-Bahn in der „‚klassi-
schen Trasse’’ die Möglichkeit, ihre beiden
Halbnetze mit 5 bzw. 8 Vorortlinien zu
verbinden; sie könnte damit ein attrakti-
ves Verkehrsangebot für die gesamte Re-
gion schaffen, wie auch die verkehrs-
reichste innerstädtische Teilstrecke für
sich ausschöpfen. Ihr ging es eindeutig um
die Erhöhung der Rentabilität des Betrie-
bes, die sie mit den Mitteln einer „‚Alles-
oder-Nichts-“ Politik, d.h. Überlassung der
klassischen Trasse an sie oder gar keinen
S-Bahnbau zu erreichen versuchte. Das
Land als ein potentieller Mitfinanzier hat
ein Interesse an einem überörtlichen, die
Region erschließenden Massenverkehrs-
systems, von dem sie sich die Anbindung
strukturell rückständiger Gebiete an die
wirtschaftlich stark expandierende Stadt
erwartet. Sie verknüpft ihre finanzielle
Beteiligung mit dem Junktim, die „klas-
sische Trasse’’ mit einer S-Bahn zu er-
schließen, um eine allseits gute Verbindung
zwischen Stadt und Umland herzustellen.
Das Interesse des Bundes an der Münche-
ner Verkehrsplanung beschränkt sich zu-
nächst darauf, der Bundesbahn die günstig-
sten betriebswirtschaftlichen Bedingungen
zu schaffen, indem er der Stadt zumin-
dest einige Zuschüsse für den Fall in Aus-
sicht stellt, daß die „klassische Trasse”
mit einer S-Bahn erschlossen wird. Wenn
sich der Bund letzten Endes doch in sehr
starkem Maß an dem Münchner Projekt
beteiligt, so liegt das nicht unwesentlich
daran, daß ihm der „Bericht der Sachver-
ständigenkommission über eine Untersu-
chuna von Maßnahmen zur Verbesserung
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der Verkehrsverhältnisse in den Gemein-
den” vorgelegt wird, in welchem „dem
schienengebundenen Massenverkehrsmittel
gegenüber dem Individualverkehr in den
Ballungszentren eindeutig der Vorrang
eingeräumt wird. Das Konzept des Münch-
ner Massenverkehrs deckt sich inhaltlich
mit den Empfehlungen der Sachverständi-
genkommission und die Realisierung sol-
cher Verkehrsmaßnahmen wird als Gemein-
schaftsaufgabe von Bund, Bundesbahn,
Ländern und Gemeinden angesehen”. 22)
Die Entscheidung der hohen Beteiligung
des Bundes (2/3 der Kosten) fällt, als die
Trassenfrage schon geklärt ist, publikums-
wirksam drei Monate vor der Bundestags-
wahl 1965.
Die Stadt schließlich, um deren Ver-
kehrsverhältnisse es letztendlich geht, ist
einerseits dem Zwang ausgesetzt, unter
dem Druck der Bevölkerung und der sich
immer weiter verschlechternden Verkehrs-
verhältnisse überhaupt etwas tun zu müssen,
ist andererseits aber aufgrund ihrer Finanz-
verhältnisse nicht in der Lage, die ihr
richtig erscheinenden Maßnahmen ohne
finanzielle Mitwirkung anderer durchzu-
führen. Sie steht vor der Alternative, ent-
weder ihr ursprüngliches Konzept (flächen-
streuende Unterpflasterbahn) durchzu-
setzen — was ihr aber durch die finan-
zielle Zwangslage unmöglich ist — oder
sich notgedrungen dem von zahlreichen
Verkehrsexperten und teilweise von ihr
selbst als verkehrs- und entwicklungs-
politisch schlechter angesehenen stern-
förmigen S-Bahn-Konzept anzuschließen.
Nur in dem zweiten Fall kann sie mit er-
heblichen Zuschüssen rechnen. Wie die
Stadt in einem solchen Fall zu entschei-
den hätte, hatte OB-Kandidat Vogel auch
schon 1959 in einem Vortrag zum Aus-
druck gebracht, als er sagte, daß in der
Frage: Unterpflasterbahn oder S-Bahn
letztlich die Frage den Ausschlag gebe,
‚welches von beiden Projekten finanziell
die besten Aussichten habe, verwirklicht
zu werden. Es habe keinen Sinn, eine
zweitbeste Lösung zu verhindern, nur weil
man die beste nicht verwirklichen kön-
ne”. 23) So entscheidet dann auch der
Münchner Stadtrat am 10.6.63 unter dem
Druck einer 3:1 Koalition gegen die Stadt
und drohendem Ausbleiben von finan-
ziellen Zuschüssen zugunsten der „‚zweit-
besten” Lösung: Überlassung der „‚klas-
sischen Trasse’ an die Bundesbahn, die
mit einem S-Bahnbau zwischen Haupt-
und Ostbahnhof ihre beiden Vororthalb-
netze verbinden kann.
Das flächenstreuende Tiefbahnkonzept
wird in der Folge aus ähnlichen finanziel-
len „„Sachzwängen”’ heraus (Zuschüsse
oder keine) zugunsten eines ebenfalls ra-
dial verlaufenden reinen U-Bahnkonzep-
tes aufgegeben. Durch diese Entscheidun-
gen wird die Stadtentwicklung maßgeblich
bestimmt; die Struktur des Massenver-
kehrsmittels bewirkt eine maximale Er-
reichbarkeit des Innenstadtbereiches, auf
den U- und S-Bahn gleichermaßen zulau-
fen, gleichzeitig jedoch eine relativ schlech-
te, wenig flächenstreuende Erschließung
der Randgebiete. Als legitimatorisches
Ziel setzte sich der STEP die Schaffung
einer „Metropole mit Weltstadtcharak-
ter”’, wobei sowohl das hochspezialisier-
te, maximal erreichbare Zentrum wie die
an den Haltepunkten des Massenver-
kehrsmittels zu errichtenden vollfunk-
tionsfähigen Nebenzentren als gleicher-
maßen wichtig erachtet wurden. In der
Folge der Maßnahmenplanung wurde
die Forderung nach maximaler Erreich-
barkeit der City durch die Struktur des
erstellten Massenverkehrsmittels erfüllt.
„Die U-Bahnlinien wurden genau wie
die S-Bahnlinien sternförmig, cityorien-
tiert angelegt, das Nebenzentrenziel blieb
ein durch Maßnahmen unabgesichertes
Wunschziel”. 24)
Ein weiterer Punkt an dem der Konflikt
Zielplanung — Maßnahmenplanung auf-
bricht, ist die Diskrepanz zwischen der
Forderung nach größtmöglicher Erhaltung
der Wohnfunktion in der Innenstadt und
des „historisch und organisch entstande-
nen Gefüges” auf der einen und auf der
anderen Seite der großzügigen Auswei-
sung von bisherigen Wohngebieten als
Kerngebiet.
Dieser Konflikt aktualisiert sich vor
allem im Münchner Stadtteil Lehel, einem
traditionellen Münchner Wohnviertel aus
dem 19. Jahrhundert mit einigen einge-
lagerten Repräsentationsbauten. Die Bau-
substanz der Wohnhäuser ist gut, Mängel
beziehen sich in erster Linie nur auf den
Standard (Heizung, Sanitäreinrichtungen).
Durch den Bau einer Stadtschnellstraße
(Altstadtring) wird das Lehel erstens in
zwei Teile zerschnitten und erfährt zwei-
tens eine starke Steigerung des Lagewer-
tes als potentielles Cityerweiterungsgebiet
Die Stadt erklärt das Lehel 1965 zum
Kerngebiet, wodurch es zum Spekula-
tionsfeld für große Kapitalgesellschaften
wird, die in diesem Altbauwohngebiet
in großem Umfang Grundstückskäufe
tätigen. Für die Bevölkerung (das Ein-
kommen der Lehel-Bewohner liegt 1970
unter dem Bundesdurchschnitt von
1100,— DM, der Anteil der Rentner und
Alten ist überdurchschnittlich hoch) be-
deutet diese Entwicklung nicht nur den
Verlust ihrer Wohnung, sondern zieht
eine Verschlechterung ihrer Lebensver-
hältnisse überhaupt nach sich. In Lehel
erreichen noch 50% der Erwerbstätigen
ihren Arbeitsplatz in weniger als 10 Mi-
nuten; die Quadratmetermiete in den
Altbauwohnungen — deren Mängel sich
i. A. auf fehlende sanitäre Einrichtungen
und Heizungen beziehen — beträgt im
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Durchschnitt 2,50 DM und hat sich noch phere Neubaugebiete würden dieser. —
nicht der des freifinanzierten Wohnungs- neben dem Verlust der gewohnten At-
baus (14,— DM/qm im Innenstadtbereich) mosphäre und ihrer sozialen Beziehungen
angepaßt. Bei einer Umstrukturierung des auch alle der eben genannten Vorteile
Lehel zu einem Banken-, Versicherungs-, verloren gehen.
Verwaltungs- und Luxusappartmentvier- Nach der Ausweisung als Kerngebiet
tel und einer darauffolgenden Umsetzung setzte in Lehel mit zunehmender Vehe-
eines Großteils der Bevölkerung in peri- menz ein Umstrukturierungs- und Ver-
Ausverkauf im Lehel: Einmal mehr müssen ganze Häuserblocks Versiche-
rungs- und Bankpalästen weichen
Das „‚Prinz-Carl-Palais’’ sitzt wie ein Hütchen auf der Schnellistraße:
Ein Paradebeispiel für Stadtzerstörunag
Dem Neubau des Europäischen Patentamtes in der Isar-Vorstadt geht
der Abriß eines Straßenaeviertes voraus
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drängungsprozeß sein. Die Bodenpreise
steigen von 370,— — 422,— DM im
Jahre 1962 bis 1970 auf 800,— bis
900,— DM, „Anfang 1970 haben in
Lehel Kündigungen, Hausabbrüche usw.
ein Ausmaß erreicht, daß die gesamte
Bevölkerung in Angst und Unruhe ver-
setzt‘. 25)
Zum einen geringeren Teil als Reaktion
auf diese Bedingungen und Mieterpro-
teste, zum anderen (wohl entscheiden-
den) Teil mit der Absicht, einen Erfah-
rungsbericht zusammenzustellen, „auf des:
sen Grundlage entschieden werden kann,
ob das Verfahren einer öffentlichen Pla-
nung in das Planungsinstrumentarium der
Stadt übernommen werden sollte‘” 26),
beschließt der Münchner Stadtrat am
4. März 1970 die Beteiligung der „Öffent-
lichkeit’ am Planuhgsgeschehen. Anschlies
send an diesen Beschluß gründet die Stadt
neben einer schon bestehenden Arbeits-
gruppe ‚,Altstadtring Nord/Ost”’ in des-
sen Aufgabenbereich auch die Planung
des Lehel fällt, eine weitere Projektgrup-
pe „Zur Wahrnehmung der Situation und
der Erarbeitung von Entscheidungsgrund-
lagen‘ die mit der „‚Altstadtring Nord/
Ost”’-Gruppe zusammenarbeiten und die
Öffentliche Planung durchführen soll. Den
unklaren Vorstellungen bei der Entschei-
dung über die Durchführung der öffent-
lichen Planung stehen ebenso unklar um-
rissene mögliche Ergebnisse gegenüber:
Faktisch hat die Stadt nur die Möglichkeit
der Änderung des Flächennutzungsplans.
Diese Entscheidung hätte aber keine Aus-
wirkung auf die tatsächliche Entwicklung
im Lehel, da der Umstrukturierungsprozeß
schon so weit fortgeschritten ist, daß der
Charakter und die Struktur des Viertels
nicht mehr zu retten sind. ‚Da die Verwer-
tungsziele für das Lehel ohnehin schon
feststehen, beginnt die Verwaltung (. . .)
neue Durchsetzungsstrategien zu entwik-
kein: Alternativen zwischen denen die Be-
völkerung wählen soll. Später wird vollends
klar, daß diese Alternativen alle dasselbe
für die Bevölkerung bedeuten, sie also nur
ein Mittel sind, Entscheidungen zu legiti-
mieren, die ohnehin schon feststehen”. 27)
Die drei Alternativen, die die Verwaltung
in der Folgezeit für den Flächennutzungs-
plan des Lehel entwickelt: Kerngebiet, rei-
nes Wohngebiet oder Wohngebiet mit Kern-
randzonen werden in der Folgezeit so lan-
ge diskutiert, bis die Bevölkerung informa-
tionsmüde, und das Protestpotential er-
schöpft ist. „Im Juni beschließt der Stadt-
rat, den Flächennutzungsplan im Sinne
der dritten Alternative zu ändern (Wohnge-
biet mit Kernrandzonen), für die sich der
städtische Arbeitskreis „‚Altstadtring Nord/
Ost” bereits im Dezember 1969 ausgespro-
chen hatte, die nun aber als Ergebnis der
öffentlichen Planung erschien”. 28) Das
Lehel wird „der Tendenz nach’ zum all-
Zwoch
gemeinen Wohngebiet erklärt, womit alle
Möglichkeiten offen gelassen werden.
Aber: Die Kündigungen und Hausab-
brüche im Lehel gehen weiter, de facto
setzt sich innerhalb der widersprüchlichen
Planungen der Stadt — hier: hochspeziali-
siertes und ausgedehntes Zentrum für die
Gesamtregion contra Erhaltung des typi-
schen Charakters und der Wohnnutzung —
setzt sich wieder das ökonomisch stär-
kere durch.
In demselben Kontext wie die radi-
kale Kerngebietsausweisung und der da-
mit verbundenen Zerstörung der typi-
schen Stadtgestalt steht die vom Entwick
lungsplan ebenfalls geforderte, aber nur
teilweise verwirklichte Erhaltung stadt-
bildprägender Baudenkmäler. Einige Bei-
spiele sollen hier nur erwähnt werden.
Der erste Zielkonflikt des Münchner
STEP überhaupt brach bei der Untertun-
nelung des Prinz-Carl-Palais auf. „Das
Prinz-Carl-Palais bildet als Blickpunkt den
städtebaulichen Abschluß der Münchner
Prinz-Regenten-Straße. Die Untertunne-
lung war im Zuge der zur Absicherung
des City-Konzepts vorgesehenen Straßen-
planung, des Ausbaus des Knotenpunk-
tes von ‘Altstadtring’ und ‘Osttangente’
technisch notwendig, widersprach aber
eklatant dem Stadtentwicklungsziel der
'Erhaltung des Überlieferten Stadtbildes’
Denn die Untertunnelung von der Prinz-
Regenten-Straße aus brachte beim Blick
auf das Prinz-Carl-Palais den Blick auf die
Tunnelröhre mit sich, der nun das Prinz-
Carl-Palais wie ein Hütchen aufsaß” 29).
Anhand dieses offensichtlichen Verstoßes
gegen ein erklärtes Ziel des STEP ent-
spann sich eine Diskussion, die zwar für
diesen konkreten Fall keinerlei Folgen
hatte — es blieb bei dem Tunnelbau — die
aber durch die Tatsache, daß die Maßnah-
me zur Verwirklichung eines Teils des
STEP ein anderes Ziel eklatant verletzte,
zu einer politischen Diskussion des STEP
selbst führte. Ähnliche Beispiele finden
sich in dem „Abbruch spätmittelalterlicher
Gebäude am Altheimer Eck 8 — 10 und
und ihr Ersatz durch moderne Geschäfts-
bauten; im Abbruch des ehemaligen Ro-
man-Meyer-Hauses am Marienplatz und
der in der Rosenstraße daran anschließen-
den Gebäude (. . .) und der Bau eines
Großkaufhauses an dieser Stelle; der Ge-
fährdung typisch Münchner Biergärten
und Bierkeller (Bavaria-, Hacker- und Au-
gustinuskeller) durch Neubaumaßnah-
men" 30) und andere mehr.
eines neuen Stadtentwicklungsplans stellt:
Die in Punkt 2 geschilderte Ausgangssitua-
tion stellt sich praktisch als ein Negativ-
katalog nicht erfüllter Forderungen des
STEP 63 dar: Entwicklungen, die man ein-
dämmen wollte, wie Verdrängung der
Wohnnutzung und die Zerstörung der
überlieferten Stadtgestalt sind tendenziell
Die Verdrängung macht auch vor Tradition nicht Halt:
Das berühmte Cafe Annast wurde in eine Bank umgewandelt.
eher verstärkt worden. Die Kernidee des
STEP 63: Die Schaffung von funktions-
fähigen Nebenzentren ist von Grund auf
gescheitert. Bis heute konnte sich kein
einziges Nebenzentrum herausbilden, ob-
wohl die Vorbedingung eigentlich geschaf
fen war: Die Erstellung eines Massenver-
kehrsmittels (U- und S-Bahn). Damit wa-
Be
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Die Stadtverwaltung forderte eine moderne Gestaltung:
Der Kaufhof-Neubau am Marienplatz wirkt wie ein Bunker
Isar-Vorstadt: Gestern renoviert — morgen abgerissen. Opfer einer
Dalitik wider die selhstverkündeten Ziele
4. DER STADTENTWICKLUNGS-
PLAN 1974
Rufen wir uns zunächst die Situation ins
Gedächtnis zurück, die sich in München
1974. zum Zeitpunkt der Verabschiedung








ren eigentlich die erklärten Voraussetzun-
gen zur Verwirklichung der entwicklungs-
politischen Vorstellungen — Nebenzen-
trenkonzept — gegeben, dennoch blieben
diese unerfüllt.
Die mönozentrische Orientierung der
Stadt hat sich bis heute verstärkt. Die
Probleme von 1963 sind auch die Proble-
me von 1974; die Entwicklungsziele von
1963 entsprechen denen von 1974; und
die Mittel zur Durchsetzung dieser Ziele?
Ohne die jetzt folgende Darstellung des
STEP 74 vorwegzunehmen: Auch hier
findet sich die Nebenzentrenidee als Dreh-
und Angelpunkt wieder, einmal mehr soll
mit diesem Konzept die Stadtentwicklung
in Hinblick auf alternative Ziele gesteuert
werden.
4.1 Die Zielvorstellungen des STEP 74
Der 1974 erstellte STEP setzt sich in sei-
ner „Präambel” recht global und wenig
aussagekräftig „die Verbesserung der
Umweltqualitäten” als zentrale Aufgabe.
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Dieses übergeordnete Ziel soll erreicht
werden durch die Schaffung einer „Stadt
im Gleichgewicht, in der die Interessen
aller Bürger Berücksichtigung finden, in
der die städtischen Funktionen sinnvoll
und angemessen verteilt sind und die an-
gestrebten Verbesserungen alle Bürger
erreichen‘ 31
Dieses deklamatorische Anknüpfen an
die Interessen aller Bürger (Mieter so-
wie Grundstück seigentümer, Autofahrer
sowie Fußgänger) führt unvermeidbar zu
Zielkonflikten, was der STEP auch zugibt,
dennoch bleibt für ihn das Ziel der Neu-
tralität neben dem der Integrität (1. Grund-
satz des STEP: „Stadtentwick lungspla-
nung ist kein Podium für Systemänderun-
gen” 32)) für die Planung bestimmend.
Um sein übergeordnetes Ziel — die 0.a.
„Stadt im Gleichgewicht” — zu erreichen,
schlägt der STEP eine Reihe von Einzel-
zielen und -maßnahmen vor, von denen
die wichtigsten erwähnt werden sollen.
Die traditionell monozentrische Stadt-
struktur Münchens. die der STEP 63
nicht korrigiert, sondern eher gefördert
hat, soll nun schrittweise in eine poly-
zentrische Struktur umgewandelt werden.
Für die Planung heißt das einerseits, die
Ausweitung der City zu stoppen, ohne
ihr die Bedeutung als „Mittelpunkt der
Stadt und zugleich hochspezialisiertes
Oberzentrum des bayrischen und süddeut-
schen Raumes’ zu nehmen, andererseits
„‚eine kleinere Zahl von Stadtteilzentren
mit umfassenden Mittelpunktfunktionen
für Stadtteile zu schaffen”. 33) In der In-
nenstadt sollen hierzu unter anderem der
Ausbau von Großkaufhäusern minimiert,
die Zunahme von Arbeitsplätzen im Ver-
waltungssektor unterbunden, der Verkehr
beruhigt und das Wohnen gefördert wer-
den. Weiterhin soll das gesamte übrige
Stadtgebiet in Einheiten von min. 80 000
bis 200 000 Einwohner gegliedert werden,
wobei die Standorte, die für die innerhalb
dieser Einheit zu schaffenden Stadtteilzen-
tren vorgesehen sind, in der Lage sein soll-
ten, „die Aufgabe von umfassenden kom-
munalen Mittelpunkten zu übernehmen”’34)
und zu Trägern zentraler Funktionen zu
Zwoch
werden. Sie müssen also für private und
öffentliche Dienstleistungseinrichtungen
ebenso geeignet sein wie für Einrichtungen
der Güterversorgung, die in Teilbereichen
mit der Innenstadt konkurrieren können,
wie als Standorte für tertiäre Arbeits-
plätze. 35)
Innerhalb dieser Stadtteilzentrenkon-
zeption kommt dem Verkehr eine ent-
scheidende Bedeutung zu: An der Tat-
sache, daß sich bisher in München keine
funktionsfähigen Nebenzentren entwickeln
konnten, hatte das Verkehrssystem, insbe-
sondere die monozentrisch ausgerichteten
Massenverkehrsmittel, einen erheblichen
Anteil: will man nun eben diese Neben-
zentren aufbauen, so muß man auch die
Struktur des Verkehrssystems den verän-
derten Entwicklungsvorstellungen anpas-
sen, d.h. eine Korrektur seiner monozen-
trischen Ausrichtung vornehmen. Im STEP
74 ist diese Problematik, die sich dadurch
noch verschärft, daß man auch in Zukunft
dem öffentlichen Verkehr (seine bisher
vorhandene Struktur ist hinreichend be-
schrieben worden) den Vorrang vor dem
Individualverkehr geben will, richtig er-
kannt worden. Da die Regelung der Ver-
kehrsverhältnisse zu den wichtigsten Steue-
rungsinstrumenten der Stadtentwicklung
gezählt wird, soll sie auch entsprechend
eingesetzt werden, indem man künftig
durch den verstärkten Bau und Ausbau
tangentialer Verkehrsverbindungen das
bisher den Anforderungen einer monozen-
trischen Stadtstruktur angepaßte Ver-
kehrssystem auf eine polyzentrische Struk-
tur hin umorientiert. Aus finanziellen
Gründen kann eine Entwicklung des Ver-
kehrssystems in diesem Sinne nur schritt-
weise erfolgen, wobei das Vorhandene als
Ausgangspunkt anzusehen und langsam
zu korrigieren ist.
Die Erhaltung und Schaffung erlebnis-
reicher Stadträume ist ein weiteres Ziel
des STEP und wird als Voraussetzung für
die Entstehung lokaler Bindungen an das
eigene Viertel angesehen. Vor allem in
Bezug auf die Entwicklung der Stadtteil-
zentren kommt diesem Ziel in Altbau-
genauso wie in Neubaugebieten eine we-
sentliche Bedeutung zu. Während in den
Gebieten mit Altbaubestand (also vor
allem im Innenstadtrandgebiet) restriktive
Maßnahmen zur Erhaltung „unersetzba-
rer Gestaltqualitäten und Stadtstrukturen
(Maßstäbe, Fassaden, Bepflanzungen von
Straßenzügen u. ä.)’” überwiegen, geht es
in den Neubaugebieten mehr um die Ver-
besserung der Gestaltqualität, wozu eine
Beschränkung der Höhenentwicklung,
Anwendung geschlossener Bauweisen zur
Schaffung öffentlicher Räume, Entwick-
lung charakteristischer, idenfikationsför-
dender Bauweisen und Grundrißtypen u.a.
anzustreben ist.
An dieses Ziel des STEP schließt ein
weiteres an: Die Befriedigung des Woh-
nungsbedarfs. Der in München zu beobach-
tenden Tendenz, daß einem beträchtli-
chen Angebotsübergang an teuren Luxus-
wohnungen ein ebenso beträchtlicher Man-
gel an familiengerechten, billigen Groß-
wohnungen gegenübersteht, soll entge-
gengesteuert werden, um zu verhindern,
daß weiterhin ein Großteil der Bevölkerung
aus dem Stadtgebiet wegzieht. Die Aktivi-
täten der Stadt sollten sich hierbei sowohl
auf den Wohnungsneubau, wie auf den
Schutz bestehender innerstädtischer Woh-
nungssubstanz richten. Auf dem Gebiet
der Neubautätigkeit in der 0.a. Weise
wird eine stärkere Förderung des sozialen
Wohnungsbau durch erhebliche Aufstok-
kung der hierfür verfügbaren Mittel ange-
strebt. Zum Schutz vorhandener Wohnungs
substanz werden eine Mietpreisbindung
für Altbauwohnungen, der Ausbau der
Zweckentfremdungsverordnung, die Ein-
führung eines Dauerwohnrechts und eines
Modernisierungsangebotes u.a. als geeig-
nete Maßnahmen angesehen.
Für den Bereich der wirtschaftlichen
Entwicklung schlägt der STEP vor, eine
größtmögliche —faktisch aber eine un-
geheuer geringe — Kontrolle der Entwick-
lung im Sinne einer Begrenzung des wirt-
schaftlichen Wachstums und der Zunah-
me der Arbeitsplätze auszunutzen. Durch
Bevorzugung der Stadtteilzentren bei
einer Neuansiedlung soll der weiteren
Kommerzialisierung und Entmischung der
Innenstadt entgegengewirkt und das poly-
zentrische Konzept unterstützt werden.
Durch Ansiedlung von Ersatz- und Er-
gänzungsindustrien soll das Arbeitsein-
kommen der Bevölkerung und der Wirt-
schaftskraft Münchens gegen konjunktu-
reile und strukturelle Krisen gesichert wer-
den. Daß der STEP auch Vorstellungen zur
Bevölkerungsentwicklung, zur Lösung so-
zialer Probleme (Berücksichtigung von
Jugendlichen, Alten, Ausländern, Rand-
gruppen bei der Planung), zum Bildungs-
wesen, zur Freizeitgestaltung, zur Erstel-
lung und Auslastung von Infrastruktur-
einrichtungen und zum Problem der re-
gionalen Verflechtungen entwickelt. kann
hier nur erwähnt werden.
4.2 Widersprüchlichkeiten im Konzept
des STEP 74
Der zuletzt behandelte Punkt, an dem
der Zielkonflikt zwischen der Begrenzung
des wirtschaftlichen Wachstums bei gleich-
zeitiger Sicherung der Wirtschaftskraft
und des Arbeitseinkommens aufbricht, ist
keinesfalls die einzige Widersprüchlichkeit
innerhalb des STEP. Beispielsweise steht
auch die Forderung, „ein das gesamte
Stadtzentrum durchziehende System von
Fußgängerbereichen auszubauen’‘ und
„das Stadtzentrum als Entfaltungsraum
für Neuentwicklungen (neue Formen der
Kommunikation, des Konsums, der
öffentlichen und privaten Dienstleistun-
gen)” zu erhalten, im Widerspruch zur
Entwicklung (zumindest teilweise) kon-
kurrenzfähiger Stadtteilzentren.
Zu den Vorstellungen zur Lösung des
Ausländerproblems findet sich im STEP
eine seiner schönsten Formulierungen
überhaupt: „Die Eingliederung der inte-
grationswilligen und -fähigen Ausländer,
die bereits seit längerer Zeit in München
ansässig sind, ist zu fördern (. . .) ; zugleich
sind jedoch die Bereitschaft und die Fähig-
keit zur Rückkehr ins Heimatland zu för-
dern”. 36)
Die Reihe dieser Zielkonflikte ließe
sich noch fortsetzen, darauf muß aus
Platzgründen jedoch verzichtet werden;
der ambivalente Charakter des STEP
dürfte am Beispiel einiger Forderungen
jedoch klar geworden sein. Im Zuge der
Realisation dieses Konzepts wird sich
noch zeigen müssen, welches Ziel durch
Maßnahmen abgesichert wird und wel-
ches, als das schwächere, Utopie bleibt.
4.3 Vergleich des STEP 63 mit dem
STEP 74
Vergleicht man die entwicklungspoliti-
schen Konzepte, die die Stadt München
1963 und 1974 aufgestellt hat, so ist
zwar die Grundidee, durch Nebenzentren-
bzw. ein polyzentrisches Konzept ein
Gegengewicht zur bisher extrem mono-
zentrischen Stadtstruktur zu schaffen,
in beiden Entwicklungsplänen sehr ähn-
lich, in Einzelaspekten haben sich jedoch
nicht unbedeutende Veränderungen voll-
zogen: Von der Vorstellung des in die
Region expandierenden starken wirtschaft-
lichen Wachstums kommt man zu der
Forderung, eben dieses Wachstum mög-
lichst zu beschränken, in puncto Erhal-
tung des Stadtbildes verschiebt sich der
Schwerpunkt von der Erhaltung monu-
mentaler Kulturdenkmäler zur Erhaltung
stadttypischer Strukturen und funktiona-
ler Gefüge, wobei die Wohnviertel zu einem
zentralen Faktor werden, die Citylastig-
keit des Verkehrssystems, vor allem des
Massenverkehrs, soll aufgehoben werden
u.a.m., vergleiche im Text.
Aber auch das „Nebenzentrenkonzept”
(1963) unterscheidet sich vom „polyzen-
trischen Konzept” (1974):
Während 1963 noch die Cityorientierung
Ausgangspunkt entwicklungspolitischer
Überlegungen war, und die Nebenzentren
den Stellenwert einer angehängten Korrek-
tur hatten, mit dem Ziel, die schlimmsten
Auswirkungen konzentrischen Wachstums
abzuschwächen, so scheint man sich 1974
— unter dem Eindruck des Scheiterns der
DI3
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Zielvorstellungen von 1963 — doch mehr
an der Vorstellung relativ gleichberechtig-
ter Entwicklungszentren zu orientieren.
Diese neue Akzentsetzung hat ihre Ur-
sachen vor allem in zwei Punkten: Grund-
forderungen des Stadtentwicklungsplans
1963 sind zunehmend weniger erfüllt wor-
den, das gilt für die Forderung nach inner-
städtischem Wohnen ebenso wie für die
der Erhaltung des überkommenen Stadt-
bildes. Funktionale Entmischung und so-
ziale Segregation gingen auch nach seiner
Verabschiedung mit unveränderter Ge-
schwindigkeit weiter, wie man an der Be-
schreibung des Zustandes Münchens sehen
kann. Die damals postulierten Vorstellun-
gen, wie die Stadt zu „‚ordnen” sei, hatten
ihren Kernpunkt in der Entwicklung von
auf die City ausgerichteten Nebenzentren,
Hier wird das Scheitern des STEP 63 am
deutlichsten: Funktionsfähige Nebenzen-
tren konnten sich bis heute überhaupt
nicht herausbilden, sie wurden zu einem
beträchtlichen Teil durch ein Verkehrs-
system verunmöglicht, das eine immer wei-
tere Ausbreitung der City mit sich brach-
te. Der Versuch, mit Hilfe des STEP 63
die Stadtentwicklung steuern zu können,
war gescheitert.
Der zweite Grund, der zu dieser neuen
Akzentsetzung führte, ist in der städti-
schen Entwicklung selbst zu suchen. Der
sich stetig fortsetzende Umstrukturierungs-
prozeß veränderte vor allem die City und
die angrenzenden Bereiche derart, daß
dieser Wachstumsprozeß seine eigenen
Grundlagen zu untergraben drohte. Darun-
ter ist folgendes zu verstehen: Als Schreck-
gespenst taucht die Vision auf, daß bei-
spielsweise die Ursachen der Bevorzugung
der City als Einkaufsort — Vorhandensein
von Kommunikationsmöglichkeiten durch
die Gegenwart von Cafes, Biergärten und
keller — das ansprechende Stadtbild und
die Vielfalt der Angebotsstruktur verloren
gingen. Mit dem Versuch, z.B. des groß-
ständischen Einzelhandels, diese ebenge-
nannten Bedingungen auszunutzen, ergab
sich gleichzeitig mit der Ansiedlung die
Notwendigkeit, durch Abriß’oder Um-
nutzung Verkaufsraum zu schaffen. Die-
ser Vorgang brachte aber unabdingbar
die Zerstörung der Ursachen mit sich, die
zur Beliebtheit dieses Raumes geführt
hatten, wobei die Beliebtheit ihrerseits
wiederum die Ursache der Ansiedlung
war, Verwaltungsbetriebe, die nur aus
Imagegründen eine bestimmte Lage
Münchens wählen, tragen ebenso zu die-
ser Entwicklung bei. Derart anarchische
Tendenzen städtischer Entwicklung
sind nicht nur im Innenstadt- und Innen-
stadtrandgebiet zu beobachten. In meh-
reren Gartenstadtbezirken Münchens
(Solln, Harlaching, Trudering u.a.) wurde
die Struktur des Viertels durch die teil-
weise Zerstörung von Vorgärten, Baum-
30
gebieten und Schrebergärten und den
anschließenden Neubau von Wohnblöcken
mit bis zu 20 und mehr Eigentumswoh-
nungen erheblich verändert. Die Ursa-
chen für die Beliebtheit des Viertels
(die hier zur Neubautätigkeit führte)
und sein hoher Wohnwert gehen verlo-
ren.
Dieser Anarchie städtischer Entwicklung
will der Stadtentwicklungsplan 1974
begegnen, indem er
1. den Druck auf die Innenstadt durch
Ausbau von Nebenzentren abmildern
will und
2. durch Ausweisung von Schutzzonen
für verdrängungsgefährdete bevölke-
rungsbezogenen Dienstleistungen
(Cafes, Biergärten, Kinos) diese auch
im Innenstadtbereich zu erhalten ver-
sucht.
x
4.4 Realisationschancen des polyzen-
trischen Konzepts im STEP 74
4.4.1 Vorhandene Restriktionen
Die chronische Finanznot Münchens, die
vor allem immer wieder dann als schlagen-
des Argument herangezogen wurde, wenn
es darum ging, eine Erklärung für das
Scheitern einzelner Zielforderungen des
STEP 63 zu geben, hat sich mit Sicherheit
in den vergangenen Jahren noch verschlim:
mert. Das polyzentrische Konzept (STEP
74) erfordert — soll es verwirklicht wer-
den — aber noch ungleich mehr Finanz-
mittel'als eine vollständige Verwirklichung
der Ziele des STEP 63 verschlungen hätte.
Wie sehr aber schon damals essentielle
Zielvorstellungen finanzieller Schwind-
sucht zum Opfer fielen, dürfte aus Kapitel
3 hinreichend bekannt sein. Daß sich die
Problematik 1974 auch nicht anders stellt,
ist den Verfassern des STEP wohl bewußt:
„Die voraussichtlich verfügbaren Mittel
dürften wahrscheinlich nicht einmal aus-
reichen, alle als unabweisbar erkannten
Maßnahmen zu realisieren‘. 37) Bedenkt
man weiterhin, daß durch Abwanderung
von Gewerbebetrieben und finanzstarken
Bevölkerungsschichten das Gewerbe- und
Lohnsteueraufkommen und damit der An-
teil der Stadt an diesen im Sinken begrif-
fen ist, gleichzeitig aber der Mittelbedarf
für laufende Ausgaben stetig steigt (1980
wird die: 10 Milliarden-Grenze erreicht)
und daß nebenbei noch laufende Aufga-
ben weitergeführt werden müssen (U-Bahn-
bau), so stellt sich die finanzielle Situation
Münchens als einen erheblichen Engpaß
bei der Verwirklichung des polyzentri-
schen Konzepts dar. Aus der katastropha-
len Finanzlage der Städte nun aber den
Schluß zu ziehen, im Rahmen eines mul-
tizentrischen Konzepts nicht alle Ent-
wicklungsschwerpunkte gleichzeitig, son-
dern wenige nacheinander zu för-
dern — wie beispielsweise Vogt es tut —
kommt einer Kastration des polyzentri-
schen Konzepts gleich: Das polyzentrische
Konzeptist ja daraufhin konzipiert, daß
mehrere (und nicht nur eins!) Nebenzen-
tren die City entlasten sollen. Ein einzi-
ges Nebenzentrum kann aber keine (oder
keine relevante) Entlastung der City her-
beiführen. Im Gegenteil: In dem Zeitraum
bis nacheinander alle Nebenzentren auf-
gebaut sind, vollzieht sich die bisherige
Entwicklung weiter. Durch weitere Kon-
zentrationsprozesse in der Innenstadt ver-
stärkt sich die monozentrische Orientie-
rung; ein, zwei Nebenzentren können den
Druck auf die City nicht mildern. Erst in
der Endausbauphase könnte sich überhaupt
der erhoffte Effekt — Herausbildung einer
polyzentrischen Struktur — einstellen.
Dann könnte es nur schon — bedingt
durch die in der City weitergelaufende
Entwicklung — zu spät sein, um die Stadt-
entwicklung in alternative, multizentri-
sche Bahnen zu lenken.
Ein weiterer Faktor, der auf Erfolg
oder Nicht-Erfolg des multizentrischen
Konzepts wesentlichen Einfluß hat, ist
die Struktur des vorhandenen Verkehrs
systems. In München ähnelt dieses, wie
auch im Entwicklungsplan zugegeben
wird, dem für ein polyzentrisches Kon-
zept notwendigem Verkehrssystem in
denkbar geringem Maße. Da aber, bedingt
durch die finanzielle Notlage der Stadt,
nur mit einer schrittweisen Umorientie-
rung des Verkehrsnetzes auf die ange-
strebte polyzentrische Struktur zu rech-
nen ist, wird das bestehende Netz noch
auf relativ lange Sicht die Verkehrsstruk
tur der Stadt determinieren. Wartet man
nun mit dem Ausbau der Stadtteilzen-
tren bis das Verkehrssystem korrigiert
ist, vollzieht sich bis dahin die bisherige
Entwicklung mit all ihren negativen Aus:
wirkungen möglicherweise bis zur Irre-
parabilität weiter; versucht man die
Stadtteilzentren sofort ins Leben zu ru-
fen, besteht die Gefahr, daß sie — ver-
kehrsmäßig unzureichend eingebunden
in das Gesamtkonzept — als rudimentäre
Ansätze verkümmern. In jedem Fall stellt
also der Faktor Verkehr eine bedeutende
Restriktion dar, die die Erfolgsaussichten
des polyzentrischen Konzepts schmälert.
4.4.2 Konzeptionelle Widersprüche
Die erklärte Absicht des polyzentrischen
Konzepts ist die Umwandlung einer bisher
traditionell konzentrisch auf einen Kern
ausgerichteten Stadt in eine auf mehrere
Mittelpunkte ausgerichtete Stadt und das
heißt ja schließlich nichts anderes, als die
Schaffung von vielen, kleinen neuen Cities
die ein Gegengewicht zur weiterbestehen-
den „‚Metacity” bilden sollen. Welche
Auswirkungen würde aber nun dieses
Konzept für die Innenstadt haben. wo ja
Zwoch
die Ausweisung von Schutzzonen für ver-
drängungsgefährdende Nutzungen ent-
scheidend zur Sicherung der Qualitäten
dieses Bereiches beitragen soll?
Die verdrängungsgefährdeten „‚image-
bildenden” Dienstleistungen, die ja gerade
die so oft beschworene „urbane Vielfalt”
herbeiführen, können nur um den Preis
einer weiteren cityinterneren Funktions-
separierung erhalten werden. Bildlich ge-
sprochen heißt dies: Diese Schutzzonen
werden „‚milieuintensive”, vielbestaunte,
lauschige Plätzchen sein, innerhalb derer
man die überkommene Vorstellung von
München als der „gemütlichen Weltstadt
mit Herz” aufrechterhält. Dort, wo diese
Schutzzonen nicht ausgewiesen sind, wer-
den sich bedrohte Nutzungen dann um
so weniger halten können und werden sich
im Laufe der Zeit wie aussterbende Tier-
arten im „Safari-Park”” in den Schutzzo-
nen der Innenstadt konzentrieren.
Die Monostrukturbildung wird damit in
globaler Betrachtung zwar gemildert, city-
intern aber verschärft. Weiterhin stelle man
sich nun einmal ein Nebenzentrum vor, das
allen Widerwärtigkeiten zum Trotz mit
kräftigem Planungseinsatz realisiert worden
ist: Selbst bei eifrigsten Bemühungen wird
kaum mehr zu erreichen sein, als die Re-
produktion der Citystrukturen in verklei-
nertem Maßstab in den Stadtteilzentren.
Weniger noch, denn
1. ist die Vielfalt, wie sie die City doch
immer noch hat, heute nicht mehr —
weil historisch bedingt — anderswo
reproduzierbar und
2 ist die Bereitschaft zum Ausweichen
von zentralen in dezentrale Standorte
nur in seltenen Fällen vorhanden.
Bis heute zeigen sich nur beim Einzelhan-
del und bei Verwaltungen Dezentralisie-
rungstendenzen, wenn alternative Stand-
orte verkehrsmäßig ähnlich günstig wie
die City angebunden sind. An diesem Punkt
scheint es sinnvoll, noch einmal die Argu-
mentation von Klaus Vogt, einem der Pro-
tagonisten des multizentrischen Konzepts,
aufzurollen: Vogt geht bei seinen Überle-
gungen davon aus, daß die Stadtstruktur -
aus Rentabilitätsgründen von einer mono-
zentrischen in eine multizentrische
Stadtstruktur umgewandelt werden muß,
schätzt aber gleichzeitig die Realisierungs-
chancen durch die ökonomisch stets
schwächer werdenden Städte (richtig) als
gering ein und zieht daraus dann die Kon-
sequenz, daß diese punktuell Anreize
zur dezentralen Ansiedlung bestimmter
gleicher Funktionen an einem (!)
Ort schaffen sollen. Durch dieses Verfah-
ren der sukzessiven Schaffung attraktiver
Standorte soll sich im Lauf der Zeit eine
multizentrische Stadtstruktur herausbil-
den.
Nur: Was hat dieses Konzept noch mit
einer möglichst gleichgewichtigen multi-
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zentrischen Entwicklung gemeinsam?
Nach Vogt’s „überaus rentabilitätsorien-
tierten‘”” Vorstellungen können nur (was
er auch selber explizit befürwortet) Han-
delshöfe, Servicezentren, Bürostädte ent-
stehen. Und dazu bleibt nur noch zu sagen,
daß Hamburg City-Nord, Frank furt-Nie-
derrad und das Rhein-Ruhr-Zentrum bei
Essen, die alle nach diesem Muster ent-
standen sind, weiß Gott keine strahlenden
Beispiele für die multizentrische Alterna-
tive sind. Die Befürchtung einer Mono-
strukturbildung in den Nebenzentren
scheint also überaus begründet, es läßt
sich sogar absehen, was die optimal er-
reichbaren Erfolge sein können: Durch
ausgezeichnete Verkehrsanbindung eines
Nebenzentrums gelingt es, bestimmte
Nutzung unter Ausnutzung der bei ihnen
vorhandenen Dezentralisierungstendenzen
zur Ansiedlung in diesen Stedtteilzentren
zu bewegen. Da dies aber nur für bestimm-
te Teile des Einzelhandels und für Verwal-
tungen zutrifft, führt ein derartiges Vor-
gehen im bestmöglichen Fall zu einer
Konzentration von zwei Monostrukturen
an einem Standort. Eine Maßstabsverklei-
nerung der Stadtteilzentren gegenüber der
City ändert zudem nichts an der Gewalt-
tätigkeit des Verdrängungsprozesses, der
auch hier einsetzen wird und die aus der
Innenstadt bekannten Folgen importiert:
Zerstörung von Wohnraum durch Umnut-




HOFFNUNG DES 20. JAHRHUN-
DERTS’’?
Das multizentrische Entwicklungskonzept
basiert auf der Hoffnung auf hohe wirt-
schaftliche Wachstumsraten, die sich aus
einer überaus starken Expansion des terti-
ären Sektors ergeben sollen. Mit dieser
überaus starken Expansion im tertiären
Sektor soll der Krise der Kernstädte ent-
gegengesteuert werden: Die Abwanderung
der ökonomischen Potenzen (Industrie,
einkommensstarke Schichten) soll durch
die Sicherung eines überproportionalen
Anteils am tertiären Sektor kompensiert
werden.
Aber: Eine Ausweitung des tertiären
Sektors hat zwar ein Beschäftigtenwachs-
tum und einen wachsenden Anteil dieses
Bereiches am Bruttoinlandsprodukt zur
Folge, gründet aber auf die Annahme glo-
bal unterdurchschnittlicher Produktivi-
tätsentwicklung und daher stets überpro-
portionaler Preissteigerungen. Wie das
Beispiel der Wirtschaftsabteilungen Han-
del und Verkehr jedoch zeigt, gibt es —
trotz Parkinson — keinen Grund anzuneh-
men, daß dies lanafristig so bleiben muß.
Und das ist, neben den eben schon ge-
nannten Schwierigkeiten, ein weiterer
und vielleicht sogar entscheidender Grund
der sowohl die Verwirklichungschancen
eines multizentrischen Konzepts wie auch
des ihm zugrunde liegenden Konzepts
des tertiären Wachstums fragwürdig er-
scheinen lassen.
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Nyatapola Padoge. Sie beherrscht die Stadtsilhouette Straße im Ostviertel der Stadt. Die Straßen werden als erweiterter Wohn-
Jan Pieper SADERNEUERUNG
Stadt-Entwick lungshilfe für Bhaktapur.
sulting-Firmen aufgestellt werden, ohne
Rücksicht auf die Tatsache, daß den mei-
sten Entwicklungsländern die institutionell.
organisatorischen Voraussetzungen zur
Implementierung fehlen. 1) Deshalb wan-
dern die Planwerke entweder in den Pa-
pierkorb, oder sie zieren nutzlos die Wän-
de der zuständigen Ministerien, ungeach-
tet der enormen Beträge, die dafür ausge-
geben worden sind.
Besonders fragwürdig aber wird Stadt-
planung als Entwicklungshilfe dann, wenn
dies die erste Entwicklungsmaßnahme dar-
stellt. Dies ist der Fall bei den Ärmsten
der Armen, deren Rohstoffe auf dem
Weltmarkt nicht gefragt sind, deren hand-
werklich hergestellten Produkte selbst
auf dem Binnenmarkt nicht mehr kon-
kurrenzfähig sind, die somit in keiner Wei-
se in Handelsbeziehungen mit den Indu-
strienationen treten können, wenn sie
sich nicht anderweitig Devisen verschaf-
fen.
Ein solches Land ist Nepal.
Bisher wurden hier die notwendigsten
Devisen — neben einem geringen Holz-
und Gewürzexport — vorwiegend durch
die Ausfuhr von Söldnern (Gurkhas) er-
Unter dem Sammelbegriff „‚Entwicklungs-
hilfe’ versteht man gemeinhin den Trans-
fer von Technologie, Know-How und Kapi-
tal in wirtschaftlich rückständige Länder
mit dem Ziel, ihre Produktivität so zu
steigern, daß sie zum leistungsfähigen Han-
delspartner werden, zum potentiellen Ab-
nehmer von hochwertigen Produkten, für
die das Monopol bei wenigen Industrie-
nationen liegt. In der Regel handelt es
sich bei Maßnahmen der Entwicklungs-
hilfe um eine Verstärkung der Rohstoff-
förderung, oder um Investitionen im Be-
reich der Konsumgüterindustrie, wo das
Verhältnis von Kapital zu Arbeit niedrig
ist.
In fast allen Entwicklungsländern kon-
zentrieren sich die ersten Industrialisie-
rungsansätze auf die Hafenstädte oder ein-
zeine Großstädte im Landesinneren, eine
Folge der in der Kolonialzeit betriebenen
wirtschaftlichen Umstrukturierung dieser
Länder. Da nur in diesen wenigen Zentren
nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplätze an-
geboten werden, und da überwiegend hier
Entwicklungsmaßnahmen und Neuinvesti-
tionen erfolgen, führt das zu enormen Bin-
nenwanderungsbewegungen mit explosions-
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raum, Arbeits-, Spiel-. Festraum genutzt. Umzug auf dem Dattatreya Platz, der im Zentrum des Restaurierungsgebiets liegt.
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Bericht über ein Sanierungs- und Stadtentwicklungsprojekt zur Vermarktung einer nepalesischen Stadt.
wirtschaftet. Inzwischen hat sich dem aufbereiten. Das allerdings ist wesentlich
Land jedoch eine neue Devisenquelle auf- fragwürdiger, als die übliche Consulting
getan. Nepal besitzt alle Voraussetzungen, Planung in Entwicklungsländern, bei der
um einen exotischen Ferntourismus in zwar Unsummen nutzlos verschleudert
großem Stil anzukurbeln: Eine grandiose werden, aber niemand direkten Schaden
Gebirgslandschaft, eine fremdartige und erleidet. Bei der vorgesehenen Stadtpla-
noch weitgehend lebendige traditionelle nung in Bhaktapur ist es jedoch wahr-
Kultur, fast unbewohnte Landstriche mit scheinlich, daß bei der wichtigsten ethni-
seltenem Großwildbestand, und im Her- schen Einheit des Landes, den Newar,
zen des Landes, im Kathmandu Tal drei die zur Zeit noch vorhandenen koope-
märchenhaft anmutende, noch ganz und rativen Organisationsformen der tradi-
gar vorindustriell wirtschaftende Städte. tionellen Gesellschaft zerstört werden,
Die Tourismusindustrie verwandelt, wie und damit die Chance vertan wird, daß
in einem deutschen Gutachten festgestellt hier eine gesellschaftliche Entwicklung in
wird, diese ‚„‚für Nepal wirtschaftlich nutz- Gang kommt, wie sie etwa gegenwärtig in
iosen Güter (Kulturdenkmäler, Landschaft) Tansania mit der Ujamaa Bewegung
in vermarktbare Attraktionen”. 2) Da die- (Stichwort „African Socialism’’) abläuft.
se „Güter’’ das einzige entwicklungsfähi- Die Stadtplanung als Kernstück der Ent-
ge Potential sind, kommt der Tourismus- wicklungshilfe leistet damit einen Bären-
industrie im 4. Entwicklungsplan Nepals dienst, der in seinen Folgen nur mit der
(1970 — 75) eine Schlüsselstellung zu. kulturellen Kolonisation im Zeitalter des
Hier nun setzt die deutsche Entwicklungs- klassischen Imperialismus verglichen wer-
hilfe mit einem Projekt ein, das ausschließ- den kann. 3)
lich stadtplanerische Inhalte hat:Die „‚Tech- Bhaktapur, die Stadt, die im Rahmen
nische Hilfe für Nepal — Stadtentwick- des Projektes touristisch aufbereitet wer-
lungsvorhaben in Bhaktapur (Proj. Nr. 1/2a den soll, ist neben Kathmandu und Patan
FE Nepal 167/73)” soll das Potential der die einzige Stadt des ganzen Landes, Ich
Stadt Bhaktapur touristisch verwertbar will jetzt anhand dieses exemplarischen
Falles darstellen, welche Gefahren Stadt-
planung als Entwicklungshilfe ganz allge-
mein in sich birgt, wo sich konkret in
diesem Fall und in der Art und Weise, wie
die Stadt verplant wird — das Projekt
läuft seit Mitte 1974 — besonders zerstö-
rerische neoimperialistische Tendenzen
zeigen, und dann zum Schluß einen alter-
nativen Ansatz skizzieren, der trotz aller
Problematik zumindest die Möglichkeit
gesellschaftlicher Weiterentwicklung of-
fenhält. Dazu ist es notwendig, zunächst
einen Einblick in die Zusammenhänge
von Stadt, Stadtgesellschaft und städti-
scher Wirtschaftstätigkeit im Kathmandu-
tal zu geben.
Bhaktapur ist das Produkt von zwei
historisch wirksamen Kräften, von denen
die eine den Typ der Stadt und seine be-
sonderen sozialen und ökonomischen
Qualitäten hervorgebracht hat, während
die andere insbesondere die charakteristi-
schen morphologischen Merkmale der
Stadtanlage prägen konnte: Auf der einen
Seite die asiatische Produktionsweise und
ihre korrespondierende Herrschaftsform
— die Orientalische Despotie —, auf der
anderen Seite die mvthische Beariffswelt
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des Hinduismus.
Ursprünglich war Bhaktapur eine ty-
pisch rentenkapitalistische Herrschafts-
stadt. Die hydraulische Landwirtschaft
mit ihrem Verwaltungsapparat war und
ist die materielle Basis dieses Stadttyps.
Die mit dieser (‚„‚asiatischen’) Produk-
tionsweise verbundene Zentralisierung er-
möglichte es dem Despoten und seinem
Anhang sich das gesamte gesellschaftliche
Mehrprodukt anzueigenen. Um es ver-
werten zu können, ist in diesem System
die Stadt eine ergänzende Notwendigkeit:
Der Despot und seine stadtsässige Beam-
tenaristokratie konsumierten hier ihre
Apanagen und Schatullen. Ihre Hofhaltung
war der einzige nennenswerte Absatz-
markt für die in der Stadt produzierten
handwerklichen Qualitätserzeugnisse und
für hochwertige Fernhandelsware. Die ge-
samte Wirtschaftstätigkeit der Stadt —
soweit sie über reine Bedarfsdeckung hin-
ausging — war auf diesen Abnehmerkreis
ausgerichtet, so daß man Bhaktapur ei-
gentlich als eine Folgeeinrichtung der
despotischen Hofhaltung bezeichnen kann.
Dieses System war so lange funktionsfä-
hig, wie die Konsummöglichkeit der Hof-
haltung auf die Stadt, ihr spezielles
Handwerk, ihre Künste und ihren Han-
del beschränkt blieb und damit garan-
tiert war, daß über den Konsum und das
Mäzenatentum des Hofes und der Aristo-
kratie das gesellschaftliche Mehrprodukt
wieder der städtischen Wirtschaft zuge-
führt wurde. Es mußte in dem Moment
zusammenbrechen, wo sich der Aristo-
kratie neue Möglichkeiten öffneten, wo
ihnen Produkte zugänglich wurden, die
nicht in der Stadt produziert werden
konnten, wo also ein Großteil des Mehr-
produkts dem Kreislauf des engeren Wirt-
schaftsraumes, in dem der Stadt die ge-
samte nichtlandwirtschaftliche Produktion
zufällt, entzogen wurde.
Dieser Prozeß setzte bereits im 19. Jahr-
hundert ein, als der britische Kolonialis-
mus das benachbarte Indien mit europäi-
schen Industrieprodukten überschwemm-
te, und sich die Paläste der nepalesischen
Ranas mit viktorianischem Pomp füllten.
Er hat heute seinen Höhepunkt erreicht,
nicht nur deshalb, weil Sportwagen und
Elektronik zu den bevorzugten Konsum-
gütern der drei Dutzend millionenschwe-
ren nepalesischen Clans gehören, Dinge,
die in Bhaktapur wohl niemals hergestellt
werden können, sondern insbesondere des-
halb, weil diese Kreise gar nicht mehr in
ihren alten nepalesischen Palästen resi-
dieren, sondern längst in Paris oder Mona-
co zur High Society zählen. In Kathman-
du, wo der Anteil des aristokratischen
Konsums am Wirtschaftsleben schon im-
mer geringer war, und wo inzwischen eine
relativ breite Mittelschicht existiert, sind
die Auswirkungen dieses Prozesses weni-
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ger spürbar, als in dem kleinen Bhaktapur, nomischen Funktion und dieses wiederum
wo der Verfall schon im Bauzustand offen- nur im Zusammenhang mit dem Nevari-
sichtlich wird. Die Stadt ist vollkommen schen Hinduismus zu verstehen. Ich habe
verbauert — 80% der Bevölkerung sind an anderer Stelle diese Zusammenhänge
in der Landwirtschaft tätig, ein Zustand ausführlich dargelegt, 5) weshalb ich hier
der nur deshalb nicht zu offener Not führt, nur summarisch feststellen möchte: Die
weil die traditionelle Großfamilie spar- physische Struktur der Stadt ist eine
samste Wirtschaftsweise und soziale Sicher- Analogiebildung zur kosmologischen Spe-
heit ermöglicht. kulation des Hinduismus. Stadtanlage und
Neben der Großfamilie existiert noch Anordnung der wichtigsten Gebäude ent-
eine zweite traditionelle Sozialorganisation, sprechen dem vorgestellten Weltganzen,
die den völligen Zusammenbruch des Sy- Sie sind eine räumliche Übertragung eines
stems verhindert, oder zumindest aufhält: Ordnungsmodells, das nach der Vorstellung
die Guthi. des Hinduismus dem Aufbau des Univer-
Es gibt zwei Arten von Guthis: Sana- sums zugrunde liegt und somit eine An-
Guthis und Devali-Guthis, Sana-Guthis Sich-Ordnung darstellt: Es stellt das dar,
haben ihren Ursprung in dem Tabu, einen was schlechthin richtig ist, und wann im-
Angehörigen des eigenen Hausstandes nach mer etwas als geordnet empfunden wird,
seinem Tode zu berühren. Deshalb schlies- muß es in irgendeiner Form dem univer-
sen sich kastengleiche Personen zu Guthis salen Ordnungsmodell entsprechen.
zusammen, deren Aufgabe es ist, ihren Als Analogiebildung wirkt die Stadt
Mitgliedern bei Krankheit oder Tod zu auf vielen Ebenen auf das tatsächliche
helfen und gemeinsam einen Tempel zu Leben der Bevölkerung zurück. Einige
unterhalten. der wichtigsten dieser Ebenen seien hier
Devali-Guthis umfassen die Personen, genannt:
die von einem gemeinsamen männlichen Die Stadtanlage ist eine materielle Ver-
Vorfahren abstammen. Bei öffentlichen anschaulichung der kosmologischen und
Ritualen spielen diese Guthis eine bedeu- mythologischen Spekulation. Im klassi-
tende Rolle, die diejenige der Großfamilie schen Hinduismus hat sie damit eine er-
erheblich übertrifft. Um die Guthis wirt- zieherische und bildende Funktion, etwa
schaftlich in die Lage zu versetzen, diese im Sinne einer „Biblia Pauperum””.
Funktionen auszuüben, wurden sie von Wichtiger als diese Veranschaulichung
den Nevarkönigen mit bedeutenden Pfrün- ist jedoch, daß auch das Sozialsystem —
den ausgestattet, die nicht wieder konfis- die Kastenordnung, die ebenfalls mythisch
ziert werden konnten. Die Zahl dieser begründet wird und dem gleichen univer-
Pfründe nahm im Laufe der Jahrhunderte salen Ordnungsmodell folgt — auf die
kontinuierlich zu, und besonders privi- Stadtanlage übertragen wird. Jede Kaste
legierte Guthis wurden Eigentümer von bewohnt ein eigenes Viertel, die höchsten
ausgedehnten Latifundien und erreichten Kasten im Zentrum, die niedrigeren an
damit eine Machtposition, deren Bedeu- der Peripherie, und die Unberührbaren
tung in einem Lande, das Privateigentum außerhalb der durch Tempel markierten
an Grund und Boden sonst nicht kennt, Stadtgrenzen. Damit wird eine historisch
kaum zu überschätzen ist. Hier ist auch entstandene Gesellschaftsstruktur räum-
der Hauptgrund dafür zu sehen, daß lich fixiert und buchstäblich zementiert:
trotz der nicht mehr existenten Mäze- Soziale Mobilität ist bei einer solchen
natenwirtschaft die Mehrzahl der öffent- Verankerung der Kastenstruktur im immo-
lichen Bauten, insbesondere der Tempel bilen Stadtsystem schlechthin undenkbar.
und klosterartigen Versammlungshäuser Die charakteristischen Abhängigkeitsver-
(Math) noch im relativ gutem Bauzustand hältnisse des klassischen Hindustaates wer-
ist. 4) Neben der ehemals rentenkapitali- den damit als ewig, universal und jenseits
stischen Struktur der Stadt und der be- aller Kritik akzeptiert.
sonderen Bedeutung der Guthi als ökono- Dem statischen Gefüge der Stadt und
mische Macht sind die.großen Stadtfeste den damit verbundenen mythischen In-
— oder treffender: Stadtrituale — von halten entspricht als dynamisches Gegen-
entscheidender wirtschaftlicher Bedeutung. stück das Stadtritual, das ebenfalls eine
Besonders nach dem Ende der Mäzena- Inszenierung mythischer Grundvorstel-
tenwirtschaft liefert das Stadtritual die lungen darstellt: Das Stadtritual ist eine
eigentliche Motivation für jede Wirtschafts- Selbstdarstellung der Stadtgesellschaft
tätigkeit, die über die Produktion des zur Erklärung ihrer Struktur und Rolle
Lebensnotwendigen hinausgeht. im vorgestellten Weltganzen. Stadtstruk-
Die Stadtrituale sind im wesentlichen tur und Stadtritual ergänzen sich zu einer
große, im Jahresablauf periodisch stattfin- breitangelegten, in einer mythischen Be-
dende Massenprozessionen in rituell wich- griffswelt gefaßten Ontologie, die in die-
tigen Zonen, und Kulthandlungen an wich- ser Vermittlung absoluten Realitätswert
tigen Plätzen und Bauten der Stadt. Die erhält.
physische Struktur der Stadt ist nur im Insgesamt ist Bhaktapur ein Ausdrucks-
Kontext des Stadtrituals und seiner öko- mittel mythischer Anschauungen, eine in
Pieper
mythischen Begriffen sich artikulierende,
dem mythischen Bewußtsein allgemein
begreifliche Sprache.
Das Stadtritual liefert die Motivation
der gesamten kollektiven wie individuel-
len Wirtschaftstätigkeit. Ich habe an an-
derer Stelle nachgewiesen, daß allein ein
einziges der etwa alle 3 Monate stattfin-
denden Massenfeste die gesamte produk-
tive Bevölkerung der Stadt mindestens
zwei Wochen lang bindet. Daneben finden
zahlreiche Familien-, Kasten- und Guthi-
feierlichkeiten statt. Zusammen mit den
Massenfesten schöpfen diese Rituale das
gesamte gesellschaftliche Mehrprodukt ab.
Die zentralen Figuren des öffentlichen
Lebens müssen, um ihr Sozialprestige zu
halten, gelegentlich eigene Rituale veran-
stalten, ebenso wie einfache Bürger bei
besonderen Anlässen, etwa Hochzeiten
oder dergleichen. Wohlbemerkt: Die da-
für ausgegebenen Mittel werden nicht in-
dividuell verbraucht oder in privatem
Luxus investiert, sondern hier wird kol-
lektiv konsumiert, was individuell erwirt-
schaftet wurde. Es ist erstaunlich zu sehen,
wie bereitwillig jeder einzelne, der wie
die Masse der Bevölkerung noch in seinen
traditionellen Bindungen steckt, unabhän-
gig von seinen Einkünften alles was er
nicht unmittelbar zum Leben braucht,
hier einbringt, und damit ein Wirtschafts-
gebaren an den Tag legt, das ihn — nach
Begriffen, die wir für normal halten —
finanziell ruiniert. In diesem Zusammen-
hang ist eine Unterscheidung von mate-
rieller und ideeller Kultur, oder von Kate-
gorien wie sakral oder profan nicht mehr
möglich.
Diese Gesamtstruktur der physischen,
räumlich wahrnehmbaren Stadt und der
rituellen, ökonomischen und gesellschaft-
lichen Elemente läßt die mythische Spe-
kulation, die dem allen zugrunde liegt,
oder doch zumindest den konkret faßba-
ren Ausdruck gegeben hat, in absolute
Realität umschlagen. Was zunächst rein
spekulative Vorstellung war, wird hier zu
einer tatsächlichen, kollektiv gelebten
Wirklichkeit.
Diese Zusammenhänge, die hier nur
kurz angedeutet werden konnten, muß
man kennen, um die Problematik von
Stadtplanung als Entwicklungshilfe zu er-
fassen, und noch viel mehr, wenn man
hier ganz konkret Stadtplanung betreibt.
Die Bundesstelle für Entwicklungshilfe
(BfE), die vom Ministerium für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit mit der
Durchführung des „Stadtentwicklungsvor-
habens in Bhaktapur”’ betraut wurde,
schien hier anderer Meinung zu sein. Je-
denfalls erhielt nach einer sogenannten
„‚freihändigen Vergabe mit vorhergehen-
dem Wettbewerb”, von dem keiner der
Bieter je wieder etwas hörte, 6) ein Pla-
nungsbüro den Zuschlag, das zwar über
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umfangreiche Erfahrungen in Südamerika
verfügt (Spezialität: Ressourcenbezogene
Standortuntersuchungen in Brasilien), aber
von der Existenz einer nevarischen Stadt
namens Bhaktapur erst durch den Aus-
schreibungstext der BfE erfuhr, geschwei-
ge denn fundierte Kenntnisse nepalesischer
Probleme besäße. Dieser Mangel wurde
aber als nicht weiter störend empfunden:
Bis heute ist nicht ein einziger Fachmann
mit der notwendigen Landeskenntnis und
dem entsprechenden Spezialwissen ein-
gestellt worden, abgesehen von einem
Architekten, der als Bauführer eingesetzt
ist.
Die Zielsetzungen für das Projekt wur-
den bereits im November 1973 durch eine
Gutachtergruppe vorformuliert, die sich
zu diesem Zweck ganze drei Wochen (!)
in Nepal aufhielt. Einer der Gutachter
war Architekt — derselbe, der inzwischen
als Bauführer im Projekt mitarbeitet —
der zweite Kanalbauingenieur, und der
dritte Leiter eines Instituts für Raumord-
nung und Entwicklungsplanung. Lediglich
der Architekt kannte Nepal aufgrund eines
längeren Aufenthaltes im Rahmen eines
Denkmalpflegeprojektes.
Entsprechend fiel das Gutachten aus:
Es beginnt mit einem allgemeinen Vor-
spann über „Stadtgründung im Verständ-
nis der indisch-nepalesischen Kultur”, der
mit einigen zusammenhanglos von Mircea
Eliade, Heinrich Zimmer, Grünwedel
und anderen Autoritäten abgeschriebenen
Allgemeinplätzen ebenso unpräzis bleibt
wie die Titelformulierung „indisch-nepa-
lesisch’’. Darauf folgen einige Bhaktapur
betreffende Daten, die dem Kathmandu
Valley Development Plan entnommen
sind, woran sich dann die Zielformulie-
rungen anschließen, die — Zufall oder Ab-
sicht? — inhaltlich jeweils mit dem Beruf
eines Gutachters identisch sind: Der Archi
tekt ergeht sich detailliert in „Restaurie-
rung” (d. i. Denkmalpflege) und „‚Reno-
vierung” (d. i. Verbesserung der Wohnbe-
dingungen), der Kanalbauingenieur er-
schöpft sich im Aneinanderreihen von
ginem guten Dutzend Konstruktionsskiz-
zen (vom Abwasserkanalprofil bis zur ge-
ordneten Deponie ist alles enthalten, was
zum Erstsemesterwissen eines Bauinge-
nieurs gehört) und der Direktor des In-
stituts für Raumordnung und Entwick-
lungsplanung doziert darüber, was zum
Neubau eines Cottage Industrie Centers
gehört, und wie man einen Stadtentwick
lungs-Rahmenplan anfertigt. Das Ganze
wird — wie könnte es anders sein? — mit
einigen farbigen, ausfaltbaren Übersichts-
plänen und einem mehrseitigen Organisa-
tionsdiagramm abgeschlossen.
Genau diese, in Gutachten zufällig an-
einandergereihten und zu Zielen dekla-
rierten Einzelansätze werden augenblick-
lich in Bhaktapur realisiert: Die Entwick -
lungsmaßnahme besteht aus zwei Teilen,
einem „‚Bauprojekt’” und einem „Stadt-
entwicklungsrahmenplan”. Im Rahmen
des Bauprojektes soll ein Zentralplatz im
N. O. der Stadt mit allen anliegenden Ge-
bäuden restauriert werden, die Straßen
werden neu gepflastert, eine Kanalisation
und Wasserversorgung angelegt, 30 Häuser
werden renoviert, einzelne Kultbauten
und die Ghats am Hammaute restauriert
und ein Cottage Industrie Zentrum außer-
halb der Stadt errichtet. Inhaltlich gehört
dieses Cottage Industrie Zentrum schon
zum Stadtentwicklungs-Rahmenplan. Es
ist vorgesehen, damit etwa 200 — 300
nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplätze zu
schaffen.
In erster Linie soll hier für den Bedarf
der Touristen produziert werden, also
Puppen, Papiermasken, Khukris, Nepale-
sische Mützen etc. Eine staatliche Stelle,
das Dept. of Cottage Industries, soll die
Koordination übernehmen und eine bera-
tende Funktion ausüben. 20% des ge-
schätzten Gesamtkapitals von 250 000
Dollar sind deutsche Entwicklungshilfe,
der Rest wird von kapitalkräftigen Privat:
leuten — Angehörige der in Kathmandu
ansässigen Unternehmerschicht — aufge-
bracht.
Der Stadtentwicklungs-Rahmenplan
führt diesen, mit der Einrichtung der
touristenbezogenen Cottage Industrie
eingeschlagenen Weg weiter. Die Einzel-
maßnahmen des Gesamtprojektes sind in
diesem Zusammenhang nicht weiter inte-
ressant. Wichtig ist jedoch festzuhalten,
daß es aus zwei Teilen besteht, die beide
in klassischer Weise einen wirklichen sozia-
len und ökonomischen Fortschritt in
Bhaktapur verhindern: Erstens aus einem
Restaurierungsprojekt, das große Teile
der Stadt umfaßt, das den fortschreiten-
den baulichen Verfall der Stadt aufhalten
soll, ohne die in überalterten Produktions-
verhältnissen begründeten Wurzeln des
Übels anzufassen und stattdessen die ge-
samte Stadt musealisiert, so daß sie keiner-
lei nützliche Funktion mehr ausüben kann,
als nur noch dem Tourismus als Spekta-
kel zu dienen.
Und zweitens aus einem Wirtschafts-
hilfeprojekt — dem Cottage Industrie
Center — das zwar neue nichtlandwirt-
schaftliche Arbeitsplätze schafft, aber,
da es privatwirtschaftlich betrieben wird
und nicht die vorhandenen Ansätze tradi-
tioneller Kooperationsform aufgreift,
die traditionelle Abhängigkeit vom Staats-
apparat und Mäzenatentum durch eine
neue, die Abhängigkeit vom Kapital er-
setzt, und darüber hinaus die mit dem
Restaurierungsprojekt eingeleitete Musea-
lisierung durch die auf den Tourismus
abzielende Produktion von früher ein-
mal nützlichen Gebrauchsgegenständen
in den Arbeitsprozeß hineinträat.
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Diese heiden Projektinhalte offenba-
ren, was eigentlich mit der Entwicklungs-
maßnahme in Bhaktapur erreicht werden
soll: Eine ganze Stadt — die Hauptstadt
der wichtigsten ehtnischen Gruppe Ne-
pals, der Nevar — soll hier dem Verwer-
tungsprozeß des Kapitals unterworfen
werden, das bisher in ihre traditionelle
Struktur nur oberflächlich eindringen
konnte. Jede Einzelmaßnahme dient die-
sem umfassenden Ziel, und hier im Detail
lassen sich bereits die unumgänglichen
Folgen absehen:
Der überall in der Stadt offensichtliche
Verfall führt jedermann deutlich vor Au-
gen, wie morbide das alte System gewor-
den ist, daß die materielle Basis aus Grün-
den, die oben ausgeführt wurden, inzwi-
schen so schwach geworden ist, daß die
privaten wie öffentlichen Mittel nicht
mehr ausreichen, mehr als nur die aller-
notwendigsten Instandhaltungsarbeiten
vorzunehmen. Der Bauzustand macht so-
mit die Kernfäule der Wirtschaftsgrund-
lage der Stadt offensichtlich, die in anderen
Bereichen noch weitgehend hinter dem
intakten Sozialgefüge der Großfamilie,
Kaste, Guthi usw. verborgen liegt. Bhakta-
pur ist deshalb „‚aus nepalesischer Sicht”
— wie die BfE sachkundig in der Projekt-
ausschreibung feststellt — „offensichtlich
(und verständlicherweise) ein potentiel-
les politisches Problem höchster Brisanz”’.7’
Das Entwicklungshilfeprojekt hat des-
halb vordergründig die Funktion, diese
so offen klaffenden Risse zu verdecken.
Die gleiche Feststellung trifft auch das
halboffiziöse englischsprachige Blatt
„Rising Nepal”’, allerdings ohne Arges
dabei zu denken. Man fragt sich, ob es
nun rührende Naivität oder despostischer
Zynismus ist, wenn man im Editorial vom
17.9.1973 liest: „„‚Bhaktapur has for long
been in the need of such a face lift, the
general hope is therefore that the imple-
mentation of this project will do precisely
this.”
Darüber hinaus ist die Restaurierung
der Stadt mit deutschen Mitteln eine groß-
angelegte Investition für die Tourismusin-
dustrie, die sich das nepalesische Kapi-
tal {Yeti Travel, Third Eye Tours, Everest
Travel etc. NATA) und einige wenige in-
ternationale Konzerne teilen (Oberoi —
Intercontinental — Hilton, die japanische
Everest Hotel, und das amerikanische
Tiger Tops). Das gesamte Projekt ist des-
halb so angelegt, daß es den Interessen der
Bevölkerung nur beiläufig entgegenkommt
und im wesentlichen dem am Tourismus
interessierten Kapital dient. Dies wird be-
sonders deutlich in der völligen Loslösung
des Bauprojektes von der bestehenden
Wirtschaftsstruktur der Stadt. Die Sanie-
rung ist eine einmalige, zeitlich begrenzte
Baumaßnahme, mit dem Ziel, das touri-
stisch verwertbare Erscheinungsbild der
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Stadt zu konservieren. Davon profitieren
zwar auch einzelne Handwerker und Lohn-
arbeiter, aber das Projekt wird nicht zum
Ansatz einer systematischen Belebung der
Wirtschaftstätigkeit gemacht, was leicht
möglich wäre, wenn es mit dem Aufbau
der Cottage Industrie gekoppelt würde,
allerdings mit einer Cottage Industrie, die
keine Touristensouvenirs sondern not-
wendige Gebrauchsgüter produziert, die
heute in der Stadt nur handwerklich her-
gestellt werden und deshalb mit ausländi-
schen industriell gefertigten Importen
nicht konkurrieren können.
Dieses so von der materiellen Basis
und den handwerklichen Möglichkeiten
der Bevölkerung losgelöste Bauprojekt
hat letztlich eine fatale Konsequenz:
Die Musealisierung der Stadt. Das bedeu-
tet, daß Bhaktapur nicht mehr in erster
Linie eine lebendige, funktionsfähige vi-
tale und sich selbst genügende Lebens-
und Wirtschaftseinheit seiner Bevölke-
rung ist, sondern als musealisierte Ge-
samtheit zur Ware der Tourismusindus-
trie gemacht wird, zu einer verfügbaren
Sache, zu einem vermarktungsfähigen
Produkt einer abgestorbenen Tradition.
Das Kapital eignet sich mit dieser „Ent-
wicklungshilfe” die Stadt als Gesamtheit
mit ihren Menschen, ihren Gebräuchen
und ihrer Architektur vollständig an und
verwertetsie.
Die Musealisierung beinhaltet auch,
daß die Bevölkerung nicht an dem Projekt
beteiligt wird, sondern mit musealisiert
wird und als Teil der Ware „Bhaktapur”
auf dem Tourismusmarkt feilgeboten wird.
Die Bevölkerung kann bei einem solchen
Projekt gar nicht beteiligt werden, da sie
die Kategorien der Touristenindustrie
nicht kennt, folglich nicht kooperativ sein
kann, und wenn sie diese Kategorien
schließlich erfaßt, sicher nicht mehr ko-
operationswillig ist. Deshalb tritt, wie
immer in solchen Fällen, auch in Bhakta-
pur die deutsche Firma als planende In-
stitution auf, die, vom Nimbus der Exper-
tise umgeben, die gesamte Stadt im Auf-
trag des „„Bhaktapur Development Com-
mittees” (einem Gremium aus Vertretern
der zuständigen Ministerien und des Pri-
vatkapitals) tourismusfähig aufbereitet.
So sieht eine Entwicklungsmaßnahme aus,
die in den Worten von „Rising Nepal”
ein „wirklich humanitäres Projekt ist’ —
‚„‚what is by all standarts of measurement
a humanitarian project”. 8)
Verglichen mit dieser schamlosen Ma-
nipulation einer harmlosen Lokalkultur
sind andere Einzelheiten der Entwick lungs-
hilfe eher grotesk. So etwa das Denkmal-
pflegetum, das sich hier äußert. Grotesk
deshalb, weil hier in einer Gesellschaft, die
sich noch nicht total von ihrer Stadt ent-
fremdet hat, Restaurierungen betrieben
werden, die auf die Wiederherstellung
eines in der Historie liegenden, als ideal
bewerteten „Originalzustandes” abzielen.
Dies ist die logische Konsequenz eines
gesellschaftlichen Bewußtseins, dessen
Erfahrung der realen eigenen Gegenwart
so deprimierend ist, daß es nur der Ver-
gangenheit ästhetische Kategorien zubil-
ligen kann.
Die Musealisierung umfaßt auch das
Stadtritual, die Stadtfeste und Massen-
prozessionen, und damit zentrale Berei-
che des städtischen Lebens. Wie oben er-
wähnt, dient das Stadtritual in der tradi-
tionellen Kultur der Selbstdarstellung der
Nevargesellschaft, der Erklärung ihrer
Struktur und ihrer Rolle im vorgestellten
Weltganzen. Diese Selbstdarstellung der
Gesellschaft, bisher noch selbstverständ-
licher Bestandteil des städtischen Lebens
und fest in den traditionellen Kalender
eingebaut, wird nun von cleveren Ge-
schäftsleuten theatermäßig aufgezogen,
beliebig oft wiederholt, und gegen Entgelt
den Touristen vorgeführt. 9) Das, was
eigentlich die Nevargesellschaft ausmachte,
ihre Gemeinschaft konstituierte, wird
nun vermarktet. Die Gesellschaft selbst
ist damit dort, wo sie als Gesamtheit in
Erscheinung trat, zur Ware geworden.
Hier prostituiert sich nicht mehr ein In-
dividuum, sondern kollektiv ein ganzes
Gemeinwesen!
Dies ist keine zufällige Begleiterschei-
nung oder eine unbeabsichtigte Folge der
Entwicklungshilfe, sondern ein fest mit-
einkalkulierter Teil ihres Programms. In
dem von der BfE herausgegebenen ‚,Tou-
rismus Entwicklungsplan Nepal’ — ein
Rahmenplan, der in seinen Zielsetzungen
auch das Stadtentwicklungsprojekt
Bhaktapur umfaßt — wird in einem Kapi-
tel „Soziologische Folgen der Tourismus-
entwicklung” diese Kollektivprostitution
zynisch und präzis geschildert. Unter an-
derem heißt es da: „Mit dem Eindringen
der Touristen und den ausgelösten Folge-
wirkungen kommen neue Ideen und Wert-
vorstellungen in eine intakte, aber ver-
wundbare sozioökonomische Gruppe.
Dies bedeutet Kommerzialisierung, d.h.
daß eine moralische, traditionelle Verbin-
dung in eine bezahlte Verbindung trans-
formiert wird...
Der Schaden ist vor allem in der Pro-
fanisierung zu sehen, die im Ernstfall zur
Zerstörung der verbindenden religiös-kul-
turellen Basis der Gesellschaft Nepals
führt.” 10) Der Ernstfall, von dem hier
die Rede ist, ist das gegenwärtig ablaufen-
de Entwicklungshilfeprojekt!
Man sollte meinen, daß eine solch nie-
derschmetternde Erkenntnis selbst dem
hartgesottensten Zyniker für einen Augen-
blick die Sprache verschlägt. Das ist aber
keineswegs der Fall. Für den Verfasser die-
ser Sektion des Tourismusplanes ist nicht
der Zusammenbruch eines harmlosen Ge-
Pieper
Bhaktapur von Südwesten mit den Pagoden von Bhairava und Nyatapola
Plan von Bhaktapur mit den zur Restaurierung vorgesehenen Zonen: A = Tachupal Tole, wird zur Zeit restauriert; B = Hanumante Ghat, zur Wieder:
herstellung vorgesehener Bereich am Fluß: C = Geplanter Standort der cottage industry.
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meinwesens Anlaß zur Sorge, sondern
ausschließlich die Frage, wieweit dieser
Zusammenbruch dem Tourismus schadet.
Schon im nächsten Absatz schreibt er:
„Lassen wir den Versuch, die möglichen
Gefahren für den Zusammenhalt und die
Funktionsfähigkeit von sozioökonomischen
Kulturgruppen zu schildern, und bleiben
wir bei den Gefahren, die der Tourismus-
entwicklung — in einer Art Rückschlag-
effekt — selbst drohen. Kommerz und Pro-
fanierung zerstören eine der wichtigsten
Attraktionen für den Touristen: das An-
dersartige und Bewundernswerte fremder
Kulturen und Völker, die romantische
Attraktion der Naivität.” 11)
Selbst der Arbeitsprozeß wird zu einem
Teil dieser Musealisierung: Die‘ Cottage
Industrie soll in Zukunft den Tourismus
als Wirtschaftsgrundlage der Stadt ergän-
zen. Sie dient nicht der Steigerung der
Produktivität in der Erzeugung notwen-
diger Gebrauchsgegenstände oder auf
dem Binnenmarkt absetzbarer Waren,
sondern nahezu ausschließlich der Her-
stellung touristischer Souvenirs. Dabei
handelt es sich entweder um traditionelle
Gebrauchsgegenstände — Töpferwaren,
Buschmesser etc. — oder um Kunstgewer-
be. In jedem Fall werden diese Produkte
qualitativ schlechter sein, da sie keinen
Gebrauchswert mehr haben und nur dem
touristischen Geschmack angepaßt sein
müssen. Eine ähnliche Entwicklung läßt
sich bereits heute in den tibetischen
Flüchtlingsdörfern beobachten, wo z.B.
Teppiche nach amerikanischen Katalogen
geknüpft werden.
Die tatsächlich benötigten Produkte —
Kleidung, Werkzeug, Haushaltsgeräte —
müssen weiterhin eingeführt werden, ob-
wohl die Cottage Industrie so ausgebaut
werden könnte, daß die jetzt nur handwerk-
lich hergestellten Erzeugnisse hier ratio-
neller produziert werden könnten und da-
mit mit der Importware konkurrenzfähig
wären.
Darüberhinaus bietet das Entwicklungs-
hilfeprojekt mit den zahlreichen Baumaß-
nahmen (Gesamtvolumen ca. 4,3 Millionen
DM) die Möglichkeit, damit den Grund-
stein für eine leistungsfähige Low Techno-
logy-Produktion von Halbzeug und ande-
ren Baustoffen zu legen, die sich ohne
weiteres bis zum Ende des Projektes einen
erheblichen Anteil des nepalesischen Bau-
marktes sichern könnte, der jetzt von teu-
ren indischen Importen beherrscht wird.
Besonders schwerwiegend ist die Ver-
nichtung der traditionellen kollektiven
Wirtschaftsformen, die mit der Musealisie-
rung der Gesamtstadt Hand in Hand geht.
Auf der einen Seite wird die zukünftige
Wirtschaftsgrundlage der Stadt vollständig
privatisiert. Die Cottage Industrie und der
Tourismus werden mit Privatkapital be-
wirtschaftet, von privaten Unternehmern,
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die zwar durch staatliche Dienststellen wie
z.B. das Dept. of Cottage Industries kon-
trolliert werden, was aber in einem Land
wie Nepal, wo Kapital und staatliche Macht
identisch sind, nicht viel heißt. All dies
geschieht, obwohl in Bhaktapur funk-
tionsfähige, traditionelle Organisationen
— die Guthis — existieren, die geeignet
wären, die Cottage Industrie kollektiv
zu bewirtschaften und den Produktions-
inhalt in erster Linie nach dem Bedarf der
Bevölkerung, nach den Erfordernissen
des Binnenmarktes und erst in zweiter
Linie nach der touristischen Nachfrage
zu bestimmen.
Auf der anderen Seite hat die Privati-
sierung der Cottage Industrie zur Folge,
daß nur einzelne Handwerker gegen Lohn
arbeiten. Es wird also nicht mehr kollek-
tiv gewirtschaftet, wie das in der traditio-
nellen Großfamilie der Fall ist. Wir wissen
aus zahlreichen indischen Untersuchun-
gen, welche Folgen das für das traditionelle
Sozialsystem hat:
Die Maßnahmen zur Hebung des mate-
riellen Wohlstandes — Steigerung der Pro-
duktivität über die Cottage Industrie und
die Erschließung eines neuen Erwerbs-
zweiges mit der Tourist Industrie — werden
die Bedeutung der individuellen Lohnar-
beit und damit den Anteil der Cash
Economy im Gesamtwirtschaftsvolumen
der Stadt erheblich steigern. Damit ist
vor allem jüngeren Leuten die Möglich-
keit zur individuellen Kapitalakkumula-
tion gegeben, die sie in der Großfamilie
als Einheit kollektiven Wirtschaftens nicht
haben, und die Bereitschaft zum Einbrin-
gen des als Privatverdienst empfundenen
Lohnes in den Haushalt der Großfamilie
schwindet. Langfristig bedeutet dies,
daß die Großfamilie ihre traditionellen
Leistungen als Altersvorsorge, Kranken-
versicherung und Kreditinstitut nicht
mehr erbringen kann, und damit als Le-
bens- und Wirtschaftsgemeinschaft zu-
nehmend krisenanfälliger wird.
So kann man also den fragwürdigen
Segen des Stadtentwicklungsprojektes
Bhaktapur zusammenfassen, wie es mit
beispiellasem Zynismus der Verfasser des
Tourismusentwicklungsplanes tut, „daß
ein ersatzloser Verlust der Werte zu einer
tatsächlichen Verarmung der Bevölkerung
führt” — und er entblödet sich nicht, da-
ran noch anzuschließen: „nämlich durch
die Erkenntnis der Armut, die ja immer
— soweit sie über dem Niveau des Existenz-
minimums liegt — ein relativer Begriff
ist.” 12)
Abschließend läßt sich sagen, daß ein
Entwicklungshilfeprojekt in Bhaktapur
nur dann nicht im Zynismus endet, wenn
es entscheidend anders angefaßt wird, als
das zur Zeit geschieht: Wenn also das
Sanierungsprojekt wirklich der Verbesse-
rung der Wohnbedingungen dient, wenn
es von der Bevölkerung getragen wird,
wenn es als Starthilfe für die Cottage
Industrie angelegt wird, wenn die Produkte
der C. I. wirkliche Gebrauchswerte dar-
stellen, wenn sie sich am handwerklichen
Know How der Stadt orientiert, wenn es
organisatorisch auf den Guthis aufbaut
und kollektiv bewirtschaftet wird, wenn
also — in einem Wort — die Entwicklungs.
maßnahme nicht dazu dient, den Kapita-
lismus, den Kampf ums Einzeldasein, in
die Nevargemeinwesen hineinzutragen, wo
er bisher noch nicht existiert, sondern
ein erster Schritt dazu ist, diese Stufe der
Anarchie der gesellschaftlichen Produk-
tion zu überspringen, in einem Sprung
„aus dem Reiche der Notwendigkeit in
das Reich der Freiheit”. 13)
Erst dann ist überhaupt die moralische
Berechtigung für jede Art von Entwick-
lungshilfe in einer Stadt wie Bhaktapur
gegeben. Erst dann ist Entwicklungshilfe
nicht mehr der Versuch, aus Nepal eine
Variante unseres eigenen Systems zu
machen, das wohl kaum exportfähig ist.
Erst dann, wenn wir nicht mehr ein vom
Aberglauben gequältes, an den Fetischen
des Hinduismus klebendes Sozialgefüge
durch unsere eigene vor den Fetischen
des Kapitalismus opfernde Gesellschafts-
ordnung ersetzen wollen, erst dann — so
kann man den Schlußsatz von Marx zu
seinen indischen Aufsätzen abwandeln —
erst dann wird der Fortschritt in diesem
Lande nicht mehr jenem scheußlichen
Götzen gleichen, der den Nektar nur aus
den Schädeln Erschlagener trinken
wollte. 14)
1) Kunst, F., „Stadtplanung in Kamerum”,
in: Stadtbauwelt 40, S. 304.
2) Tourismusentwicklungsplan Nepal, im Auf-
trag der Bundesstelle für Entwicklungshilfe, Ver-
fasser (federführend) Speerplan Frankfurt,
Frankfurt Frühjahr 1972, S. 170.
3) Zum Problem der kulturellen Kolonisation
Indiens siehe: J. Pieper, „Die Anglo-Indische
Station”, Aachen (Diss.) 1974.
4) Zur Wirtschaftsgeschichte Nepals: Regmi,
M. C., „Economic History of Nepal”, Calc. 1964.
5) Pieper, J. „The Three Cities of Nepal”, in
Oliver, P. (ed) Shelter Sign and Symbol, Lon-
don 1975.
6) Keiner der Bieter erhielt bisher eine offizielle
Benachrichtigung über den Ausgang dieses
‚„‚Wettbewerbs’’, obwohl die Planer schon seit
einem halben Jahr in Bhaktapur am Werk sind,
und niemandem wurde bisher ein Protokoll
mit Entscheidungskriterien, Jurorendiskussion
etc. zugestellt, wie das bei Wettbewerben all-
gemein üblich ist.
7) BfE Ausschreibungstext vom 21.2.1974,
Anlage |, S. 3.
8) Rising Nepal, 16.9.1973, S.1.
9) Siehe dazu: Grasskamp, W. , Nepal, Muster
für Musealisierung, in Frankfurter Hefte 1975,
Ss. 27.
10) Tourismusentwicklungsplan, a.a.O., S. 183.
11) Tourismusentwicklungsplan, a.a.O.,
Ss. 183 f.
12) Tourismusentwicklungsplan, a.a.O., S. 184.
13) Engels, F., Antidühring, MEW 20, S. 264.
14) Marx, K., MEW 9, S. 226.
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6. MH: der große Betrug?
Immer mehr drängte sich bei unseren Untersuchungen
der Eindruck auf, daß die MH-Produzenten zwar die an-
fangs genannten „Behinderungen“‘ für eine Industrialisie-
rung bzw. eine reibungslose manufakturmäßige Organi-
sation ihrer Produktion schrittweise überwunden haben,
daß jedoch ihr Produkt — das MH — und die Art und
Weise seiner Vermarktung für die (End-)Nachfrager
bzw. (Be-)Nutzer mehr Nachteile als Vorteile mit sich
bringt. Vor allem schien uns der Eindruck überprüfens-
wert, das MH sei als Industrieprodukt für seine Besitzer
bzw. Bewohner — im Vergleich zum traditionell gefer-
tigten Einfamilienhaus — besonders preis- bzw. kosten-
günstig. Daran weckt zu allererst die geringe Lebensdau-
er der MH Zweifel, die — bei fortschreitender Oligopo-
lisierung — von den Produzenten mittels gezielter Qua-
litätsminderungen und modischer Veränderungen offen-
sichtlich bewußt verkürzt wird, um die Erneuerung der
Nachfrage zu beschleunigen. Diese sog. „Planung der
Obsoleszenz‘ findet obendrein von den Händlern und
vor allem von den Parkbesitzern Unterstützung, die mit
ihrer Weigerung, ältere „Modelle“ aufzunehmen, den
Gebraucht-Markt behindern und so den Absatz neuer
MH fördern.
Sowohl die Steigerung der Obsoleszenz durch Qua-
litätsminderungen als auch die durch ständige modische
Veränderungen hat offensichtlich „Erfolg“ gehabt: Die
Lebensdauer der MH beträgt heute selbst nach optimi-
stischen Schätzungen selten mehr als 15 Jahre — u.a.
auch, da sie aufgrund nur schwacher Verankerung und
geringen Gewichts gegen Stürme besonders empfindlich
sind — und obendrein wechseln bereits viele MH-Besitzer
ihr „Modell“ alle 3 Jahre 95). Dieser häufige Wechsel
ist nicht etwa Folge des besonders häufigen Ortswech-
sels der MH-Bewohner. Sie ziehen im Durchschnitt
nicht häufiger um als alle anderen US-Bürger — nämlich
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etwa alle 5 Jahre. In der Regel will der jeweilige Besitzer
nur am bisherigen Standort sein „altes Modell‘ gegen
ein „up-to-date-modeli‘ austauschen oder hat bereits
die Nase voll davon, sich um die Instandhaltung des
alten zu kümmern: „Mobilheime sind wie Autos, man
kann mit einem kleinen Ford anfangen und bis zum
Cadillac gehen, so nennen wir die teuren Mobilhei-
me.“ 96)
Angesichts dieser Entwicklung mußte die Frage, ob MH
auch über Jahre bzw. Jahrzehnte betrachtet preis- bzw.
kostengünstiger als traditionelle Einfamilienhäuser sind,
um so mehr interessieren. Es galt zu überprüfen, ob
fast euphorisch wirkende Behauptungen angebracht sind,
wieiz B:97):
— „Mobile home living, (. . .) combines the advantages
of the low money tie-up as in apartment living, with
the convenience, pride of ownership, and freedom
of living enioved in a site-built home.‘
„The figures are in: It all adds up: Mobile homes are
the best value for the money.”
Aus Kreisen der MH-Industrie gibt es solche Behauptun-
gen in Hülle und Fülle. Den von uns angestellten Preis-
bzw. Kostenvergleichen, bei denen alle für die finanziel-
le Belastung der Käufer bzw. Bewohner wichtigen Fak-
toren — wie z.B. Lebensdauer, Kaufpreis und Boden-
preis bzw. -miete, Finanzierungskosten, Gebühren, Be-
triebskosten, Instandhaltungskosten etc. — berücksich-
tigt wurden, hielten sie jedoch nicht stand.
Um uns die jeweiligen Vergleiche zu erleichtern und
sie zu präzisieren, diskontierten wir die Preise bzw. Ko-
sten, die bei Kauf bzw. Benutzung von MH und Ein-
familienhäusern teilweise zu unterschiedlichen Zeiten
anfallen. alle auf einen Zeitpunkt. Für 6 Modellfälle, bei
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Außenwand 600,00 pro 5 Jahre
) Wells Fargo Bank; Economics Department:
Industry Report. Mobile Homes in California — Present and
Future. SanFrancisco 1972. Tabelle 8 und Prospekte ver-
schiedener Firmen .
Wells Fargo Bank: a.a.O0., Table B
Prospekte verschiedener Firmen
Für die Berechnung der Annuitätszahlungen wurden nur
Finanzierungsprogramme des freien Kapitalmarktes, nicht
aberstaatlich subventionierte Finanzierungsprogramme
herangezogen.
Die gesamten Erstinvestitionskosten des MH in Höhe von
13.400,00 g enthalten einen Eigenkapitalanteil von
2.000,00 $ und einen Fremdkapitalanteil von 11.400,00
£ . Die des Einfamilienhauses in Höhe von 32.000,00 f
enthalten einen Eigenkapitalanteil von 6.400,00 ® und
einen Fremdkapitalanteil von 25.600,00 f
Die Annuitätszahlungen wurden mit der folgenden Formel






m = Laufzeit des Kapitals
5) Eigene Berechnungen nach Projectconsult GmbH: Folge-
kosten im Schulbau. Eine einführende Untersuchung in den
Problemkreis. 1972. Schriften des Schulbauinstituts der
Länder. Heft 42




denen wir jeweils etliche der für die finanzielle Belastung
der Käufer bzw. Benutzer ausschlaggebenden Faktoren
varlierten, wurden also die sog. diskontierten Gesamt-
kosten berechnet:
für ein MH mit 7,5 Jahren Lebens- bei 30 Jahren Nutzungs-
dauer;
für ein MH mit 7,5 Jahren Lebens- bei 60 Jahren Nutzungs-
dauer;
für ein MH mit 15 Jahren Lebens- bei 30 Jahren Nutzungs-
dauer;
für ein MH mit 15 Jahren Lebens- bei 60 Jahren Nutzungs-
dauer;
für ein Einfamilienhaus mit 30 Jahren Lebens- und 30 Jah-
ren Nutzungsdauer;
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Tabelle 8 Vergleich der diskontierten Gesamtkosten
(GSK) von MH und Einfamilienhaus (EB)
Anhand der folgenden Aufstellung von Investitions-
und Folgekosten verglichen wir jeweils ein MH und ein
Einfamilienhaus gleicher Größe, nämlich mit einer Brut-
togeschoßfläche (BGF) von 125 qm.
Die vergleichenden Berechnungen, die unter Verwendung
der Programmiersprache Fortran IV auf der TR 440 des
Rechenzentrums der Uni Stuttgart durchgeführt wurden,
bestätigten unsere Vermutungen: das MH ist — entgegen
den Behauptungen der MH-Industrie — keineswegs ko-
stengünstiger als das traditionelle Einfamilienhaus! Der
Vergleich der diskontierten Gesamtkosten (GSK) ergab:
Die GSK des MH sind nur dann deutlich geringer als die des
Einfamilienhauses, wenn die Bodenmiete als äußerst gering
(720 £ /Stellplatz und Jahr), die Finanzierung als äußerst
günstig (11,4% bei 12 Jahren Laufzeit) angenommen wird
und gleichzeitig der Aufzinsungsfaktor q bei der Diskontie-
rung extrem hoch angesetzt wird, wenn also die „illusionäre
Annahme getroffen wird, jeweils erspartes Geld könne auf
dem Kapitalmarkt extrem günstig verzinst werden.
Die Höhe des Aufzinsungsfaktors q wirkt sich auf die GSK
des MH viel stärker als auf die des Einfamilienhauses aus,
d.h. die GSK des MH verringern sich bei als steigend ange-
nommenen Kapitalmarktzins mehr als die des Einfamilien-
hauses. So liegen z.B, bei 60 Jahren Nutzungsdauer die GSK
eines MH mit 7,5 Jahren Lebensdauer und einer Finanzierung
von 11,4% bei 12 Jahren Laufzeit (günstigste Finanzierung)
sowie einer Bodenmiete von 1.200 @ /Jahr (mittlere Park-
qualität) erst bei Annahme eines Aufzinsungsfaktors q von
mehr als 1,125 (12,5% Kapitalmarktzins) unter denen eines
Einfamilienhauses. Die GSK eines MH mit gleicher Finanzie-
rung und Bodenmiete, aber mit 15 Jahren Lebensdauer sind
auch erst bei Annahme eines Aufzinsungsfaktors q von mehr
als 1,08 (8% Kapitalmarktzins) niedriger als die des Einfami-
lienhauses,
die Lebensdauer des MH ist für die Höhe der GSK nicht so aus-
schlaggebend wie man annehmen könnte. Die GSK eines MH mit
7,5 Jahren Lebensdauer liegen nur unwesentlich über denen ei-
nes MH mit 15 Jahren Lebensdauer, Dies gilt sowohl bei einer
angenommenen gesamten Nutzungsdauer von 30 wie von 60
Jahren.
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7. Ein Zitat an Stelle eines Resumees
Renato Severino schrieb in seinem 1971 erschienen Buch
„Totaler Raum. Quantität und Qualität im Bauen“‘:
— 3,Die Forderung der Masse nach einem besseren Leben wurde
mit reiner Quantität beantwortet, wobei alle Macht der Tech-
nik eingesetzt wurde, schneller und billiger mehr Erzeugnis-
se zu produzieren. Aber wovon mehr? Mehr Elendsviertel?
Mehr Schäbigkeit? Mehr Entfremdung? Diese Art, an ein
Problem heranzugehen, ersetzt soziale Verantwortung durch
soziales Getue.‘““ 98)
Die Entwicklung der MH-Industrie in den USA ist da-
für ein deutliches Beispiel. Doch werwill allen Ernstes
behaupten, diese Entwicklung könne sich in Europa
nicht wiederholen?
II. MOBILE HOMES (MHEB) AUF DEM WEGE
NACH EUROPA
„Werden die Caravans und die Mobile Homes . . . auch
bei uns zu Konkurrenz-Produkten der Eigenheim- und
Fertighausprodukte? “ 99) Bereits seit Jahren gibt es An-
zeichen, daß eine solche Entwicklung auf dem Europäi-
schen Markt, vor allem auch in der BRD bevorsteht.
Der Vormarsch der MH auf den Kontinent begann von
Großbritannien (GB) aus. Dort, wo sie treffend als
„Residential Caravans‘ bezeichnet werden, hatten sie
zuerst Fuß gefaßt. 1974 wurden von insgesamt 570.000
MH und Caravans ca. 250.000 als stationäre Ferien-
wohnung genutzt und ca. 100.000 MH dienten bereits
— ähnlich wie in den USA — jungen Ehepaaren und
Rentnern als „immobile Dauerwohnung‘‘ 100),
Die Startbedingungen waren für die MH ähnlich gün-
stig wie in den USA
auch für GB wurden die MH rechtlich von Anfang an als
Fahrzeuge definiert und unterliegen von daher nicht bzw.
kaum Planungs- und Baugesetzen;
auch in GB werden die MH nach einem einheitlichen Stan-
dard, dem „British Standard of Construction‘ (BS 3632)
gefertigt, Der Standard wurde von dem wichtigsten Ver-
band, der „Caravan Council” (NCC), —wie in den USA — in
Zusammenarbeit mit einer unparteiischen, national anerkann-
ten Institution, dem „British Standard Institute‘; entwickelt;
auch in GB gewährleistet ein umfangreiches Händlernetz be-
quemen Einkauf der MH anhand von Katalogen und Mu-
stern, Vermittlung günstiger Finanzierungsprogramme, Ver-
anlassung des Transports zum Bestimmungsort und selbst-
verständlich auch Bereitstellung des Aufstellplatzes;
auch in GB hat sich die MH-Industrie ihren Markt systema-
tisch durch die Bereitstellung mietbaren Bodens in MH-
Parks aufgebaut
zeigt hat, versucht die MH-Industrie vor allem den Ex-
port auf das Festland zu steigern 102), Seit 1970 hat die
Caravan- und MH-Produktion mit ca. 35% die größte Ex-
portrate aller Produktionszweige in GB.
Auch in den Niederlanden hatsich bereits eine eigen-
ständige MH-Industrie entwickelt: in ca. 150 Parks sind
ca. mehrere 10.000 MH aufgestellt, die als stationäre Fe-
rienwohnungen dienen. Die niederländische Caravan- und
MH-Industrie versucht ebenfalls, ihren Markt durch Ex-
porte vor allem in die BRD und die Schweiz, wo günstige
Finanzierungsbedingungen bestehen, auszudehnen. Nahe-
zu 2/3 der exportierten MH gehen in die BRD 103),
IV. MOBILHEIME (MH) IN DER BRD
Eine Entwicklung des MH wie in den USA (und in GB)
— vom Trailer (bzw. Caravan) als mobile Ferienwohnung
und dann als mobile Dauerwohnung bis zum MH als im-
mobile Dauerwohnung — bzw. eine vergleichbare Ent-
wicklung des MH-Absatzes oder gar einer nationalen MH-
Industrie ist bisher in der BRD nicht erkennbar geworden.
1. Kein MH-Boom
Wenn in der BRD die Entwicklung wie in den USA vor-
angeschritten wäre, so würden heute bereits ca. 2 Mil-
lionen Bundesbürger ihren Dauerwohnsitz in einem MH
haben. In Wirklichkeit aber gab es Anfang der 70er Jahre
zwar mehr als 1 Viertelmillion Caravans in der BRD, von
denen fast 1/3 der stationären Naherholung diente 104),
Aber 1974 gab es darunter immer noch nicht mehr als
etwa 20.000 MH 105), die von etwa 75.000 Bundesbür-
gern fast ausschließlich als stationäre Ferienwohnungen
genutzt wurden. Kaum 1% von ihnen diente als Dauer-
wohnung.
Trotz der relativ niedrigen Preise (sie liegen zwischen
7.000 und 23.000 DM/MH oder 350—800 DM/qm und
nur besonders „luxuriöse Modelle‘ kosten bis zu DM
65.000) haben sie jedoch nicht einmal einen größeren
Anteil am Ferien- und Zweithausmarkt. Und das, obwohl
die ersten Versuche der britischen und niederländischen
MH-Produzenten, auf dem bundesrepublikanischen Markt
Fuß zu fassen, schon 16 Jahre zurückliegen. Noch heute
wird die Mehrzahl der MH importiert und es gibt kaum
1 Dutzend inländischer Produzenten, die vor allem aus
der Caravanbranche stammen und meist nur zusätzlich
— weitgehend noch handwerklich — MH herstellen. Die
leistungsfähigen Zulieferindustrien der Automobilbranche
haben noch kaum Interesse an der Herstellung von MH-
Montageteilen gezeigt bzw. zeigen können.
2. Ungünstige Startbedingungen für MH
Allerdings haben auch in GB die Ressentiments der Be-
völkerung und der Widerstand einiger Behörden der Aus-
dehnung des MH-Marktes Schranken gesetzt: Die Produk-
tionsziffern der MH erhöhten sich bisher jährlich nur um
etwa 4%, die Zahl der Parks nahm dagegen nur um ca.
1,5% zu 101), Obendrein ist die Aufstellung auf priva-
ten Grundstücken in der Regel nur erlaubt, wenn das MH
an ein vorhandenes Haus angeschlossen wird.
Da sich eine gewisse Sättigung des Inlandsmarktes ge-
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Der wichtigste Grund dafür, daß die MH bisher in der
BRD auch als Ferienwohnungen relativ erfolglos geblie-
ben sind, liegt darin, daß sie rechtlich — ganz anders als
in den USA und in GB — nicht als Fahrzeuge bzw. wie
Caravans. sondern als Bauwerke eingeordnet wurden.
Nach Angaben der einzelnen Innenministerien der Bun-
desländer galten die MH bisher ohne Rücksicht auf ihr
Fahrgestell bzw. ihre „Mobilität‘‘ als bauliche Anlagen,
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d.h. sie mußten den Vorschriften der Landesbauordnun-
gen entsprechen 106) und für die Aufstellung jedes ein-
zelnen MH war eine Baugenehmigung erforderlich. Auch
in planungsrechtlicher Hinsicht unterlag die Aufstellung
von MH den gleichen Vorschriften der 88 30—37 BBauG
wie die Einrichtung anderer baulicher Anlagen. In allen
Bundesländern — außer in Schleswig-Holstein — war es
anscheinend bisher unerheblich, ob MH nur vorüberge-
hend oder dauernd genutzt werden, da sie ohnehin nur
genehmigt werden, wenn sie alle Bedingungen des Bau-
ordnungs- und Planungsrechts erfüllen.
Die Aufstellung von MH auf Campingplätzen, auf denen
sie ab und zu anzutreffen sind, war eigentlich im allge-
meinen unzulässig, da ein Campingplatz kein Baugebiet,
sondernsselbst ein genehmigungspflichtiges Bauvorhaben
im Außenbereichist. Auch nach Art. 23.3 des 1974 vor-
gelegten Entwurfs der DIN 18039 (Norm-Entwurf für
Campingplätze) blieb die Aufstellung von MH unzuläs-
sig und wurden nur Kraftfahrzeuge und Caravans mit
einem gültigen polizeilichen Kennzeichen zugelassen.
Naheliegend sprach daraufhin ein Kommentar aus dem
Bereich der MH-Lobby — im Hinblick auf die dadurch
bewirkten Absatzschranken bzw. Konkurrenznachteile
gegenüber dem Caravan —-von einem „K.o.-Schlag‘‘ 107),
Der Mangel an MH-Stellplätzen, der in besonderem Maße
Absatzsteigerungen der MH-Importeure und -Produzen-
ten behindert, ist unter diesen rechtlichen Vorausset-
zungen naheliegend nicht zu beheben. Dies gilt um so
mehr, da viele Gemeinden, in deren Händen die Bauleit-
planung und Erteilung von Baugenehmigungen liegt, u.a.
aus wirtschaftlichen Gründen die Aufstellung von MH ab-
lehnen, die meist nur saisonweise belegt sind und außer-
dem der ortsansässigen Hotellerie das Geschäft vermiesen
Dazu kommt vielfach der Widerstand des ortsansässigen
Bauhandwerks, von Bürgervereinen, Landschaftsschüt-
zern etc.
Auch der Mangel an günstigen Finanzierungsmöglichkei-
ten behindert den Absatz der MH. Es gibt erst vereinzelt,
meist nur durch gute Bankverbindungen der MH-Händler
ermöglichte Finanzierungsprogramme, die den Kauf
eines MH ohne hohen Eigenkapitalanteil ermöglichen.
Dies liegt daran, daß die Banken und Kreditinstitute bis-
her keine großen Chancen sahen und vor allem auch wich-
tige Voraussetzungen für eine problemlose Finanzierung
fehlen. So gibt es für MH, wenn sie nicht — mit Baugeneh-
migung — auf einem privaten Grundstück aufgestellt wer-
den, keinen Eigentumsnachweis außer einem „Mobil-
heimschein‘, der den KFZ-Brief zulassungsfähiger Fahr-
zeuge bzw. Caravans ersetzen soll, oder einem Zollschein,
falls es sich um ein importiertes MH handelt 108), Folglich
ist eine Eintragung ins Grundbuch, als Voraussetzung für
die Aufnahme von Hypotheken, nicht möglich. Folglich
waren auch Bausparkassen bisher nicht bereit, MH zu fi-
nanzieren.
Obendrein haben die Bestimmungen der Straßenverkehrs-
und Sraßenverkehrszulassungsordnung der BRD bisher
das MH vom Markt für Ferienhäuser mit geringer Grund-
fläche (ca. 50 qm bei „single wides‘“ und ca. 75 qm bei
„double wides‘‘) verbannt. Sie erlauben maximal 2,50 m
Breite, 4,00 m Höhe und 18,00 m Länge für den Straßen-
transport. Da die Breiten der MH fast immer mehr als
2,50 m betragen, bedarf ihr Transport in der Regel einer
Sondergenehmigung, deren Auflagen — über Polizeibeglei-
tung, Sperrzeiten und vor allem über Einhaltung bestimm-
ter Strecken — natürlich Kosten verursachen und bei der
räumlichen Erschließung des Marktes entscheidende Kon-
kurrenznachteile gegenüber dem Caravan bedeuten kön-
nen.
ho Die „Salami-Taktik‘‘ der MH-Branche
bzw. des DMHV
Infolge der geschilderten Behinderungen ist es nicht ver-
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wunderlich, daß bisher — einschließlich fast aller Produ-
zenten von traditionellen Einfamilien-, Fertig- und Fe-
rienhäusern — kaum jemand von der bisherigen Ent-
wicklung des MH-Marktes in der BRD Notiz genommen
hat bzw. kaum jemand Veranlassung sieht, sie ernst zu
nehmen. Die im folgenden beschriebenen jüngsten Be-
mühungen der MH-Importeure und -Produzenten sowie
ihrer Lobby, den Absatz von MH auszudehnen, geben
aber allen Anlaß, ernst genommen zu werden; es finden
"sich bedenkliche Parallelen zur Entwicklung des MH-
Marktes in den USA.
Vor allem der „Deutsche Mobilheimverband“ (DMHV)
— mit dem MHMA in den USA vergleichbar — hat es über-
nommen, die zuvor beschriebenen Behinderungen des
MH-Absatzes abzubauen. Der DMHV wurde 1972 von
seinem späteren Vorsitzenden Rudi Cohn, der 1958 er-
ster MH-Importeur der BRD war,gegründet und zählte 1974
etwa 40 Mitglieder, die 95% des gesamten MH-Imports
‚vertreten bzw. sich auch als Produzenten betätigen. Ähn-
lich wie der MHMA in den USA bezeichnete er sich selbst
nicht nur als Interessenvertretung „für Mobilheim-Impor-
teure,-Hersteller, -Händler, Transporteure, sondern auch
für alle Mobilheimbesitzer und Inhaber von Naherho-
lungsplätzen‘‘. 109)
In seinem ersten Arbeitspapier vom 14.11.1972 hieß
es dann: „Wir stellen uns vor allen Dingen die Aufgabe,
den Mobilheimgedanken in der Bundesrepublik Deutsch-
land erstmal populär und bekannter zu machen, wobei
besonderer Wert darauf gelegt wird, der arbeitenden Be-
völkerung die Möglichkeit zu zeigen, für wenig Geld
Zweithausbesitzer zu werden. Denn Mobilheime sind
tatsächlich als zweites Haus aufzufassen und nicht als
kleine Behelfsheimchen.‘“ 110) Die Bemühungen des
DMHV zielen demnach zunächst vorrangig auf die Er-
oberung des Marktes für Zweit- und Ferienwohnungen
bzw. -häuser und erst in zweiter Linie — sehr versteckt
— auf den Einstieg in den Markt für Dauerwohnungen
bzw. Einfamilienhäuser. Gründe für diese, zu vermuten-
de „Salami-Taktik‘“ des DMHV sind vor allem: Die vor-
läufige Konzentration des MH-Angebotes bzw. der MH-
Werbungauf Zweit- und Ferienwohnungen bzw. -häu-
ser erleichtert es dem DMHV, seine Forderungen an den
Gesetzgeber, z.B. bezüglich eines rechtlichen „Sonder-
status‘ der MH, durchzusetzen: Welche Begründung
sollte schließlich der DMHV finden, warum ein als Dauer-
wohnung konzipiertes Produkt nicht als „bauliche Anla-
ge“ gelten soll?
Die Ausrichtung auf diesen Markt entspricht auch
der Erfahrung, daß die MH — u.a. infolge ihrer noch
sehr begrenzten Wohnfläche — vom sog. Verbraucher
nicht als Dauerwohnungen akzeptiert werden: Der
DMHV muß folglich erst Erfolge bezüglich der Ver-
größerung der Transportbreiten erreichen, bevor er die-
sen Markt in Angriff nehmen kann.
Gezielte Maßnahmen gegen die anderen bereits ge-
schilderten Behinderungen — Schwierigkeiten hinsicht-
lich der Finanzierung und des Transports — wurden
bislang kaum in Angriff genommen: vermutlich, weil
zunächst die generellen Voraussetzungen für den Ab-
satz geschaffen werden sollten. Um deren Durchsetzung
zu fördern und gleichzeitig — trotz der bestehenden Be-
hinderungen — bereits den Absatz zu steigern, konzen-
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trierte sich die MH-Branche vor allem auf Werbeaktio-
nen zur Verbesserung des Sozialprestiges der MH bzw.
zur Verbreiterung einer MH-freundlicheren Naherho-
lungsideologie.
— Die Zahl der Nachfrager nach MH soll vergrößert
werden, die ihrerseits die Notwendigkeit von MH
bekunden und folglich die Gesetzgeber — im
„Öffentlichen Interesse‘ — zugunsten des MH beein-
flussen.
Die Gesetzgeber sollen darauf hingewiesen werden,
daß der Einsatz von MH für eine Verbesserung der
Naherholung dringend erforderlich ist.
Die Gesetzgeber sollen folglich dazu veranlaßt
werden, den Forderungen des DMHV bezüglich
eines gesetzlichen Sonderstatus zu entsprechen.
Die bisher publikumswirksamste Werbung für die MH ist
die „Internationale Fachausstellung für Mobilheime und
Naherholung“ („Mobilheim-Salon“‘“ ) in Düsseldorf. Sie
fand vom 1.—5.11.1975 bereits zum dritten Male statt
und soll auch weiterhin jährlich wiederholt werden. An
der 1. Ausstellung 1973 waren bereits mehr als 80 Aus-
steller aus 8 Nationen mit über 200 verschiedenen MH-
Modellen beteiligt. Trotz der recht bescheidenen Zahl
von etwa 20.400 Besuchern wurden immerhin 650 Ver-
käufe (lt. Auskunft der DMHV mit Vermittlung von
Stellplätzen) abgeschlossen. 111) Ziel der „MH-Salons”
ist es, der breiten Öffentlichkeit zu erklären, was ein MH
ist und “ . . . das Interesse, welches . . . das Publikum
(dem MH) seit Jahren entgegenbringt‘“ zu demonstrie-
ren, das „auch die Behörden veranlassen wird, konzi-
lianter in der Vergabe von Stellplätzen für Mobilhei-
me... zu werden.“ 112)
Schon mehrfach sind in auflagenstarken Zeitschriften
wie „Welt am Sonntag“, „zuhause*“‘, „Stern“ und der
deutschen Ausgabe von „Readers Digest“ werbewirk-
same Artikel über die MH erschienen 113). Für die Dau-
erwerbung aber gibt es vor allem die Branchen-Zeitschrif-
ten „Caravaning“ und seit 1973 „holiday-manager“‘.
Ziel ihrer Werbungist es, vorwiegend den Dauer-Camper
für das MH-Wohnen zu begeistern.
3.1 Verbreitung einer MH-freundlichen Naherholungs-
ideologie
Die Verbreitung der MH in der BRD wäre — laut Werbe-
schriften ihrer deutschen Lobby — von großem Nutzen.
Die Probleme der angeblich zu erwartenden „totalen
Freizeitgesellschaft‘“ kann nach Maßgabe dieser Schrif-
ten nicht ohne das MH bewältigt werden. Es wird bedau-
ert, daß die Bundesregierung bisher nichts zur Lösung
dieser Probleme beigetragen habe:
„Diese Bundesregierung und alle Landesregierungen, gleich
welcher Couleur, müssen die Aufgabe erkennen, die einfach
darin liegt, daß man nicht pausenlos mehr Freizeit gewähren
kann, ohne ihre sinnvolle Nutzung mit zu fördern.‘‘ 114)
Die „sinnvolle Nutzung“ der Freizeit wird ohne viel
Federlesens gleichgesetzt mit Naherholung. Die Konzep-
tion, vorwiegend den Freizeitwert bestehender Wohnge-
biete in Ballungszentren zu verbessern, wie sie das Bun-
desraumordnungsprogramm 115) vorsieht, wird gar nicht
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erst erwähnt: vermutlich weil die flächenextensiven MH
sich in Ballungsgebieten kaum einsetzen lassen. Die MH-
Branche gibt vor, im „Sinne einer sozialen Freizeitent-
wicklung“ zu handeln und ruft die Bundesregierung zur
„Vernunft“, zumal angeblich nicht wenige Caravaner
und Mobilheimer mit ihrer Stimme den sozial-liberalen
Parteien zu ihrer jetzigen Macht verholfen haben 116):
„Es ist gerade hier interessant festzustellen, daß unsere
sozial-liberale Regierung doch hier ein Einsehen mit dem
Mann haben sollte, der nicht soviel Geld für ein Eigenhaus
aufbringen kann, aber auch glaubt, ein Anrecht zu haben,
in der freien Natur seine Wochenenden und seine Freizeit
zu verbringen. Hier sollte man doch tatsächlich Naherholungs-
plätze schaffen und der Industrie helfen, die bereit ist, auch
mal auf der Basis des kleinen Geldbeutels Eigentum und Ei-
genheim zu schaffen.“ 117)
So werden auch die Gewerkschaften aufgefordert,
sich für die MH als Erholungsmöglichkeit des „kleinen
Mannes*“‘ einzusetzen, zumal dies der Volksgesundheit
— „die sich in Geldwerten ausdrückt‘“ — zuträglich wäre:
Das MH wird „allen seinen Bemutzern wahrscheinlich
mehr als eine Kur a 4.000 Mark im Leben ersparen.“ 118)
Zur Verbreitung der MH-freundlichen Naherholungs-
ideologie wurden im Auftrag des DMHV und des ge-
werkschaftlichen „Autoclub Europa“ (ACE) 119) drei
Anwendungsmodelle für die Naherholung mit MH als
„wirtschaftlich sinnvolle Ferienparks“ entwickelt 120)





Diese Modelle sollen „den weiteren Verwendungsbe-
reich des Mobilheims von der Freizeit über die gewerb-
liche Nutzung bis hin zum sozialen Bereich demonstrie-
ren und nicht zuletzt Anwendungsmodelle für skepti-
sche Behörden sein“ 121)
3.1.1. Das „Stadt-Anbindungsmodell“
„Je näher ein Freizeitpark an einer Großstadt liegen kann,
desto sinnvoller und wirtschaftlicher läßt er sich erstellen. Eine
solche Anlage direkt am Nahverkehrsnetz bietet nicht nur schnelle
und zudem den Straßenverkehr entlastende Verbindungen, son-
dern auch alle Voraussetzungen, die Zerstreungs-, Betreuungs-,
Ver- und Entsorgungseinrichtungen des Platzes rund um die
Uhr zu nutzen. Denn die intensiven Verkehrsverbindungen erlau-
ben die werktägliche Auslastung der aufwendigen Spiel-, Sport-
und sonstigen Einrichtungen eines solchen Parks, der eine Week-
end- und Ferienbelegung von etwa 800 Familien . . . haben wird.
Sport- und Schwimmeinrichtungen im Freien und in der Hal-
le wie etwa auch Reitmöglichkeiten, Tieftauchlehrbecken und
Modellboot-Teiche bieten dem oftmals noch siechenden Schul-
sport Ganz- und Halbtagsmöglichkeiten. Kinderspielplätze und
-räume samt Planschbecken etc. bilden von Montag bis Freitag
verkehrsgünstige Kindertagesheime, an denen es überall mangelt.
Die Beschäftigungseinrichtungen für Halbwüchsige, der Tobe-
und Abenteuerspielplatz, der Disco- und Automatenschuppen
wie Trampoline, Bastelräume und Modellerprobungsflächen
können unter der Woche in den Dienst der in dieser Hinsicht
meist unterentwickelten Trabantenviertel der Nachbarschaft
gestellt werden.
Um das Entstehen von Rolladenstädten zu vermeiden, wie
sie sich heute meist in Zweitwohnungssilos darbieten, werden
ein Motel in geschlossener Bauweise wie in Mobilheimform,
Lehrlings- und Studentenwohnheime in angenehmster Umge-
bung zugunsten eines durchgehenden und damit kostengünstigen
Restaurations- und Ladenbetriebs angeschlossen. Das Senioren-
quartier (mit vollversorgten Bungalows und Mobilheimen), um
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Kegelbahn und Angelteiche gruppiert, hingegen stellt den Ver-
such dar, noch lebensfrohe Rentner vor dem Altersheim-Ghetto
zu bewahren.‘ 122)
Wieso für die Erstellung dieses „Action-Center‘“ mit
„solve all problems-touch‘“ MH benötigt werden, bleibt
unergründlich. Anscheinend soll dem zentralen Argu-
ment, das von amerikanischen Kommunen immer wie-
der gegen MH-Parks vorgebracht wird, MH-Bewohner
würden zwar kommunale Infrastruktur beanspruchen,
aber nichts zu ihrer Finanzierung beitragen, von vorn-
herein entgegengetreten werden. So soll wohl der Ein- +
druck erweckt werden, mit Hilfe von MH ließe sich viel-
mehr die kommunale Infrastruktur auf besonders gün-
stige Weise verbessern. U.a. wird der Anschein erweckt,
als wären die beschriebenen Naherholungs-Parks pro-
blemlos an das Nahverkehrsnetz jeder Großstadt anzu-
schließen und als könne das infolge Freizeitverkehrs an
Wochenenden übliche Verkehrschaos auf diese Weise
vermieden werden. Die Tatsache, daß zur Aufnahme des
zusätzlichen Verkehrsaufkommens ein zusätzlicher Aus-
bau von Stadtstraßen erforderlich wäre, wird unterschla-
gen. Endgültig dürfte der „rührende‘“ Vorschlag, wäh-
rend der Woche die MH-Parks am Stadtrand durch „200
Schlüsselkinder“ 123) zu beleben, den falschen Zungen-
schlag der Propheten dieses „sozialen Modells‘ entlarven.
3.1.2. Das „Land-Erschließungsmodell‘“
„Zur Förderung der Infrastruktur einer noch verkehrsgünstigen,
aber doch durch Abwanderung geschwächten ländlichen Region
kann die Einrichtung eines Freizeit- und Erholungsparks mit Mo-
bilheimen, Bungalows, Caravans und Zelten im Privatbesitz wie
im Mietbereich wesentliche Beiträge leisten. Die notwenige Ver-
und Entsorgung einer Gästekolonie mit 9.000 oder noch mehr
Seelen schafft die Möglichkeit, die Nachbargemeinden sowohl
an die Klär- und Müllaufbereitungseinrichtungen anzuschlies-
sen als auch die Sport-, Spiel-, Entspannungs- und Gesundungs-
anlagen mitzubenutzen. In diesen Genuß wäre die umliegende
Landbevölkerung sonst kaum jemals gekommen. Der Bedarf
der Gäste im individuellen Parkbereich wie in anzugliedernden
Müttergenesungsheimen, Landschuleinrichtungen und Senioren-
quartieren an landwirtschaftlichen und gärtnerischen Frischpro-
dukten gibt den in solchen zur Entvölkerung verurteilten Zonen
verbliebenen Bauern die Möglichkeit, ihren Gewinn durch Inten-
sivkulturen entscheidend zu steigern. Örtliche Veredelungsbetrie-
be auf dem Lebensmittelgebiet und Handwerker aller Art profi-
tieren zusätzlich von der Freizeitstadt auf dem Land.
Ausgedehnte Pferdeunterkünfte (Miet- und Pensionspferde)
nebst Reitbahnen, Angelteichen, Lehr- und auch Privatgärten
im oft zu Unrecht verpönten Schrebergartencharakter erhöhen
nicht nur die Anziehungskraft eines Land-Erschließungsparks
für seine Gäste, sondern auch seine psychologische Integration
in die ländliche Welt. Eine solche Anlage eignet sich zudem für
den mietweisen Einsatz von Mobilheimen und anderen Fest-Un-
terkünften für Familienferienorganisationen, wie umgekehrt
auch lokale Gäste der Aktion „Ferien auf dem Bauernhof*‘ nur
profitieren können von den vielfältigen Zerstreuungs-, Sport-
und Spiel-, vor allem aber auch Gesundheitseinrichtungen (im
Rahmen der platzeigenen Badeanlagen).‘‘ 124)
Auch hier bleibt unergründlich, wieso für die Erstellung
dieses „Commercial Schreber-Center“ mit „hippies help
farmers-touch‘“ MH benötigt werden. Den Landgemein-
den, etwaigen Gegnern der MH-Parks, soll anscheinend
weisgemacht werden, als seien alle ihre Strukturprobleme
und damit auch die anhaltende Landflucht auf einen
Schlag durch Einrichtung von solchen Parks zu beheben.
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3.1.3. Das „Land schaftspflegemodell‘““
„Naturnahe Freizeitparks bilden die einzige Waffe gegen die
überhandnehmende Zivilisationsbrache und ihre gefährlichen
klimatologischen Folgen. Stadtmenschen sind scharf darauf,
ein Stück eigene Scholle zu bearbeiten, die der Bauer längst der
Erosion überantwortet hat. Einige Bundesländer besolden bereits
die neue Berufssparte Landschaftspfleger.
Ein Landschaftspflegepark, der seinen einigen hundert Part-
ner-Familien in Mobilheimen, Bungalows, Caravans und selbst
Zelten je einige hundert bis 1.000 und auch noch mehr Quadrat-
meter Nutzboden zu angemessenen Pachtsätzen an die Hand gibt
und den Wieder-Kolonisatoren dann noch Anleitung gewährt,
wo was am besten gedeiht, kann seiner Erfolgessicher sein. Die
in solchen Kümmer-Gemeinden meist noch verbliebene ältere
Generation erhält einen neuen Lebensinhalt in Hand-, Spann-
und Sorgediensten, aber auch ein integriertes Zentrum mit ge-
sundheitlicher wie mit Freizeitbetreuung. Der Parzellenpächter
kann jedem seiner hortologischen Hobbies nachgehen, vom An-
bau aller auf den entsprechenden Böden denkbaren Obstsorten
über Blumen und Gemüse bis zu deftigen Kartoffeln oder einer
regen Kleintierzucht. Eine genossenschaftliche Aufbereitung re
spektive Verwertung vermag sogar Rentabilität in Aussicht zu
stellen.
Genesungsheime, auch für Mütter mit Kindern, wie Land-
schulheime und natürlich Seniorenquartiere, für Menschen, die
Bohnenranken einem Altersheimfenster vorziehen, sorgen auch
außerhalb der Wohenenden und Ferienzeiten für eine Belebung
des Landschaftspflegeparks, der bei allen Investitionen aus drit-
ter Hand für die Volkswirtschaft sinnvoller ist als die Einrichtung
des lediglich bewahrenden Berufszweigs eines angestellten Land-
schaftspflegers.‘ 125)
Hier wird der aktuelle Trend zur „Stadtflucht‘‘ mit Hil-
fe des MH genial umgelenkt in einen Trend „zurück zur
Natur”. Der angeödete Städter findet zu sich selbst im
„Anti-Kümmer-Center‘‘ mit „happy dig your garden-
touch‘. Das Unbehagen an den Städten wird durch frohe
Freizeitgärtnerei gelindert, die ihrerseits — sehr kurz
(und) schlüssig gefolgert — sogar zur Lösung klimatischer
Problemebeiträgt. Wie bei den beiden anderen „Model-
len‘ wird auch hier das Füllhorn Mobilheim‘scher Seg-
nungen über sozial Benachteiligten unserer Gesellschaft
ausgeschüttet. „Wie überhaupt, bei allen drei Vorschlä-
gen, der gewerbliche Händler-Nutzen sich mit sozialem
Nutzen verbindet: immer ziehen Kinder-, Schul- und
Lehrlingsinstitutionen kontinuierlichen Gewinn aus der
Anschaffung von Mobilheimen. Es müssen diese nur in
der Mehrzahl angerollt werden.“ 126)
3.1.4 „Naturnahe Gestaltung‘‘ der MH
Um diese Mehrzahl „anrollen‘ zu können, gab sich die
MH-Branche einige Mühe, das MH im Grundriß (z.B.
durch Einführung eines Flurs als Kälteschleuse) und vor
allem in der äußeren Gestalt an die (von ihr selbst ge-
weckten) speziellen Erwartungen der deutschen Käufer
anzupassen: Die Aluverkleidung wurde meist durch eine,
vielfach immitierte, „naturnahe, landschaftsschützende
Holzfassade‘‘ abgelöst. Vor allem „rustikale Holzhäuser‘“‘
der Alpengegend werden so weit wie möglich nachge-
ahmt. „Elemente des bürgerlichen Heimes‘““ 127) einge-
führt, die laut „Caravaning‘* nur in Ausstellungshallen
kitschig wirken, nicht aber in der freien Natur 128):
Klappläden (die meist nicht zuzuklappen sind), Nach-
ahmungen von Giebeldächern und Erkern, „Panorama-
Ehrlinger/Ettinger/März
blumenfenster‘‘, „Schmiedeeiserne Gitter‘* (aus Kunst-
stoff) .. . Auch die Möblierung wird oft ganz dem „Stil
der guten alten Zeit‘ angepaßt.
3.2. Durchsetzung eines rechtlichen Sonderstatus
für MH
Alle Bemühungen der MH-Branche um die Verbreitung
einer MH-freundlicheren Naherholungsideologie bzw. die
Verstärkung der entsprechenden MH-Lobby — wenn
möglich bis hin zu DGB — zielen kurz- und mittel-
fristig auf die Durchsetzung eines rechtlichen Sondersta-
tus für MH, der die Absatzchancen verbessert.
Vor allem der DMHV bemühtsich, für das „sozial so
günstige Mobilheim“ den „Paragraphenweg in eine Mo-
bilheim-Zukunft zu ebnen‘‘. Dabei hat sich der DMHV
schon prominenter Hilfe versichert: Dr. Franz Meyers,
ehemaliger (CDU)-Ministerpräsident von NRW, heute
Präsident der „Deutschen Gesellschaft für Freizeit“ will
— laut „Caravaning“ mitkämpfen an der Paragraphen-
front:
„Caravaning ist nach einem längeren Gespräch mit dem
auch uns gewogenen obersten deutschen Freizeitler
sicher, daß Dr. Franz Meyers auch als ehemaliger Mi-
nisterpräsident Mittel und Wege finden wird, seine
rhetorische Schlacht für das Mobilheim an der Para-
graphenfront und zwar im ganzen Bundesgebiet mit
Erfolg fortsetzen wird.“ 129)
Laut „holiday-manager“ hielt Meyers ein „flammen-
des Plädoyer für das Mobilheim und seine sinnvolle
Einordnung in die einschlägige Gesetzgebung.“ 130)
Dem DMHV geht es darum, daß das MH rechtlich we-
der als Fahrzeug, noch als „bauliche Anlage“ eingestuft
wird, sondern bundesweit einen absatzfördernden Son-
derstatus erhält. Taktisch geschickt wird formuliert: „Un-
ser Vorschlag ist: die Behörden und Gesetzgeber mögen
sich der europäischen Gesetzgebung in diesen Dingen an-
gleichen, weil doch die Erfahrungen da wesentlich größer
sind“ 131) (Gemeint ist wohl Großbritannien!). Während
der Übergangszeit bis zu einer Neuregelung soll die Auf-
stellung von MH auf Campingplätzen genehmigt werden.
Für den Fall allerdings, daß dieser Forderung von den Be-
hörden nicht entsprochen werden sollte, schlägt dann H.
Grönert, Pressesprecher des Deutschen Camping-Clubs
(DCC), dem DMHV vor, den Weg einer Verfassungsklage
zu beschreiten 132).
Die ebenso raffinierten wie massiven Vorstöße der Lob-
by haben inzwischen einige Erfolge zu verzeichnen:
In Schleswig-Holstein können die Kommunen schon seit län-
gerem im Rahmen ihrer Bauleitplanung Flächen als „Sonder-
gebiet-Mobilheim“ ausweisen. In diesen Gebieten müssen Er-
schließung sowie Ver- und Entsorgungseinrichtungen
besonderen Anforderungen Genüge leisten, die denen
an Wochenendhausgebiete entsprechen. Auch die Nutzung
der MH muß dem 8 71 Abs. 1 LBO (Wochenendhäuser) ent-
sprechen. Sie dürfen folglich nur dem vorübergehenden Auf-
enthalt von Menschen dienen und ihre Größe darf die von Wo-
chenendhäusern nicht überschreiten. In Schleswig-Holstein
dürfen auch Wohnwagen ohne amtliches Kennzeichen und da-
mit auch MH auf Campingplätzen aufgestellt werden, aller-
dings nur im Sommerhalbjahr 133),
In NRW gewährleistet die Regierung in einem Runderlaß Stell-
möglichkeiten für MH auf Campingplätzen bis eine spezielle
Verordnung für Naherholungsparks in Kraft tritt 134)
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Im „Arbeitskreis für Bauaufsichtliche Vorschriften der Fach-
kommission ‘Baufaufsicht‘ “ in der ARGEBAU (Fachkom-
mission der Länderninnenminister) entwarfen Baurechtler
neue Vorschriften für Wochenendgebiete und -plätze (Woch
Vo), in denen erstmals auch das MH aufgeführt wird: „Geht
es nach dem Willen der Beamten, werden Mobilheime, . ..
in Zukunft administrativ sogenannten „kleinen Wochenend-
häusern‘“‘ gleichgestellt und damit uneingeschränkt aufstellfä-
hig auf den neu zu schaffenden Wochenendplätzen, die den
seitherigen Campingplätzen in Charakter und Einrichtung
weitgehend entsprechen.“ 135) Die Aufstellung von MH mit
einer Wohnfläche von weniger als 40 qm soll auf solchen
Plätzen ohne große Schwierigkeiten möglich werden.
4 MH: nicht zu bremsen?
Die geschilderten Bemühungen und ersten Erfolge der
MH-Lobby hatten belebende Wirkungen für das Geschäft
mit den MH-Stellplätzen und mit der MH-Finanzierung.
Diese Wirkungen wurden zwar im Verlauf der Krise 1974/
75 .. stark gedämpft, ihre Erneuerung steht aber — wenn
auch langsamerals in den USA (wo das MH ja eben nicht
nur als Zweit- und Ferienwohnung bzw, -haus zu verkau-
fen ist) — unmittelbar bevor:
Bereits 1973 konnte ein Düsseldorfer MH-Händler angeblich
über Stellplätze auf 85 westdeutschen Plätzen verfügen, deren
Adressen er jedoch nur nach bereits abgeschlossenem MH-Ver-
kauf bekannt gab 136),
Die Württembergische Landwirtschaftliche Zentralgenossen-
schaft (WLZ) äußerte die Absicht, eigene für MH geeignete
Camps einzurichten bzw. andere an der Einrichtung interes-
sierte Personen bzw. Unternehmen bei der Finanzierung zu
unterstützen.
Anfang 1974 konnte man dann — unter der Überschrift „Die
Kolosse kommen“ 137) _ lesen: „Die Diversifikationsabtei-
lung Freizeit der Deutschen Aral . . . ist eine Vernunftsehe
mit dem DCC eingegangen. Der Deutsche Campingclub bringt
das Know how mit, der Mineralölagent das nötige Kleingeld
für den weiteren Ausbau des Campingnetzes.‘“ 138)
Anfang 1974 gab es laut Rudi Cohn bereits 65 behördlich ge-
nehmigte „MH-Parks‘“ in der BRD, darüber hinaus etwa 135
Campingplätze, auf denen mit Sicherheit MH aufgestellt wer-
den können, sowie 250 weitere Plätze, von denen gleiches
vermutet wird 139), Beschreibungen dieser Plätze, wie z.B.
die vom „Rosen-Camping‘“ in Erpfingen (Schwäbische Alb),
erinnern schon sehr stark an die MH-Parks in den USA:
„Alle Hauptwege sind asphaltiert und beleuchtet. Überall
stehen Rosenbüsche, Bäume und Sträucher, die den Wohn-
platz im Sommerin einen blühenden Garten verwandeln.
Ein Kinderspielplatz, ein beheiztes Schwimmbad und Ein-
kaufsmöglichkeiten machen den Bewohnern das Leben an-
genehm. Sogar zwei Ärzte und ein Zahnarzt sind für den
Notfall da.“ 140)
Derzeit gibt es in der württembergischen Stadt Rottweil
Pläne, eine Mischung zwischen „Stadt-Anbindungsmodell‘‘
und „Land-Erschließungs-Modell‘“ als „Grüne Hotellerie‘‘
mit 300 Betten für den Fremdenverkehr zu realisieren 141),
1975 steht auch die MH-Finanzierung an einem Wendepunkt
erstmals sind jetzt auch private Bausparkassen bereit, MH zu
finanzieren 142), nachdem etliche private Banken schon seit
längerem mittelfristige Kredite anbieten: „Die Banken spiel-
ten mit — sie gewährten Finanzierungen bis zu — bitte schön
— 12 Jahren. Denn so ein Mobilheim ist ja schließlich (ziem-
lich) Unverwüstlich.‘‘ 143) (Der Stuttgarter Wohnwagen-
Händler Winkler würde allerdings bei Rückkauf eines MH nach
dem 1. Jahr — nach eigener Aussage — ca. 30% (!) vom ur-
sprünglichen Kaufpreis abziehen).
Nicht umsonst glaubt die MH-Branche an ihren Erfolg:
„Hier darf gesagt werden, daß wir sehr, sehr optimistisch
in die Zukunft blicken. Wir glauben sagen zu können, daß.
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wenn die Behörden konzilianter wären und uns ganz kla-
re Richtlinien, ähnlich wie sie in England, Frankreich,
Schweiz, Holland oder Belgien sind, geben würden, daß
wir so viele Mobilheime verkaufen könnten, daß nicht an-
nähernd die Produktion der Mobilheimindustrie nachkom-
men könnte.“ 144)
Der Konkurrenz der Wohnwagen versucht die MH-
Branche nach und nach mit Hilfe eines Kompromisses zu
entkommen: Das „immobile‘‘ MH soll — als „Erst-Cara-
van““ — der stationären Naherholung dienen, der Wohn-
wagen soll — als „Zweit-Caravan‘‘ - mobile Ferienwohnung
bleiben. Diese Abgrenzung wurde im Herbst 1974 schon
auf dem „Internationalen Caravan-Salon‘‘ in Essen deut-
lich: dort wurden fast nur noch Reise-Caravans gezeigt.
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duktive Dialog zwischen dem avancierten
Sensorium der Avantgarde und der erup-
tiven Produktivität populärer Kultur.
Aus diesem Dialog . . . kann sich eine
neue strukturelle Ikonographie entwickeln,
in der einander entfremdete Bereiche der
Kultur kooperieren gegen den Totalita-
rismus der technischen Rationalität.”
(Seite 11)
Dabei sehen sie sich als die „„‚künstle-
rischen Leiter”, die „kulturelles und
historisches Bewußtsein und eventuell
technische Kenntnisse haben.‘ Dieses
Bewußtsein stellt sich dann im „Theorie-
Material” des Katalogs dar als ein Sam-
melsurium von ästhetisch-formalen und
ein paar technischen Ansätzen, vermischt
mit halbverstandenen Quellen über
Selbsthilfeaktionen von Squatters in
der Dritten Welt. Einige Autoritäten wer-
den kurz zitiert (z.B. Bloch, Benjamin,
Adorno, Levi-Strauss), die für sie wichti-
geren modischen Quellen ihres „kultu-
rellen Bewußtseins’’ werden jedoch un-
terschlagen wie z.B. Venturi und Epi-
gonen in New York, Archigram, Hun-
dertwasser, Comics von der ästhetischen
Seite; amerikanische Gruppen um
„Shelter” und „Domebook” und der
Holländer Habraken mit „Supports und
detachable units” und andere, von der
technischen Seite.
Der im Katalog und zum Colloquium
vorgeschlagene analytische Rahmen, wo-
bei Schrebergärten als ein Phänomen po-
pulistischer Ästhetik zwischen Las Vegas
oder Disneyland und den Squatters der
Dritten Welt gesehen werden, ist ein Bei-
spiel für die oberflächliche und formale
Betrachtungsweise der Aussteller. Hier
ist ein Kontinuum konstruiert, das auf
unzusammenhängenden formal-ästheti-
schen Kriterien aufgebaut ist, und das die
politisch-ökonomischen Ursachen und
geschichtlichen Entstehungsprozesse die-
ser Phänomene trivialisiert oder nicht
beachtet.
Die berechtigte Forderung nach einer
„anderen architektonischen Praxis’” kann
jedoch nicht auf der Basis einer neuen
Formensprache oder Ikonographie aufge-
baut werden. Das hieße das Pferd am
Schwanz aufzäumen. Die Basis für eine
neue Praxis kann nur aus anderen sozialen
Beziehungen zu den Benutzern erwach-
sen und aus anderen politisch-ökonomi-
schen Beziehungen zu den Auftraggebern.
Bei der direkten Arbeit mit Basisgruppen
müssen elitäre und professionelle Herr-
schaftsverhältnisse abgebaut werden. Bei
den Arbeitsmethoden der Aussteller ge-
Als eingeladener Teilnehmer am Collor-
quium „‚Heimat Kaputt”, das im Berliner
Bethanienhaus am 28. Sept. 1975 im Zu-
sammenhang mit der gleichnamigen Aus-
stellung stattfand, fühle ich mich zu einer
offenen Kritik verpflichtet, um nicht
durch Schweigen meine Zustimmung zu
diesem Unternehmen zu geben. Herr
Halfman hatte mich kurzfristig eingela-
den, zu dem Colloquium von London
nach Berlin zu kommen. Wir kannten uns
nicht, aber er hatte gehört, daß ich im
Mai 75 eine Konferenz „Community
Action and Social Change” in London an
der School of Architecture der Architec-
tural Association mit Teilnehmern aus
verschiedenen europäischen Ländern or-
ganisiert hatte.
Ich hatte erwartet, daß zu dem Collo-
quium in Berlin auch Beteiligte von den
Bürgerinitiativen kommen würden, und
daß eine offene Diskussion zwischen Fach-
leuten und Betroffenen stattfinden wür-
de, um Inhalt, Methoden und Probleme
dieser Arbeit zu klären. Leider waren nur
Fachleute, offizielle Vertreter der Behör-
den und Presseleute eingeladen worden.
Bei Colloquium und Ausstellung han-
delte es sich laut Katalog um „Kreative
Formen der Selbsthilfe zur Verbesserung
des städtischen Wohnmilieus’’, um „‚Selbst-
hilfemaßnahmen in Zusammenarbeit mit
Betroffenen” oder um kreative und ko-
operative Planung mit Bürgerinitiativen.
Bei näherer Betrachtung der Projekte
und der angewandten Arbeitsweisen (be-
sonders bei den Projekten Schrebergärten
Lübars, Straßenaktion Lübbener Str.
Kreuzberg und der Wagenburg am Heinze-
graben im Märkischen Viertel) wird man
jedoch sehr bald überzeugt, daß es hier
um etwas anderes geht, nämlich um die
Rolle, die eine selbsternannte „‚Kultur-
Avantgarde” zu spielen versucht in der
Auseinandersetzung zwischen bedrohten
oder benachteiligten Gruppen (Kleinsied-
ler, Mieter, Kinder etc.) und den kombi-
nierten Kräften von öffentlicher techno-
kratischer Planung und privater Kapital-
verwertung.
Halfmann/Zillich schlagen vor, „eine
‘kongeniale’ fördernde Auseinandersetzung
mit diesen subkulturellen Elementen . . .
sollte möglichst vorurteilslos geführt wer-
den als eine im Zentralen non-verbale
Kommunikation und Kooperation zwischen
Vertretern der offiziellen Kultur bzw. der
Avantgarde und der Subkultur, mit dem
Ziel, in einen produktiven Dialog der Leit -
bilder zu treten”. (Seit 13 u. 15 Katalog).
„Was uns zentral interessant ist. ist der pro-
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schieht jedoch das Gegenteil, wie wir
sehen werden. Die Formen architekto-
nischen Ausdrucks können dann in koope-
rativer Kreativität gefunden werden, wo-
bei die Architekten und die Benutzer
voneinander lernen können.
Vier Hauptpunkte sollen hier weiter
behandelt werden: Es ist wichtig, zunächst
den Interessenkonflikt zwischen der
selbsternannten Avantgarde und den Be-
troffenen herauszustellen, zweitens das
wirkliche Verhältnis dieser Avantgarde
zu den Betroffenen.
Drittens: Was sind mögliche Ansätze und
Grenzen kreativer oder künstlerischer Ar-
beit mit Basisgruppen, wenn diese Arbeit
verantwortlich, d.h. verantwortlich den
Betroffenen gegenüber durchgeführt wird?
Viertens: Welchen politischen Stellenwert
hat diese Ausstellung?
Die Interessen der Bürgerinitiativen gehen
dahin, ihre Lebensbedingungen zu ver-
bessern oder zu verteidigen. In Lübars be-
steht eine existentielle Bedrohung wegen
der geplanten Ausdehnung des Märkischen
Viertels. In den beiden anderen Fällen
sind keine Spiel- und Erholungsmöglich-
keiten vorhanden.
Die intervenierende Kunstavantgarde
auf der Suche nach einer sozialen Basis
hat zunächst ein Modeinteresse an der
Welt der Schrebergärten, populistischer
Ästhetik und einer neuen ‚„‚Ikonographie”
Sie wollen in gut bürgerlicher Manier das
tun, was ihnen Spaß macht und möglichst
viel Geld dafür bekommen. Der Interna-
tionale Künstler-Wettbewerb zu den Ber-
liner Festwochen kommt sehr gelegen,
wie wär’s da mitzumachen? Die Ziele
passen doch:
— Weiterentwicklung der Beziehung
zwischen Künstlerproduzenten und
Publikum.
— Expansion der Kunst in den öffentli-
chen Raum, Ausdehnung des künstle-
rischen Wirkungsfeldes.
Wo kann man nun ein paar Objekte finden,
um die Kunst in den öffentlichen Raum
zu expandieren? Bestehende Bürgerinitia-
tiven erscheinen als das geeignete Versuchs-
feld.
Verhältnis der selbsternannten Kultur-
avantgarde zu den Bürgerinitiativen:
Mit dem Ansatz an den ästhetisch-formalen
Interessen und dem Willen für den Wett-
bewerb etwas „‚Kunst” im öffentlichen
Raum zu produzieren, werden Kontakte
zu Bewohnergruppen aufgenommen. Die
bestehenden politischen Probleme gegen
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die sie sich organisiert hatten, werden
umfunktioniert in künstlerische Probleme
der Gestaltung „„‚Utopischer Landschaf-
ten’. Mit dem Versprechen, Geld vom
Senat bzw. anderen öffentlichen Quellen
in die Gruppen zu bringen, wird ein Teil
der lokalen Energien von der politischen
Arbeit abgespalten und mit kreativen Mit-
teln beschäftigt. Das finanzielle Verspre-
chen wird als Zuckerbrot hochgehalten
und so ein Abhängigkeitsverhältnis ge-
schaffen, wobei die intervenierende Avant-
garde in der Vermittler- und Schlüsselrolle
sitzt. Die Bürgerinitiativen haben keinen
Zugang zu den Verhandlungen und keine
Kontrolle über das Geld. Bürgerinitiative
wird ersetzt durch Künstlerinitiative. Po-
litische und praktische Arbeit im Interesse
der Basisgruppe wird verwandelt in ästhe-
tische Spiele im Interesse der Intervenie-
renden. Falls Geld kommt, ist es nicht
genug für die Ziele der Bürgerinitiative,
wohl aber genug für Honorar und Public
Relations für die Lebenskünstler. Das Ab-
hängigkeitsverhältnis wird zum Ausbeu-
tungsverhältnis. Die Kulturavantgarde
organisiert Ausstellung und Colloquium
mit Fachleuten, Professoren, öffentlichen
Vertretern und Fachpresse, jedoch ohne
die Basisgruppen. Sie gebärden sich pro-
gressiv mit Anspruch der Politisierung der
Betroffenen und erwarten Selbstbestäti-
gung durch andere Experten, um ihre
eigene Position dem Senat gegenüber für
weitere Gelder und andere Projekte auf-
zubauen. Ein Beispiel wahrlich kreativer
Selbsthilfe.
Möglichkeiten kreativer oder künstleri-
scher Ansätze in der Arbeit mit Bürger-
initiativen:
Der Ansatz kann kein „neutral” ästheti-
scher sondern muß ein politischer sein.
Künstlerische Mittel können für politische
Ziele entwickelt werden, wie z.B. Straßen-
theater, Filme, Plakate, originelle Häuser-
bemalungen und temporäre Konstruktio-
nen. Die Mittel können durchaus witzige
und „‚lustbetonte‘” Elemente mit politi-
scher Aufklärung verbinden (Karikaturen,
Musik, Volksfeste u.a.). Die Ziele können
sein: Politisierung, Aufklärung, Emanzipa-
tion von Abhängigkeitsverhältnissen,
Umverteilung von Entscheidungsmacht
und Ressourcen, Freisetzung von unter-
drückten Kräften, auch künstlerischen,
größere Autonomie und Solidarität mit
anderen Gruppen in ähnlicher Lage.
Die Ziele und Mittel müssen mit den Grup-
pen durchdiskutiert werden. Verbale und
non-verbale Kommunikation muß Hand
in Hand gehen, um keine Mißverständnisse
aufkommen zu lassen. Halfmann/Zillichs
„im Zentralen non-verbale Kommunika-
tion” ist irreführend und paternalistisch
manipulierend, das Gegenteil von eman-
zipatorischer Kommunikation, wobei
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Energien nicht gebunden, sondern freige-
setzt werden.
Die Intellektuellen, Künstler, Fachleute
usw. müssen bei direkter Arbeit den Ba-
sisgruppen ihnen gegenüber zur Verant-
wortung gezogen werden können, am
besten aufgrund eines schriftlichen Über-
einkommens, das die Rollen und jeweili-
gen Aufgaben klärt und das zeitlich be-
grenzt ist. Es muß revidiert werden kön-
nen und die Basisgruppen müssen die
Möglichkeit haben, die Künstler oder
Fachleute zu kontrollieren und sie gege-
benenfalls zu entlassen.
Politischer Stellenwert der ausgestellten
Arbeiten:
In der gegenwärtigen Phase der Zweiten
Restauration (Negt) in der Bundesrepu-
blik und West-Berlin gibt es verschärfte
Anstrengungen des Staates und seiner
Helfershelfer zur politischen Kontrolle,
Abspaltung und Unterdrückung von non-
konformen oder progressiven Gruppen.
Die Methoden reichen vom Polizeieinsatz
bis zu raffinierteren Integrationsmechanis-
men wie öffentlichen Partizipationspro-
zessen zur besseren technokratischen Kon-
trolle.
Man würde wahrscheinlich zu viel aus der
Arbeit der Aussteller machen, wenn man
sie hier einreihen würde. Sie handeln aus
bürgerlichem Selbstinteresse auf Kosten
der enttäuschten Hoffnungen der Basis-
gruppen und der Gelder des Senats.
Die Basis für verantwortliche intellektuelle
und künstlerische Produktion liegt nicht
im bürgerlichen Eigennutz, sondern im
Bündnis mit den Interessen der unter-
drückten Betroffenen. Dabei ist es not-
wendig, von den Organisationsbedürf-
nissen und von den objektiven Bedingun-
gen ihrer täglichen Erfahrung auszugehen
und neue Arbeitsmethoden und Verhält-
nisse zu entwickeln, die zu größerer poli-




Harms hatte in den zwei Tagen, die wir ihn
nach Berlin eingeladen hatten, selbstverständ-
lich keinen Kontakt zu den Betroffenen.
Seine Informationen stammen von jemand,
der ebenfalls keinen Kontakt zu den Betrof-
fenen hatte.
Wir bedauern, daß aus diesem Grund eine
inhaltliche Auseinandersetzung erschwert
wird, da die vorgebrachten Argumente zum
größten Teil auf Mutmaßungen bzw. Ver-
leumdungen beruhen.
Darüber hinaus zeigt sich an der Kritik
deutlich, daß Harms die künstlerisch-co-
operative Ebene unserer Arbeit, die sich
ja als politische versteht, überhaupt nicht
begriffen hat, da ihm offensichtlich auf
Grund seiner ideologischen und sachli-
chen Beschränktheit die Kriterien dafür
fehlen.
Harms’ eigener konservativer Kunstbegriff
stellt sich bloß, wenn er seine Vorstellun-
gen zu „Möglichkeiten kreativer oder
künstlerischer Ansätze in der Arbeit mit
Bürgerinitiativen” darlegt. Seine „originel:
len Häuserbemalungen”, in denen sich für
ihn künstlerische Artikulation wie spontan
politisches Engagement verbinden, entspre
chen jener krampfhaften Vereinigung ei-
nes Widerspruchs, für die Harms letztlich
nur seine kleinbürgerlich-modische Ver-
ständnisbereitschaft anzubieten hat. Er
möchte „durchaus witzige und lustbeton-
te Elemente mit politischer Aufklärung
verbinden”, also nach dem klassischen
Muster manipulierender Propaganda Leute
lockern, um ihnen umso effektiver etwas
ideologisch vorgekautes einzutrichtern.
Gerade der Begriff einer populären Ästhe-
tik geht aber davon aus, daß die Vermitt-
lung des politischen mit dem künstlerische
Moment jenes praktischen Dialogs bedarf,
der eben nicht zustande kommt, wenn
ein dogmatisch-ideologischer Standpunkt
sich in wechselnden ästhetischen Maskie-
rungen gesprächig zu geben scheint.
Da Harms die eigenen Argumente wohl
Nicht schlagkräftig genug erscheinen, greift
er dann auch noch zu plumpen Lügen: So
wird da von Geld gesprochen, von den
„Honoraren für die Lebenskünstler”. Wir
können nachweisen, daß wir weder für die
drei vorgestellten Projekte noch für die
Ausstellung „Heimat kaputt” einen Pfen-
nig Honorar erhalten haben, und auch für
die Realisierung des Kinder- und Jugend-
hauses „Wagenburg”” im MV (Frühjahr 76)
nicht einmal das uns gesetzlich zustehen-
de Architektenhonorar — wir möchten hit
zufügen, daß wir auf diese Umstände kei-
neswegs stolz sind.
Bezüglich seines schlauen Vorwurfs, wir
würden unsere eigene Position dem Ber-
liner Senat gegenüber für weitere Gelder
und Projekte aufbauen, würde uns hierzu
doch mal interessieren, aus welcher Erb-
schaft oder welchen krummen Deals
Harms die Einkünfte bezieht, mit Hilfe
derer er unabhängig von den Institutio-
nen überleben kann.
Seine Forderungen zum wichtigen Pro-
blem der wechselseitigen Kontrolle zwi-
schen Planern und Betroffenen werden
bei den längerfristigen Projekten „Utopi-
sche Landschaft‘ und ‚„‚Wagenburg”’
praktiziert, müssen aber je nach Art des
Projektes, der beteiligten Institutionen,
der Verträge etc. immer wieder neu defi-
niert werden, weshalb auch derart pau-
schale Forderungen nahezu sinnlos sind.
Im übrigen haben wir natürlich das prickelr












Bürgerbeitrag zum „Städtebaulichen Ideenwettbewerb Lübars’” — Bericht über den Planungsablauf
— Entwicklung einer Methode,die es Bürgern erlaubt, kollektiv selbst zu planen.
Lübars ist ein fruchtbares Stück Landschaft. Es liegt nördlich vom Märkischen Viertel. Also in Berlin. Es liegt dort ganz malerisch —
aber leider brach;jedenfalls als Feld für Kapitalanlagen. Denn noch ist Lübars ein richtiges Dorf mit allem Drum und dran: Felder,
Wiesen und Gewässer,dazu etliche grüne Wohnsiedlungen aus den 20er Jahren, zum Teil auf Pachtland. Laubenkolonien wie die
Berliner sagen.Und die sollen weg, meint der Senat.Denn das Land muß urbar gemacht werden für Leute,die Geld säen,um Rendite
zu ernten.Aber da greift die Grüne Hand,eine Bürgerinitiative des Märkischen Viertels,ein: „Kein Beton mehr vor’s MV!”
Bürger machen sich stark gegen „Sanierung’‘, Neubauvorhaben und Industrieansiedlung in diesem Gebiet. Betroffene entdecken
ihre Bedürfnisse — Bürger planen selbst.
Wie wir als Planer mit dieser Bürgerinitiative zusammengearbeitet haben, zeigt der folgende Bericht,der anhand von Tonband-
aufzeichnungen unserer Gruppendiskussionen über diese Planung entstanden ist. Wir, das ist das Planerkollektiv Samuel Epp* (Sam),
Elfriede Findling (Elli), Wolfgang Göschel (Wolfgang) und Wolfgang Wilke (Wooly).
Diesen Bericht verstehen wir auch als Kritik an Jasper Halfmann und Clod Zillich, Autoren des Artikels: „Unkraut vergeht
nicht‘ in ARCH+ Heft 28/1975, die sich mit einem eigenen Beitrag, ebenso wie die Bürgerinitiative Grüne Hand, am Städtebau-
lichen Ideenwettbewerb Lübars beteiligt haben. Sie waren bei allen Versammlungen und Planungsabenden der Bürger anwesend.
BETROFFENE WEHREN SICH
GEGEN SENATS 1DEEN”
1. “GRÜNE HAND” KONTRA
SENATSAUSSCHREIBUNG
Am 17. März 1975 gibt der Senator für
Bau- und Wohnungswesen die Unterlagen
für den „‚Städtebaulichen Ideenwettbe-
werb Lübars” heraus. Er lädt am 14. April
die Teilnehmer am Wettbewerb zu einem
Rückfragecolloquium, an dem Sam und
Wolfgang teilnehmen.
Es sind auch Leute von der Grünen Hand
anwesend, unter ihnen Elli, die zur Zeit
ihr Praktikum bei dieser Bürgerinitiative
absolviert. Elli studiert Landschaftsplanung
und wird später von der Grünen Hand in
unsere Gruppe delegiert. Die Grüne Hand
verteilt ihr Geaenkonzept
Elli: Insgesamt waren etwa 80 Leute da. Es
durften Fragen gestellt werden. Die Leute der
Grünen Hand hatten sich darauf vorbereitet.
Sie fragten, wo im Senatskonzept die sozialen
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Aspekte berücksichtigt seien. Ob es überhaupt
notwendig sei zu bauen.
Wolfgang: Die Sachen wurden ganz ausführ-
lich vorgetragen, z.B. die Einsprüche der Grü-
nen Hand.gegen die Änderung des Flächen-
nutzungsplans.
Elli: Der Senatssprecher, aalglatt, saß in seinem
weißen Anzug die ganze Zeit da, tat, als sei im
Senatskonzept bereits alles berücksichtigt und
wich den Fragen aus.
Wolfgang: Er antwortete nicht nur auswei-
chend, er antwortete überhaupt nicht. „‚Grund-
lage ist der Flächennutzungsplan, an den haben
sie sich zu halten!’ wurde einmal gebrüllt. Ich
sah darin eine ganz freche Abfuhr für alle an-
wesenden Betroffenen.
Elli: Gegen Ende des Colloquiums stand einer
der Betroffenen auf und sagte noch einmal,
daß die Grüne Hand mit der Ausschreibung
nicht einverstanden sei und daß er jetzt etwas
an die Teilnehmer zu verteilen habe. Die Se-
natsleute waren gleich dagegen, aber die Sache
war gut vorbereitet und sofort wurde von allen
Seiten das Gegenkonzept der Grünen Hand an
die Teilnehmer verteilt
* Der richtige Name ist der Redaktion bekannt
MV und Naherholungsgebiet Lübars
{1) Konzentrierte Hochhausbebauung
(2) Gartensiedlungen, in denen die Bürgerpla-
nung durchgeführt wurde. (3) Dort Lübars.
(4) Freie Landschaft (Wiesen, Felder). (5) Ju-
genddorf, geplant von Jugendgruppen aus dem










Blick vom MV auf die Gartensiedlungen und die Felder
2. IST EIN KOMPROMISS MÖGLICH?
Nach dem Colloquium arbeiten Sam und
Wolfgang alle zugänglichen Informationen
(Ausschreibung, Gutachten und das Ge-
genkonzept der Grünen Hand) durch,
ordnen nach vergleichbaren Elementen
und versuchen erste Wertungen.
Inhalt Senatsausschreibung:
Ideenwettbewerb = grüngetarnter Bau-
wettbewerb. Ziele: Abriß der Gartensied-
lungen, dafür Neubebauung mit 1800
„gehobenen’’ Wohneinheiten. GFZ = 1,0.
Und ein 300 m breiter Industrie- und
Gewerbegürtel mit einer (Profit)erschlie-
Rungsstraße zwischen dem Märkischen
Viertel und seinem Naherholungsgebiet.
Die Fläche für den Freizeitpark Lübars
ist im Wettbewerbsgebiet zwar enthalten,
seine Planung von der Behörde aber bereits
abgeschlossen. Geplant sind unter ande-
rem eine Riesenplastikrutschbahn, ein
Restaurant und Tennisfelder.
Inhalt Gegenkonzept der Grünen Hand:
Forderung: Landschaft für alle! Kein Be-
ton mehr vor’s Märkische Viertel!
Das heißt: Erhaltung und Verbesserung
des jetzt schon knappen Erholungsgebie-
tes. Keine weitere Wohn- und Gewerbe-
bebauung, sondern Erhaltung der Wiesen
und Felder. Keine Zerstörung der Garten-
siedlungen. Sie sind wichtiges Element
der Erholungslandschaft, Sicherung der
Existenz der 2000 Siedler. Sie sind Land-
schaftspfleger für die Allgemeinheit.
Öffnung und Verbesserung der Siedlun-
gen für alle Erholungssuchenden. Integra-
tion von Gemeinschaftseinrichtungen, die
im Märkischen Viertel (50 000 E.) fehlen,
wie Kinderhäuser, Jugend- und Senioren-
treffs in die Siedlungen.
Freizeitpark als Volkspark mit natürli-
cher Landschaft. Keine Kommerzialisie-
rung der Freizeit!
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Fantasievoll kombinierte man die unterschiedlichsten Elemente. -
So entstand eine lebendige Architektur, mit den Bewohnern aufs
engste verbunden.
Sam: Wir wissen also jetzt, was der Senat will
mit seiner Ausschreibung. An so einem Wett-
bewerb kann man sich mit gutem Gewissen
doch nicht beteiligen.
Wolfgang: Daß Wettbewerbe schrubben Scheiße
ist, wußten wir schon längst, das war auch mal
Thema in unserer Fachgruppe in der Gewerk-
schaft Bau Steine Erden, Aber: ich bin arbeits-
los und du hast über deinen Planerjob sowieso
mit der Sache zu tun, warum soll man da nicht
mal reinriechen.
Sam: Irgendwie glaubt man für Kopfarbeiter
müßte es doch Möglichkeiten geben, so zu arbei-
ten, daß man auch dazu stehen kann. Die Ar-
beiter haben überhaupt keine Wahl. Sie arbei-
ten oder streiken. Die englischen Hafenarbeiter
z.B. laden jetzt chilenische Schiffe nicht aus.
Das ist deren fortschrittliche Berufspraxis,
Streik!
Wolfgang: Leider sind die Architekten noch
nicht so weit, daß sie bevölkerungsfeindliche
Wettbewerbe bestreiken.
Sam: Mitmachen und auf einen Preis spekulie-
ren, heißt nichts anderes, als den Anspruch auf-
geben, in Verbindung mit dem Berufsinhalt
fortschrittlich zu arbeiten. Der Senat will sich
mit diesem Wettbewerb nur seine eigenen
„I\deen”” von der Fachwelt bestätigen lassen und
spuckt dafür ein paar Mark aus. Ideenwettbe-
werb ist das gar nicht, du sollst nur für das vor-
geschriebene Programm eine geschmack volle
Grafik erfinden. Der Senat, dick in der Jury,
verteilt doch keine Preise an Architekten, die
das planen, was die Bevölkerung will. Was die
Baugesellschaften wollen, darauf kommt es an.
Denen gehört das ganze Gebiet bereits. Die
wollen bauen, also müssen die Gartensiedlungen
weg. Und wenn du die Siedlungen stehen läßt,
kriegst du keinen Preis, da brauchst du gar nicht
erst mitzumachen.
Wolfgang: Vielleicht doch, so einen dritten An-
kauf als Feigenblatt für die Jury. Die möchte
doch auch ein bißchen fortschrittlich sein. Das
Siedlungsgebiet nicht mit neuer Baustruktur voll
knüppeln, vielmehr irgendwo einen Kristallisa-
tionspunkt, die „fortschrittliche Bazille”’, rein-
setzen, den Spekulanten einen Stufenplan ent-
wickeln — da hätten die Herren ihren Spaß und
du hättest 6 000 Eier in der Tasche.
Es gibt doch noch das Konzept der Grünen Hand.
In der politischen Stoßrichtung und im allgemei-
nen Ansatz kann es akzeptiert werden. In den
Details sind eine Menge Anregungen enthal-
ten. Dahinter steckt eine ganz andere Auffas-
sung als beim Senatskonzept.
Sam: Es gibt aber auch Widersprüche.
Wolfgang: Stimmt. Es gibt noch Fragen. Aber
das Papier der Grünen Hand ist nicht nur ein
spontanes Warnpapier zu diesem Wettbewerb,
es ist ein Gegenkonzept. Widersprüche, die
noch drin sind, können wir mit der Bürgerini-
tiative ausdiskutieren.
Sam: Die Grüne Hand hatte sich schon 1974
gegen die Senatsplanung gewandt, mit einem
Einspruch gegen die Flächennutzungsplan-
änderung. Im Senatskonzept wird dieser Ein-
spruch jetzt völlig ignoriert und für Null erklärt.
Du siehst daran, wie ernst es dem Senat mit
der Demokratisierung der Planung ist.
Die Frage lautet nun: Wie verhalten
wir uns als Planer zum Gegenkonzept der
Grünen Hand? Läßt sich daraus ein Kompro-
miß mit dem Senatskonzept stricken? Wo
hört.der auf?
Wolfgang: Für uns gibt es hier keinen Kompromiß
Entweder nehmen wir voll auf der Seite der
Bürger teil und vertreten deren Konzept,
oder wir steigen aus der Sache aus.
3. ERSTE KONTAKTE
Wir entschließen uns, die Bürgerinitiative
zu unterstützen und auf der Basis ihres
Konzeptes zu arbeiten. Unser Ziel ist,
weitere Informationen über das MV und
die vom Abriß bedrohten Siedlungen zu
bekommen. Was steht hinter dem Kon-
zept der Grünen Hand? Wie stark sind die
Siedler, wie schätzen sie ihre Lage ein?
Welche Kontakte bestehen untereinander
und zu den Bewohnern des MV? Welche
Konflikte? Welche Erfahrungen haben
Siedler mit Senat und Grundeigentümer
gemacht? Wolfgang und Sam besuchen das
MV und die Gartensiedlungen. Michael,
ein Betonbauer-Lehrling aus dem MV,
berichtet über seine Wohnsituation. Erste
Kontakte zu Siedlern und zum Siedlervor-
stand der Siedlung Quickborn.
Wolfgang berichtet: Wir haben uns erstmal
im MV umgeguckt, uns hingesetzt, mitten im
Zentrum, Kaffee getrunken, um zu sehen, wie
sich das Leben hier abspielt und kommen mit
Michael ins Gespräch:
Michael: In dieser Vorstadt bin ich aufgewach
sen, Scheißsiedlung, wo sich nichts mehr groß
unterscheidet. Da ist kaum jemand, keine
Treffpunkte, die Vereinzelung ist schon ziem-
Bürger planen selbst!
Siedierhaus mit Garten — Die Siedlungen entstanden Ende der 20er Jahre,
zur Zeit der Weltwirtschaftskrise. Arbeitslose pachteten für die letzte
Mark eine Parzelle, schufen sich dort eine primitive Unterkunft und lebten
von dem, was sie selber im Garten anbauten.
Die Häuser wurden je nach Familienentwicklung erweitert und verbessert,
d.h. Teile angebaut oder teilweise aufgestockt, fast jedes Jahr ergänzt
und neu gestrichen.
EL:
lich groß. Es ist echt’ne Leistung, die Sache
durchzuhalten, du hast nur Schwierigkeiten.
Mich hat ja immer diese ganze Stadt gestört,
weil ich als Kind auf dem Land war. Also die-
se Ansammlung von Häßlichkeit, so Fabrik-
anhäufungen, das ist mir schon immer auf
den Keks gegangen. Solange ich zurückden-
ken kann, geht mir das auf den Geist, da bin
ich wahrscheinlich Ästhet.
Wolfgang: Und ich habe das Gefühl, daß ich wie
in einem geschlossenen Kessel drin sitze, kein
Horizont, nur Betongebirge. Keine Chance zur
Orientierung.
Wolfgang erzählt weiter: Wir laufen dann raus
zu den Siedlungen. Über die zerhackte Grün-
fläche in der Mitte des Senftenberger Ringes —
ine konfuse Situation. Wir müssen über Gräben
springen, über Zäune steigen und uns am
Seniorenzentrum vorbei ins Freie durchschla-
gen. Kein direkter Weg in die Landschaft. Wir
stehen dann am Industriegleis und gucken auf
das Wettbewerbsgelände. Wieder ein Sprung
über einen Graben und wir sind in der Siedlung
Neu-Lübars.
Sam: Der Übergang vom MV in diese Garten-
siediung, buchstäblich mit einem Sprung in
eine andere Welt. Erst läufst du durchs MV,
siehst, die Leute sind da ordentlich unterge-
bracht mit Bad, Warmwasser und so und dann
stehst du in der Gartensiedlung, nicht mal
ein befestigter Weg, Parzelle für Parzelle diese
selbstgebastelten Häuser mit Gärten davor.
Wolfgang: Jede Siedlung hat ihren eigenen
Sharakter. Teilweise exotische Häuschen. Die
unterschiedlichsten Materialien, Holz, Stein
usw. — alles wild gemischt. Obwohl der Em-
pfang mißtrauisch ist, Hunde bellen und du
den Eindruck eines Ghettos hast, gefällt es dir
hier. Du kannst es nicht gleich erklären.
Elli: Habt ihr beim Rumlaufen schon eine
Perspektive in Bezug auf Neuplanung.
Wolfgang: Noch nicht. Wir haben das Programm
im Kopf, da steht Abriß. Auf der anderen Seite
sehen wir dieses Gebiet. Die Leute wohnen im
Grünen. Es gefällt uns hier. Aber die Siedler
haben die Kündigungen schon in der Tasche.
Wenn du weißt, das soll alles weg, dann guckst
du natürlich zweimal hin: liebevoll gepflegte
Gärten, verschrobene Basteleien. Eins erkennen
wir gleich: Wenn die Siedlungen bleiben, muß
der Ghettocharakter aufgehoben werden, also
Öffnung für die MVer.
Sam: Die Siedier merken sofort, daß wir wegen
des Wettbewerbs da sind. Wir gehen nicht nur
einmal raus, sondern Öfter, auch zu den anderen
Siedlungen: Frohsinn, Waldesfrieden und Wie-
sengrund. Zuerst sind sie mißtrauisch aber wir
sprechen oft mit ihnen und werden auch zum
Kaffee eingeladen. Dabei erfährst du die Ge-
schichte der Siedlungen: 1929 Weltwirtschafts-
krise, kommen die ersten hier her mit Kind
und Kegel, arbeitslos, pachten für die letzte
Mark ne Parzelle, nageln sich eine primitive
Unterkunft zusammen und leben von dem, was
sie selbst anbauen. Sie bohren sich eigene Brun-
nen, verlegen später sogar eigene Wasser- und
Stromleitungen. Die Häuser wurden je nach
Familienentwicklung erweitert, Teile angebaut
oder aufgestockt, fast jedes Jahr ergänzt. Es
entstand eine lebendige Architektur, mit den
Bewohnern aufs engste verbunden.
Wolfgang: Wir waren dann noch beim Siedler-
vorstand der Siedlung Quickborn, Jentsch. Er
nat uns eingeladen. Elli war als Vertreter der
Grünen Hand dort.
Elli: Ich hab zufällig erfahren, daß ein Gespräch
mit Architekten beim Jentsch läuft und mir
gesagt, gehst mal hin. Während die Bürgerinitia-
tive übergeordnet die Interessen der Siedler
und MVer vertritt, bestimmen in den einzelnen
Siedlungen die Siedlervereine, was so passiert,
hauptsächlich vertreten durch Vorstand und
Kassierer, Jentsch laß aus dem Konzept der
Grünen Hand vor und erklärte am Plan. Er
sprach aber hauptsächlich von Quickborn, die
anderen Siedlungen und das MV erwähnte er
nicht.
Wolfgang: Nur: „Wie schlecht leben die da im
Betonsilo und wie schön ist es hier oben auf
der Siedlung. Kuck mal an, wie blaß ihr Städter
alle ausseht: Eisenmange!!”
Elli: Die Gruppe Halfmann/Zillich war auch da.
Bemerkung: Halfmann und Zillich wur-
den beauftragt, im Rahmen der Berliner
Festwochen ihre Idee „Heimat kaputt” —
eine Ausstellung — zu realisieren. Der Auf-
traggeber, die Berliner Festwochen GmbH,
magepfleger der Weltstadt Berlin, vergab
dafür 24 000 DM. Unter dem Zwang, die
Ausstellung zu füllen, versucht die Gruppe
Halfmann/Zillich noch Beiträge zu sam-
meln. Der Wettbewerb Lübars bietet ihnen
zwei Fliegen mit einer Klappe: Einen Wett-
bewerbsbeitrag, der gleichzeitig Exponat
der Ausstellung „Heimat kaputt‘” werden
soll. Diese Tatsache war uns und der Grü-
nen Hand damals nicht bekannt. Die Aus-
stellung wurde lediglich am 2. Planungs-
abend erwähnt. Unter diesen Vorausset-
zungen muß das Verhalten der Gruppe
Halfmann/Zillick, wie es im folgenden be-
schrieben wird, beurteilt werden.
Elli: Halfmann/Zillich machten auf gut Freund
und kollegial mit Jentsch. Mit dem Wettbewerb
und auch weiter, das ließe sich alles machen,
mit Video, Lottomitteln, ihren Produktions-
mitteln und den Beziehungen zu Behörden.
Jentsch war beeindruckt.
Sam: Blödes Gefühl, da hat einer anscheinend
alle Möglichkeiten und du selbst sitzt dabei und
hast nur Bleistift und Türblatt.
Wolfgang: Das Gespräch ging dann ins roman-
tische: Ich komme auch vom Lande: das Gras,
mal wieder Hecken schneiden, Sitzbänke auf-
stellen und alles handgreiflich filmen. Jentsch
und die Gruppe Halfmann/Zillich hatten ihre
Aktion,
Elli: Ich frage sie noch, ob das nicht blinder
Aktionismus sei, jetzt, wo inhaltliche Fragen
anstehen. Darauf wird überhaupt nicht einge-
gangen.
Wolfgang: Zum Schluß gab uns Elli noch den Tip,
zum nächsten Treffen der Grünen Hand zu kom-
men.
4. HAUS FÜR HAUS STIRBT UNSER
ZUHAUSE ...ODER WIE DER
SENAT “SACHZWÄNGE” SCHAFFT.
13. Mai. Bürgerversammlung der Grünen
Hand im Märkischen Viertel, ev. Gemein-
dezentrum. Die Siedler halten Lagebespre-
chung.
Wolfgang: Die Siedler waren eingeschüchtert.
Jetzt macht man.sich Luft, spricht zum erstenmal
gemeinsam darüber. Wann läuft dein Vertrag ab?
Ist Dir auch gekündigt worden? Was nun? Viele
Siedler und MVer waren da. Das war Ergebnis
der Agitation in den Siedlungen und im MV.
Dort wurde zum erstenmal verbreitet, daß ein
Wettbewerb läuft, daß Senat und Baugesell-
schaften ganz konkrete Bauabsichten haben,
daß die Siedlungen weg sollen. Beweis dafür:
neue Kündigungsschreiben. Daß man aber ver-
suchen will, Architektengruppen für sich zu
gewinnen, die das Konzept der Grünen Hand
in ihrem Beitrag berücksichtigen. Wichtig ist,
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wehren müssen, um überhaupt etwas zu errei-
chen. Streitigkeiten, wer wem den Mist über den
Zaun schmeißt, werden zurückgestellt.
Mit Vertretern der Grünen Hand unterhiel-
ten wir uns anschließend im kleinen Kreis.
Auf die Frage, was wir wollten, haben wir un-
gefähr so geantwortet: Wir sind zum ersten
Mal hier, wollen Kontakt aufnehmen, erfahren
wer das Konzept der Grünen Hand erarbeitet
hat, über das Konzept diskutieren und even-
tuell könne dieser Kontakt dazu führen, daß
man mit der Grünen Hand bei diesem Wettbe:
werb zusammenarbeitet.
Halfmann/Zillich, die auch da waren, rea-
gierten auf uns ablehnend, in Konkurrenzhal-
tung, was uns unverständlich erscheint. Du
denkst, wenn man hier zusammen bei einer
Bürgerinitiative sitzt, gibt es wenigstens unter
diesen Kollegen keine Konkurrenz. Denkste!
Die Grüne Hand schließt ein anderes Archi-
tektenteam von der Mitarbeit aus. Diese Archi-
tekten haben offen zugegeben, daß sie auf
einen Preis hinarbeiten und deshalb einen Kom-
promißvorschlag abgeben werden.
zu arbeiten. Hier sind Leute, die aktiv sind. Auch
Leute, die theoretisch den Durchblick haben,
Das zeigen die Wortmeldungen. Ganz qualifiziert!
Zwei Spitzel werden erkannt, ein Polizist
in Zivil und ein Beamter vom Stadtplanungsamt.
Bewußt werden sie nicht enttarnt, das hat Vor-
teile.
Sam: Nach der Veranstaltung bei einer Bespre-
chung mit Vertretern der Bürgerinitiative, ma-
chen wir einen Vorschlag, wie der nächste Schritt
aussehen könnte:
Nachdem die Vertreter der Betroffenen ein
Gegenkonzept aufgestellt haben, müssen sich
jetzt möglichst alle Betroffenen an der Über-
setzung dieses Gegenkonzepts in einen eigenen
Planungsbeitrag beteiligen und diese Arbeit
zum Wettbewerb einreichen, um Fachleute
und Öffentlichkeit noch eindringlicher auf
ihre Probleme aufmerksam zu machen. Wenn
sich alle an dieser Arbeit beteiligen und sie
gelingt, wächst die Solidarität. Außerdem ist
das eine Möglichkeit, die Verselbständigung
der Vertreter der Betroffenen, also Trennung
von den Betroffenen selbst — eine Gefahr, die
bei allen Bürgerinitiativen besteht — zu ver-
hindern.
Dieser nächste Schritt, als Bürgerinitiative
mit allen Betroffenen einen eigenen Beitrag
abzugeben, erscheint allen konsequent. Sie
stellen aber Fragen. Wie können sich 2000
Siedler und MVer an der Planung beteiligen?
Dazu noch in der kurzen Bearbeitungszeit
für diesen Wettbewerb. Wie sollen die MVer
mit einbezogen werden?
Sie beschließen, uns die Aufgabe zu über-
tragen, dafür eine Methode zu entwickeln und
ihnen bei der Organisation zu helfen. Dann
gab’s Schnaps.
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daß wir hier erfahren, wie geschickt der Senat
den Hebel ansetzt. Seine Kündigungsmasche,
also, ob du jetzt Baustadtrat Gardains ge-
plante (Profit) erschließungsstraße nimmst, die
er seit Jahren als „Sachzwang”’ auf dem Plan
hin- und herschiebt, bis seine Räumungskom-
mandos draußen das letzte Haus abgerissen ha-
ben oder den Vorschlag, nichts mehr in die Häu-
ser zu investieren, damit die Behörde dann sa-
gen kann: „Hier, schaut euch diese verrottete
Siediung an. Das ist der Allgemeinheit nicht
zuzumuten, da müssen neue Häuser hin!”:
immer läuft es dahin, die Leute zu verunsichern,
zu spalten und gegeneinander auszuspielen,
bis die Siedler schließlich glauben, daß die Be-
hörde recht hat und nur ihr Bestes will. Diese
Tendenz zeigen auch einige Beiträge. Ein Mann
von der Siedlung Wiesengrund, er erzählt: ‚Was
habt ihr denn? Uns geht’s doch ganz gut, ich
hab doch einen Vertrag über 5 Jahre”. Sie
haben angenommen, daß er geschickt wurde,
als Provokateur. Stell dir vor, du hättest selbst
’ne Kündigung in der Tasche und dann sagt
dir einer, wie gut dir’s geht. Dazu kam noch
der Bericht von einem Mann, der eine Parzelle
auf der ehemaligen Kolonie Neu-Rabehorst
hatte, er hat immer betont: „Ach, in Wirklich-
keit kann man nichts machen, das geht uns
jetzt genauso wie damals mit Neu-Rabehorst,
die haben sie einfach abgerissen.”
Ziel dieser Veranstaltung war jedenfalls, den
Siediern zu vermitteln, daß sie sich gemeinsam
5. DIE SIEDLER REAGIEREN:
BESETZUNG!
DER NÄCHSTE SCHRITT: EIN
EIGENER WETTBEWERBSBEITRAG
DER BETROFFENEN BÜRGER.
Die Grüne Hand trifft sich am 21. Mai.
Ein Siedler bringt die Nachricht, daß
Bauwagen auf der Kolonie Waldesfrieden
aufgefahren sind, drei Parzellen sollen
abgerissen werden. Die Leute setzen sich
zur Wehr: Besetzung!
Einen Tag nach der Aktion versammeln
sich die Siedler auf Waldesfrieden. Wir
regen die Siedler an, einen eigenen Beitrag
zum Wettbewerb zu machen.
Elli: Die Siedler besetzen am 22. Mai, morgens
um 6 Uhr, auf der Kolonie Waldesfrieden die
drei Parzellen und trinken dort Kaffee. Einer
fährt zum Rechtsanwalt und soll.eine einstwei-,
lige Verfügung besorgen. Ein Siedler schreibt
Tagebuch.
23. Mai, Fest auf der Kolonie Waldesfrieden
Der Erfolg, den man am Vortag hatte, wird ge-
feiert. Der Abriß der drei Parzellen ist erstmal
verhindert. Eine wichtige Erkenntnis für uns ist,
daß hier Siedler bereit sind, sich gegen Senats-
maßnahmen kollektiv zu wehren. Das stärkt uns
in unserer Entscheidung, für die Bürgerinitiative
BÜRGER PLANEN SELBST --
NEUE AUFGABEN FÜR PLANER
6. KÖNNEN BÜRGER SELBST PLANEN?
Unsere Aufgabe lautet jetzt, nicht stellver-
tretend für die Betroffenen zu planen,
sondern den Betroffenen dabei zu helfen,
eineh eigenen Beitrag zu erarbeiten und
dafür die Methode zu entwickeln.
Ausgangspunkt für den. Planungsansatz
ist unsere Behauptung, daß Betroffene
selbst planen können und zwar besser
als außenstehende Fachleute.
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52 Bürger planen selbst!
Denn die Betroffenen
— kennen ihre eigenen Bedürfnisse
besser!
entwickeln mehr Phantasie, die vor-
handenen Möglichkeiten auszuschöpfen!
und sind die besten Kenner ihrer Um-
welt, der vorhandenen Sozial- und
Kommunikationsstruktur und ihrer
technischen Fähigkeiten!
Wooly stößt zum Kollektiv.
Wooly: Wieso sagen wir, daß Bürger selbst
planen können? Sie haben doch überhaupt
nicht studiert, kein Fachwissen? — mal
provokativ gefragt.
Sam: Berechtigen denn acht Semester Studium,
anderen Menschen vorzuschreiben, bzw. zu pla-
nen, wo und wie sie zu leben haben? Baustadt-
rat Gardain ist auch kein Planer, trifft aber die
Entscheidungen. Also können auch Bürger ent-
scheiden, was sie wollen.
Wooly: Aber, Gardain versucht die Interessen
der Allgemeinheit zum Tragen zu bringen, sagt
er, und Bürger treffen doch nur gruppenegoisti-
sche Entscheidungen.
Wolfgang: Planungsentscheidungen sind immer
gruppenegoistisch: denn was für Baugesell-
schaften gut ist, ist nicht immer für die Allge-
meinheit gut — und umgekehrt. Natürlich
müssen wir erst abwarten, ob die Siedler z.B.
akzeptieren, daß die MVer dringend Kinder-
häuser und andere soziale Einrichtungen auf
den Siedlungen benötigen.
Elli: Abgesehen davon, ob sie vernünftige Ent-
scheidungen treffen oder nicht, Fachwissen ge-
hört trotzdem dazu, um technische Fragen
zu klären.
Sam: Es gibt doch genug Fachleute. Viele sind
z.Zt. arbeitslos. Es kommt darauf an, wem
sie ihre Kenntnisse zur Verfügung stellen.
Sie müssen in so einem Fall das spezielle
A.
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Planungsinstrumentarium entwickeln,
vermitteln und aufpassen, daß sie nicht zu
Fachautoritäten werden, Es eröffnet sich ein
ganz neues Arbeitsgebiet für Planer. Praktisch
sieht es so aus: Wenn du ‘ne Planung machen
willst, egal was und mit wem, zuerst brauchst
du Bestandspläne. Über die Siedlungen hat der
Senat nichts in der Plankammer. Wie die Sied-
‚ungen entstanden sind und wie sie sich ver-
ändert haben, hat nie interessiert, galten immer
als Provisorium — nicht wert, in die Meßtisch-
olätter aufgenommen zu werden.
Elli: Also selber machen, natürlich zusammen
mit den Siedlern. Sie kennen ihr Gebiet am
besten und sollen das aufzeichnen. Allein schaf-
fen wir das nicht, da hängen wir Monate dran,
Wooly: Ist das durchführbar? Ich kann mir das
nicht so recht vorstellen. Die Siedler sollen
selbst Pläne zeichnen? Ich bezweifle, daß alle
mitmachen!
Wolfgang: Ich meine, das geht. Es kommt nur
darauf an, wie wir das anpacken. Die Siedler
haben ihre Häuser gebaut, ihren Garten angelegt
und sich dabei was gedacht. Warum soll nicht
jeder seine Parzelle aufzeichnen können mit
allem, was drauf ist?
Elli: Vielleicht klappt’s. Wir müssen versuchen,
die Siedler von der Notwendigkeit zu überzeugen,
erst mal eine Bestandsaufnahme zu machen.
7. WIR VERSUCHEN EINE PLANUNGS —
METHODE ZU FINDEN.
Die von uns entwickelte Planungsmethode
besteht darin, daß die Betroffenen selbst
eine Bestandsaufnahme ihres Gebietes
kollektiv durchführen. Auf der Grundlage
dieser Bestandsaufnahme (den Betroffe-
nen vertraute Pläne) erfolgt in Arbeits-
gruppen die Planung. Wir entwickeln das
für diesen speziellen Fall erforderliche
Instrumentarium und übernehmen die
technische Organisation des Planungsab-
laufs.
Elli: Wir haben überlegt, was die Siedler selbst
machen können und welche technische Organi-
sation wir dabei übernehmen müssen. Wie kann
die Vermittlung laufen, denn wir sind ja nicht
Hauptquartier mit Verfügungsstruktur.
Welchen Anreiz können wir bringen, um die
Leute zum Zeichnen und Schreiben zu bringen,
ohne sie dabei zu überfordern?
Eine Parzelle ist etwa 600 qm groß. Eine
Postkarte vollzeichnen ist zumutbar, überlegen
wir uns, Das bestimmt den Maßstab 1:200.
Die Parzellen hätten dann etwa DIN-A 6-Format,
die Siedlungspläne allerdings Ausmaße bis zu
2 mal 3 m. Das entspricht natürlich nicht mehr
den formalen Wettbewerbsbedingungen, aber
diese neue Qualität von Planung, die wir vorbe-
reiten, beansprucht eben auch eine neue Form,
Das trifft auch auf die Sprache zu. Ein Flug-
blatt, nicht mehr als eine Seite, das gelesen,
verstanden und auch umgesetzt wird, das alles
aussagt und doch kurz und bündig ist, das an-
leitet aber nicht bevormundet, so ein Flugblatt
wird hier zum Planungsinstrument und wichtig-
stem Vermittler.
Die Siedlungen zeichnen wir mit der Parzel-
leneinteilung und den vorhandenen Wegen im
Maßstab 1:200 auf und zerschneiden diese Pläne
in Abschnitte mit jeweils sechs oder acht Parzel-
len, die etwa einem Nachbarschaftsgefüge ent-
sprechen, was als Anregung zur Zusammenar-
beit gedacht ist. Als Hilfestellung malen wir
Beispiele. In einfacher Darstellungsart, damit
keine Erwartungsangst entstehen kann. Es ist
wichtig, daß die Siedier den guten Bestand der
Siedlungen darstellen mit allem, was ihren
Wohnwert ausmacht: das Haus, den Garten,
die Bepflanzung. Es soll damit dokumentiert
werden, daß es sich hier um bewohnte, kulti-
vierte Gartensiedlungen handelt und nicht um
eine verlassene Laubenpiepergegend, die —
„Ordnung muß sein” — abgerissen werden muß.
Die Planabschnitte mit den Flugblättern
und den gemalten Beispielen als Erklärung
sollen die Siedler dann selbst verteilen und
wieder einsammeln, damit wir sie wieder zu
vollständigen Plänen der Siedlungen zusammen-
fügen können. Das evangelische Gemeindezen-
trum, günstig zwischen dem MV und den Sied-
lungen gelegen, soll dabei als Sammelstelle fun-
gieren. Zur anschließenden Planungsphase
müßten wir dann die Siedier und MVer mit
einem weiteren Flugblatt einladen, sie anregen,
wie mit dem 1. Fluglbatt, auf die Bestandsauf-
nahme und die Planungstermine und den Ort
hinweisen. Auch die MV-Gruppen einladen, da-
mit gewährleistet wird, daß die Interessen dieser
Gruppen bei der Planung einfließen.
Das ist Bestandteil des Konzepts der Grünen
Hand: Die MVer müssen mitarbeiten, weil es
um ihren Erholungsbereich, um ihre unmittel-
bare Umwelt geht. Wie sollen die Planungsele-
mente aussehen?
Das naheliegendste ist, die Vorschläge aus
dem Konzept der Grünen Hand, wie Kinderhäu-
ser, Seniorengärten usw. in Planungskarten um-
zusetzen. Diese Karten müßten die Größe einer
Siedierparzelle haben und so grafisch ausgear-
beitet werden, daß sie sich einerseits von den
Bürgerzeichnungen abheben und zeigen: das ist
Neuplanung; und andererseits müßten sie sich in
die gezeichnete Struktur einfügen, die Bürger-
zeichnungen optisch nicht erschlagen. Mit sol-
chen Karten ist fast jeder aus Spielen vertraut.
Es ließe sich gut mit ihnen hantieren. Z.B.
könnte einer eine Karte mit dem Symbol
Seniorengarten auf eine freie Parzelle heften,
worüber dann diskutiert werden könnte. Ent-
weder ist dann der Standort gefunden oder
man müßte nach einer anderen Lösung suchen
und die Karte wieder abnehmen. Alle könnten
diesen Vorgang mitvollziehen.
Beim ersten Planungsabend müßten wir am
Anfang die Planungsmethode vorführen, wie man
mit den Elementen umgeht und anschließend
Arbeitsgruppen einteilen, jeweils eine Siedler-
gruppe mit einer oder mehreren MV-Gruppen.
Dazu einen Diskussionsleiter oder so etwas ähn-
liches. Die Funktion der technischen Betreuer
müßten wir übernehmen.
8. DIE SIEDLER BEGINNEN MIT
DER BESTANDSAUFNAHME.
Am 27. Mai legen wir einer Siedlerver-
sammlung unsere Vorstellungen zur Pla-
nungsmethode und zum Planungsablauf
dar. Die Siedler beraten und entschei-
den: „So wird’s gemacht.” :
Innerhalb von drei Tagen stellen wir
die Siedlungspläne mit der Parzellenein-
teilung im Maßstab 1:200, dazu Über-
sichtspläne, Flugblätter und Beispielzeich-
nungen her. Dabei unterstützen uns Peter,
Petra, Steffi und Uta, eine Studenten-
gruppe der TU Berlin, ohne deren Hilfe
die Arbeit nicht zu schaffen gewesen
wäre. Siedlerobleute beginnen am 30.
Mai mit der Verteilung dieser Unter-
lagen an die einzelnen Siedler. In der
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Während die Siedler ihre Bestandsauf-
machen, nehmen wir zusammen mit Ver-
tretern der Grünen Hand Kontakt zu
Gruppen aus dem MV auf.
Wooly: Mit einer dieser MV-Gruppen, einer
Eltern-Kind-Gruppe, gehen wir an einem Sonn
tagvormittag auf der Siedlung Waldesfrieden
freie Parzellen angucken, Die Gruppe will ein
Kinderhaus bauen, sucht nur noch ein Grund-
stück dafür. Die Räume, in denen sie jetzt un-
tergebracht ist, hat man ihr gekündigt. Wir ma-
chen die Eltern-Kind-Gruppe mit den Siedlern,
die wir auf Waldesfrieden kennen, bekannt.
Es war eine ganz freundliche Aufnahme und
man kam gleich ins Gespräch, wo das Kinder-
haus entstehen könnte, ob da auch die Kinder
von Waldesfrieden betreut werden könnten.
An dieser Stelle ist Birghahn (CDU) zu nen-
nen, der Finanzstadtrat. Er arbeitet vortrefflich
mit dem Baustadtrat Gardain (SPD) zusammen,
und wäre kein Politiker, wenn er nicht versu-
chen würde zu spalten. Er macht den Pächtern
Versprechungen: fünf Jahre könnt ihr noch
bleiben, droht aber gleichzeitig: „arbeitet nicht
mit den ‘Studenten’ (er meint uns) zusammen.
Das führt nur dazu, daß ihr gleich runter müßt.”
So wird versucht, die Verbesserung der Sied-
lungsstruktur zu verhindern.
Unseren Besuch auf Waldesfrieden nutzen
wir auch gleich dazu, Pläne 1 :200 für die Be-
standsaufnahme nachzuliefern. Die Gruppe
Halfmann/Zillich hatte sich angeboten, die
Planunterlagen für die Siedlungen Waldesfrieden
und Neu-Lübars herzustellen. Das hat nicht so
recht geklappt. Ein Teil der Pläne fehlte, der
Rest kam zu spät, ohne Übersichtspläne, zu
wenig Beispielzeichnungen. Die Nacharbeit
hat uns mehr Zeit gekostet, als wenn wir das
gleich selbst gemacht hätten.
9. DAS “RIESENPUZZLE” WIRD
ZUSAMMENGESETZT. SIEDLER
UND MVer BILDEN ARBEITS-
GRUPPEN.
Erster Planungsabend am Mittwoch, dem
11.6.75, im Gemeindezentrum am Segge-
luchbecken. Die Einladung erfolgt durch
Flugblätter — voller Saal. Die Bestands-
aufnahme ist abgeschlossen und hängt nun
als Planungsgrundlage an den Wänden,
von jeder Siedlung ein Plan im Maßstab
1:200.
Innerhalb von 10 Tagen haben die Sied-
ler diese einmalige Bestandsaufnahme
über ihr Gebiet von ca. 40 ha erarbei-
tet, ca. 90% der Siedler haben sich da-
ran beteiligt. Diese Bestandsaufnahme gibt
genaue Auskunft über Bau-, Landschafts-
und Wegestruktur und enthält sogar zum
Teil soziologische Angaben. Der zweite
Schritt, die Planungsphase, beginnt. Die
bisher geleistete Arbeit wird rekapituliert.
Danach stellen wir das Planungskonzept
und die Planungsmethode vor.
"ns a
"= Eigener Beitrag zum laufenden "Städtebaulichen Ideenbettbewerb "
= Die Betroffenen nehmen ihre Sache selbst in die Hand =
An die Siedler von Hasensprung, Mühlenberg, Karpfenteich,
Neu-Lübars, Waldesfrieden, Frohsinn, und Wiesengrund!
Rich Titeller |
Wir haben uns in letzter Zeit auf vielen Versammlungen gemein-
sam besprochen, Flugblätter gemacht und verteilt, eine Frage -
bogenaktion durchgeführt und einem Räumkommando des Begirks-
amtes erfolgreich Widerstand geleistet.
Unser nächste Schritt ist ein eigener Beitrag zum Wettbewerb —
Architekten helfen uns dabei !
= Wir müssen dem Senat zeigen, was wir in unseren Siedlungen
geschaffen haben und daß die Vernichtung unserer Siedlungen
durch nichts zu rechtfertigen ist, Weil wir unsere Siedlungen
am besten kennen, können auch nur wir es sein , die sagen,
was ist und wie sich unsere Siedlungen weiterentwickeln können.
Deshalb zeichnen wir auf die beigefügten Pläne alles auf, was
wichtig ist, mit bunten Filzstiften und so deutlich, daß alles
erkennbar ist, z.B, Haus, Garten, Bäume, Hecken, Sträucher,
Blumen, Wege, Tiere, usw. - jeder für seine Parzelle,
Wichtig ist, daß auch Kinder zeichnen!
Je mehr und je deutlicher wir vorzeigen was wir haben und was
wir auf unseren Parzellen machen, desto mehr Gewicht bekomut
unser Beitrag,
Wir geben unsere Bestandsaufnahme bis ZUM 0..0000000000004 bei
7er 400 WELEHE 2800002200200 000020000400200000000200200.20.8D
Dann, stellen die Architekten unsere selbstgemalten Zeichnungen
im Gemeindehaus am Seggeluchbecken zu einem Gesamtplan unserer
Siedlungen zusammen,
Mit diesem Gesamtplan als Grundlage können wir und die
Architekten weiterplanen,
-— wie unsere Siedlungen verbessert werden,
= wie wir freiwerdende Grundstücke einer sozialen Nutzung zu-
führen, und
wie wir die Siedlungen für die erholungssuchende
Bevölkerung öffnen!
= Die Betroffenen nehmen ihre Sache selbst in die Hand -
Ya
Einzelparzellen. Postkartengröße als Planungs-
maßstab, entspricht M.1 : 200. Diese Parzellenpläne wurden dann zum Gesamtplan für die jeweilige
Siedlung zusammengesetzt. Es entstand eine einmalige Bestandsaufnahme, die genaue Auskunft über
Bau-. Landschafts- und Weaestruktur aibt und außerdem soziale Anaaben enthält.
Sam: Mit großem Interesse verfolgen die Sied-
ler, wie aus ihren Parzellenzeichnungen Pläne
von ihren Siedlungen entstehen. Sie schauen
sich die Vervollständigung dieses „Riesenpuzz-
les” an, begutachten die Zeichnungen ihrer
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Nachbarn. Die Pläne enthalten nicht nur eine-
Fülle von Informationen, sondern sind auch
in ihrer Darstellung einzigartig. Alle sind sich
einig: Die Bestandsaufnahme ist ein Erfolg!
Elli: Wolfgang hat noch mal anhand des Senats-
plans erklärt, um was es geht. Daß ihre Siedlun-
gen weggerissen werden sollen. Was im Flugblatt
steht, an diesem Plan nochmal gezeigt.
Dann anschließend erklärt, wie das Planungs-
konzept aussieht. Demonstriert, wie man mit
diesen Planungskarten arbeiten könnte, was sie
bedeuten, daß es jetzt darauf ankommt, zu dis-
kutieren, was auf den freien Parzellen passieren
soll und in der Siedlung überhaupt. Das haben
wir exemplarisch am Quickborn unverbindlich
vorgeführt. Danach haben sich die Leute in
Arbeitsgruppen aufgeteilt, haben die Pläne von
der Wand genommen und in verschiedenen Räu-
men getagt. Alle Räume des Gemeindezentrums
waren belegt von Planungsgruppen, vom Keller
bis zum Dachboden. Fünf Planungsgruppen
waren es: Quickborn, Rathenow, Neu-Lübars,
Waldesfrieden und die Wiesengründe. Jetzt Muß
man sagen, wie die Arbeitsgruppen gearbeitet
haben. Sie haben selbst diskutiert, wir haben
nur Hilfestellung gegeben.
Sam: Wir hätten da auch eher störend gewirkt,
nicht?
Wolfgang: Wir hatten für alle fünf Gruppen je
einen Diskussionsleiter von der Grünen Hand.
Jeder sollte ein Protokoll machen, aber nur
giner hat das schriftlich gemacht. Die Hektik
hat uns daran gehindert, darauf zu achten, daß
alle ein schriftliches Protokoll machen. Schrift-
lich sollte es deshalb sein, damit sie beim näch-
sten Planungsabend sofort wieder einen Einstieg
haben.
Verschiedene Planungsentscheidungen müs-
sen im Protokoll begründet werden, dann kann
einer das nächste Mal sagen: „Warum haben wir
das denn gemacht? Erinnern wir uns doch ein-
mal, warum haben wir für diese Sache diesen
Standort gewählt? Hier steht’s!’’ Sonst passiert
es, daß nächstes Mal wieder die alte Diskussion
wiederholt wird.
Die Arbeitsgruppen haben sich auf den
nächsten Planungsabend vertagt. Es ist sehr
spät geworden. Wir haben uns anschließend mit
den Diskussionsleitern getroffen, die von den
Planungsansätzen berichtet haben und von der
Schwierigkeit in den Diskussionen Fragen auf
den Punkt zu kriegen und überhaupt erstmal
alle Fragen zu berücksichtigen. Wir haben er-
kannt, daß es bei einigen Gruppen nicht so
Planungselemente, entwickelt wie Spielkarten — damit kann jeder umgehen
gelaufen ist, weil die Betreuer nicht entspre-
chend vorbereitet waren, und haben deshalb
zum nächsten Planungsabend für jede Gruppe
spezielle Fragekarten vorbereitet — runde bier:
deckelartige Scheiben, um nochmal zu proble-
matisieren, was dort los ist.
Das ist methodisch sehr interessant, man hat
die Arbeitsgruppen erst mal mit den Planungs-
karten anfangen lassen, hat dann geguckt, wo
läuft’s schief und hat Fragekarten entwickelt.
Sam: Wäre es nicht besser gewesen, erst zu pro-
blematisieren, die Fragekarten auf den Tisch
zu legen und dann die Antwortkarten, das
sind hier die Planungskarten, liefern?
Wolfgang: Ich nehme an, daß es richtig war,
wie es gemacht wurde.
10. SIEDLER UND MVer ZEIGEN
WAS SIE WOLLEN.
Zweiter Planungsabend am 13.6.75: Die
Arbeitsgruppen setzen ihre Arbeit fort.
Ein Teil schließt sie ab. Die Siedler zeigen
den selbstgedrehten Film über die Beset-
zung auf Waldesfrieden. Der SFB macht
Aufnahmen für einen Fernsehbericht
56 Bürger planen selbst!
Wir brauchen Werkshitfen „vet
es keine eirfige im MYqibH
Wir wollen SE Kap i
herstellen bzw. Prpurieven,
weil Repurstüveag m. Zr Four
(afnd mn "701 bstmaul Pugf
Ka7 Dinge in Deit yeamelf
zu maclen Mau soll, je Nwoh
Wellev, (AS Treiem een en
der werk helle Ab 00 Span
Es nollte Kush möglich eis,
dich {Ub Schul eoder Bosey
/ortubitden. et eu
(en se0s |AmabenamitanckreZUM MM Macht mehr Speß;
urmd bpriweng+ wa Dessere um
arain@ llere. Idean
se.Mir As are EL baslale Berl.Yukrgartecte EpLande.yerk lb Mlhnaid.
Suni Vive Rn lageo Se Tau bauen
and Rohre Voeo 9,
Des Darf uk voll ein Typ ms
für die eu des TJ“fe wen
des Jy end ha uses ES
in I am ih 9 Bo, mer zer,
APho “ehe Troffa Sind im DL
"obhanden de alles 4 9a v0ri CiVerbau Hs Dh
WE de Siedlenzu Te
Flung un mit neu
umter haie Wir uns Qe-
rk 3 helfe. kötnen kei
Anlage des Sorfplataes Uncfdem a Erfahrungs ausge
bei der Arbeit in den WerksSH
AboutuyouU Schließung der
Becker ihres im WnV
beine Mor biek harten unsere
Zeit so warer Talten WViewires
wollen, koine graßere Halle
för zen Filme en a ar
ug lieb ke &gt; iehy; Car
SE elirh ie ae and metSa € der einz.Platz2 Das Zenit m.
a Berlins 164 2u wur
entfernt umal Schwer zu
Screichen, bewonden, Mrden Kachtbussen. Keine,
U-Bahn ‚ cabe; 1S* das |MV schen 40 Jahre alt!
Wit Wöllen KaeNeu Lübers ung clem
das Jugendzentrum
A




Jer Seuat spricht Cunoer
Udu iuterual0mnler Ju sudverilön -
dig") in dern rd aclen Re-
kn “x; alte Berliug, bir wolle,s durch vi eu goplasfen Togoud-
bakuhof, U lgdem I“ ud 200 (ou m 0 euer -
Wiek bern. uber Trobauteu s{sßke
pulsiaulmuichl wur /u En
HUTMr kcter
wildes Cohen in Ares Südten
viele Yroßlme gemeinsam und nn sem derhallm ithnen spe Pe
Grüne Dorthndschaft-
Döume , Sträucher, Wiese,
Kleintiere , Gewöchs #haucer
Wohen wir selbst planen,
Dauen und züchten.
Selbat emten und in
Zube verzehren?n wie eme PHanae
Wälhst ‚die man semt
hur als Jartiga Phanse
kauften kann( Super 20Das Kid WinterNeu- rs soßl blei-
ven] Der Dorfwalcl
308 lustig werden : Itrqgar-,
tan, Gummi keu len, Saum
user , Tarzan wald — Lia-
‚Yandzeitung — Erläuterungsberichte
Es A
der Jugendlichen zum Juaenddorf
Wi } ver stehen unsere Zusam men arbeit mi
Siedlern une Planer nicht so, daß dem
Senal zum Wettbewerb bunte Rildkouabge-
ysben ker deu, souderw das wir die vorgesch lageuss,
Sachen selbst Lane wer den, [6 derceziale toner
neben Kreisel und kon greizeuß rum fer uns noch
elwar Bald übs‘g hak,
Nicht wur am Op: Omiiz br
Ruch Jens Liche N raketen Velden FO Gese soll
Val. Suwdesprüsident Welter Scheez) sen under





Wooly: Der Anfang war etwas hektisch, der
SFB hat noch gedreht, viel Kabel, viel Schein-
werfer, aber die Leute haben sich deshalb nicht
aus dem Konzept bringen lassen. Auf Ver-
sammlungen von Bürgerinitiativen muß schon
mal was improvisiert werden. Peter Kopale,
Siedier auf Waldesfrieden, ist da ein gutes Bei-
spiel. Er hat mit seinem Kommentar zum Film
über die Besetzung einen sehr guten Beitrag
„aus dem Ärmel geschüttelt”.
Der Planungsabend war in etwa so gut be-
sucht wie der erste. Normalerweise bröckelt
es ab, d.h. hier mußte ein großes Interesse vor-
handen sein. Das hat sich auch bei der Planung
in den einzelnen Arbeitsgruppen gezeigt. Die
Gruppen haben an diesem Abend ihre Pläne
vervollständigt. Die Planungsergebnisse für die
einzelnen Siedlungen sind folgende:
— Waldesfrieden: Kinderhaus, Kindertheater,
„Friedenswald.”
Wiesengrund | + II: Vereinshaus, Ferien-
häuser für Familien, Motorradsperren, Er-
weiterung eines Weihers.
Quickborn: Schullandheim, Bürgerhaus mit
Platz, Brücke über die Quickborner Straße,
Karpfenteich, Festplatz, Seniorengärten.
Rathenow: Bürgerhaus, Kneipe.
Neu-Lübars und ehemalige Siedlung Neu-
Rabehorst: Kinderhaus und Seniorenagarten.
Jugenddorf, Jugendhaus und Dorfplatz,
Werkstätten.
All diese Einrichtungen sollen auf freien Par-
zellen entstehen. Für sämtliche Siedlungen wur-
de der Anschluß andas öffentliche Be- und
Entwässerungsnetz gefordert, die elektrischen
Leitungen sollen unter die Erde und die Wege
beleuchtet werden. Nur die Planung der Sied-
lung Neu-Lübars mit dem Jugenddorf konnte
noch nicht abaeschlossen werden.
gestimmt.
Wir bereiten den Planungsabend thematisch
vor, indem wir zusammenfassen, was bis-
her erarbeitet wurde und aufzeigen, wo-
rum es bei der Planung im Gesamtgebiet
geht. Instrumentell bereiten wir Arbeits-
pläne 1:2000 unter anderem mit der
Darstellung der drohenden Senatsplanung,
Möglichkeiten zur Freizeitparkgestaltung
und Planungskarten vor und halten aus-
reichend Schreibmaterial zur Verfügung.
Die wichtigsten Ergebnisse dieses Pla-
nungsabends sind:
— das Kornfeld am Zabel-Krüger-Damm
soll nicht bebaut werden!
auf der Fläche für den geplanten Frei-
zeitpark soll ein Volkspark mit freier
Landschaft entstehen!
Das Jugenddorf auf einem brachlie-
genden Grundstück des Landes Ber-
lin soll mit den Jugendlichen noch
intensiver ausgearbeitet werden.
Die Jugendlichen stellen die Forde-
rung, daß ihnen dieses Gelände für
die stufenweise Realisierung ihres
11. FELDER, FREIZEITPARK UND
JUGENDDORF.
Der 3. Planungsabend am 18. Juni, wie-
derum im evangelischen Gemeindezen-
trum im MV ist die letzte Versammlung
vor Abgabe des Wettbewerbsbeitrages.
An diesem Abend stehen noch zwei wich-
tige Themen an:
— in die einzelnen Siedlungspläne 1:200
werden die letzten Anregungen einge-
tragen,
über das gesamte Wettbewerbsgebiet,
die Siedlungen sind nur ein Teil davon,
wird anhand von Plänen 1:2000 disku-
tiert und über dessen Entwicklung ab-
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Die bisher gemeinsam geleistete Arbeit
hat bei den Betroffenen die Einschüchte-
rung durch den Verwaltungsapparat und
das Gefühl der Ohnmächtigkeit vertrieben.
Dadurch ist der eigene Beitrag bereits
jetzt ein Erfolg.
Sam: Das Spannendste an diesem Abend ist:
wie verhalten sich die Siedler, wenn es um Fra-
gen zum gesamten Wettbewerbsgebiet geht? Sa-
gen sie: wir wollen unser Häuschen erhalten und
alles andere ist nicht unser Problem?
20 000 DM hat der Bezirk für eine große
Werbetafel ausgegeben, auf der die Bevölkerung
zur Mitarbeit an der Planung zum Freizeitpark
aufgerufen wird. Dieses teure Stück steht seit
einem Jahr in der Landschaft — reagiert hat
bisher noch niemand. Der Senat nimmt das als
Beweis, daß die Bevölkerung am Mitplanen
nicht interessiert sei. Unser Anhaltspunkt ist
die Planung des Jugenddorfs, das geht auch
über „das eigene Häuschen erhalten” hinaus
und da haben die Siedler mitgearbeitet. Die
Behauptung der Bezirksplaner wird eindeutig
widerlegt durch den zahlreichen Besuch, die
Mitarbeit und die erreichten Ergebnisse an die-
sem Planungsabend, Ein bißchen sind wir selbst
überrascht.
So war der Ablauf des Abends:
Diskussionsleiter war ein Vertreter der Grünen
Hand. Die Alternativprogramme für den Frei-
zeitpark sind Auslöser für die Diskussion, die
sich in der Versammlung entwickelt. Die Ar-
beitspläne an den Wänden und die Planungskar-
ten erweisen sich dabei als wichtiges Hilfsmittel.
Alle Teilnehmer schreiben ihre Ideen und Vor-
schläge für Freizeitangebote auf. Wir gehen sie
gemeinsam durch. Interessant ist dabei so ein
Diskussionsverlauf, daß z.B. alle zuerst die
Kindereisenbahn gut finden, sie aber dann doch
weglassen, weil das zuviel technischer Kram in
der Landschaft wäre und Geld kosten würde,
Oder wie die einen nur für Trampelpfade sind,
dann aber den anderen doch eine einfache Weae-
befestigung zugestehen, weil sie auch mal im
Regen spazieren wollen. Außerdem erinnert
man sich an Behinderte, die auch den Freizeit-
park nutzen wollen.
Das Thema „‚Jugenddorf” schaffen wir an
diesem Abend nicht ganz. Es ist auch am wei-
testen vorangetrieben, bis hin zu Überlegungen
zu Funktionen der verschiedenen Einrichtungen
und so vereinbaren wir mit den Jugendlichen
noch zusätzliche Treffen im Gemeindezentrum
und bei uns,
Da war dann aber auch die Grenze der Be-
astbarkeit für unsere Wohngemeinschaft erreicht.
Das war fast Chaos. Endspurtstimmung. Der Ab-
gabetermin rückt an, und noch einmal Sitzung
mit Vertretern der Grünen Hand bei uns, weil
es immer noch offene Fragen gab. Die Ergeb-
nisse aus den Siedierplänen und aus dem letzten
Planungsabend mußten zum Gesamtplan 1:2000
zusammengestellt und durch die Darstellung
des MV ergänzt werden.
Den Erläuterungsbericht haben wir arbeits-
teilig gemacht. Die Themen „Lebenssituation
im Planungsgebiet”, „‚Freizeit”, „Umweltschutz’’
und „Widerstand und Selbstorganisation’’ über-
nahmen Vertreter der Grünen Hand und zur
„Rolle der Baugesellschaften, des Bausenats
und der Architekten” konnten wir etwas brin-
gen.
Zusammen mit Siedlern bauten wir noch die
Modelle. Aus Fimo-Brandknete die Häuser
gebacken, die Bäume aus Irisch Moos, schön
farbig alles, sogar mit rosa und himmelblauen
Wattewolken und einem bunten Vogel, der ge-
rade die Siedlungen überfliegt.
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Drei Tage vor Abgabe wurde der Fernsehbei-
trag gesendet. Die Leute vom Fernsehen sind
gut auf die Problematik im Planungsgebiet ein-
gegangen. Sie haben für die Siedler Partei ergrif-
fen und gezeigt, wie diese sich zur Wehr setzen.





WIE EIN PREISGERICHT ENTSCHEI-
DET.
Das Preisgericht tagt. Beim Senator für
Bau- und Wohnungswesen hängt neben
Architektenplänen die Bürgerplanung, der
Beitrag der Bürgerinitiative Grüne Hand!
Den Plänen sieht man an, daß viele Leute
daran mitgearbeitet haben. Die Betroffe-
nen haben mit diesem Beitrag ihre Forde-
rungen direkt vermittelt. Sie haben mit
der Wahlparole von der „Demokratisierung
der Planung” ernst gemacht, das verwirk-
licht, wovon sonst nur geredet wird.
Eine neue ungewohnte Situation für
die Jury. Auf der einen Seite die Bürger-
olanung, auf der anderen der Segen der
Fachleute zu laufenden Baugenehmigungs-
verfahren.
Elli: Wie verhalten sich nun die Preisrichter
eines Wettbewerbsverfahrens, dessen einzige
Aufgabe darin besteht, Entscheidungen nach-
träglich zu rechtfertigen, die längst von Kapital-
Jesellschaften und Politikern gefällt wurden?
Die gefällten Entscheidungen sind die: die
Gartensiedlungen werden niedergerissen, an
ihrer Stelle sollen Wohnungsneubauten, neue
Straßen und Gewerbehallen gebaut werden.
Um einen Ideenwettbewerb handelt es sich hier
also nicht. So wie die Planung für die Flächen
auf denen noch die Siedlungen stehen, bereits
entschieden ist, weil über den Besitz der Flächen
bereits entschieden ist, so ist es auch mit den
anderen Flächen des Wettbewerbsgebietes,
Das Fließtal ist ein Landschaftsschutzgebiet,
was sollst du da planen? Der Freizeitpark ist
schon im Bau, die Wege sind schon betoniert.
Also was solls?
Die Preisrichter werfen den Bürgerbeitrag,
der diese Verhältnisse entlarvt und die Interes-
sen der Bewohner dieses Gebietes aufzeigt, raus.
Ein Formfehler ist da schnell gefunden. Wer
im Preisgericht dagegen aufmuckt, erhält vom
Vorsitzenden Redeverbot, basta!
„Interessant der Charakter des Formfehlers.
Er besteht darin, daß die Bürgerinitiative Gegen-
stand eines etwa drei Minuten umfassenden
Beitrages im Fernsehen war. Die Öffentlichkeit
als Formfehler; kein Wunder, wenn sich die off-
ziellen Planer für den Nabel der Stadt halten”,
schreibt der Berliner Extradienst dazu. Es ist
doch so: Bürgerinitiativen arbeiten öffentlich.
Deshalb war es auch legitim, die Presse reinzu-
‚assen.
Wer erhält nun Preise? Natürlich die Bei-
träge, die das Senatsprogramm eingehalten ha-
ben und dabei grafisch so gehalten sind, daß
der Senat sein FDGO-Gesicht noch wahren kann,
im Staub, der inzwischen aufgewirbelt ist. Die
Jury, ein bißchen fortschrittlich möchte sie
schon sein, wählt noch ein Feigenblatt für sich
aus: 1. Ankauf für einen Kompromißvorschlag.
Halfmann/Zillich haben in diesem Wettbewerb den
|. Ankauf erhalten. Sie haben der öffentlichen
Bürgerplanung Ideen entnommen und sie mit Zu-
geständnissen an den Senat vermischt, ein Kom-
promiß zu Lasten der Arbeit der Bürgerinitiative
Grüne Hand. Als Kompromiß haben sie die Bebau-
ung des Kornfeldes und die Umstrukturierung
der Siedlung Quickborn vorgeschlagen. Sie haben
ihren Beitrag, der unter Mitarbeit des Vorstandes
des Siedlervereins Quickborn entstanden ist, er-
folgreich als Beitrag unter Mitarbeit der Siedlung
Quickborn vermarktet.
Der Senat sieht sofort den Hebel. Die Senats-
politiker machen aus dem Beitrag von Halfmann/
Zillich ungefragt einen „erfolgreichen‘‘ Bürger-
initiativbeitrag und spielen ihn gegen die Pla-
nungsvorstellungen der Betroffenen aus. Die Be-
troffenen, das sind die Siedler zusammen mit den
Bewohnern des MV.
Wer sich an Bürgerinitiativen „heranmacht”
muß wissen, daß ihre Gegner versuchen, wieder
zu spalten, was sich gerade unter schwierigsten
Umständen vereint hat.
13. AUSSTELLUNG UND GEGEN-
AUSSTELLUNG.
Das zuständige Stadtplanungsamt Berlin-
Reinickendorf hat nach dem Wettbewerb
eine Ausstellung der preisgekrönten Wett-
bewerbsarbeiten durchgeführt.
Die Bürger organisieren dazu mit ihrer
Planung eine Gegenausstellung im Ge-
meindezentrum.
Wolfgang: Siedier, MVer und wir haben gemein-
sam die Gegenausstellung zusammengestellt.
Wir haben die Pläne nicht kommentarlos hinge-
ängt, sondern auch erläutert.
„Bürger planen selbst’ — „Landschaft für alle’ —
„Kein Beton mehr vor’s MV”, ‚‚So sieht unsere
Umwelt heute aus” mit Fotos von den Siedlun-
gen und den Feldern. Auf einer Wand wurde
dargestellt, wie die Banken, Baukonzerne und
Behörden Lübars zerstören wollen und wie sie
das einfädeln. Es haben jeweils 2 oder 3 Leute
ein Thema übernommen. Material war genug da
— Stellwände auch,
Unsere Ausstellung war wesentlich erfolg-
reicher, als die vom Bezirksamt, schon vom Be-
such allein. Wir haben alle zusammen zum Ab-
schluß ein Fest gemacht. Mit Kaffee und Ku-
chen, Erbsensuppe, Gesang und Filmen über
Whyl und Flöz Dickebank.
Halfmann/Zillichs Arbeit hing in der offi-
ziellen Ausstellung, ein paar Straßen weiter, ob-
wohl sie vom Vorstand der Siedlung Quickborn
gebeten wurden, ihre Arbeit auf der Gegenaus-
stellung mitauszustellen. Das haben sie abge-
lehnt. Man sah deutlich, wer auf wessen Seite
steht.
Für die Siedler und MVer tritt nun eine
andere Phase ein. Sie versuchen jetzt
durchzuführen, was sie geplant haben. Sie
haben aus dieser Planung gelernt — daß
es darauf ankommt, gemeinsam zu han-
deln.
Uns hat die Arbeit Spaß gemacht —
die Planungsmethode hat sich bewährt.
Wir haben gut zusammengearbeitet und
neue Freunde gewonnen.
Eines wurde uns klar:
Man kann in unserer Gesellschaft eine
solche Arbeit nur in seiner Freizeit ma-
chen, auch wenn das hart ist. Sonst be-
steht die Gefahr, daß man zu Kompromis-
sen gezwungen wird, die den Betroffenen
nur schaden. Wie es weitergeht... .’
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"""IGBSEANGESTELLTE IN ARCHITEKTUR- UND INGENIEURBÜROSFORDERN TARIFVERTRAG
Am 25.11.1975 führte die Fachgruppe der Angestellten in Architektur- und Ingenieurbüros in der IG Bau Steine Erden, Verwaltungsstelle Berlin,
im großen Saal des DGB-Hauses eine Informationsveranstaltung zum Thema Tarifverträge durch. Im folgenden dokumentieren wir die wichtigsten
Beiträge dieses Abends, darunter das Referat des Kollegen Jürgen Jöns, Mitglied des Hauptvorstandes der IG BSE. Die beiden anderen Beiträge
wurden von Mitgliedern der Fachgruppe vorgetragen. Einstimmig verabschiedeten die etwa 350 anwesenden Kolleginnen und Kollegen eine Resolution
(siehe Kasten), in der die Inhaber derWestberliner Architektur- und Ingenieurbüros und ihre Verbände aufgefordert werden, mit der IG BSE in Tarif-
verhandlungen zu treten.
Von den 26 Mitionen Arbeitnehmern in
West-Berlin und der Bundesrepublik ar-
beiten 99% unter tariflich gesicherten Ar-
beitsbedingungen. Zu den wenigen, die
keinem Tarifbereich angehören, zählen
die Angestellten in Ingenieurbüros und
die Mehrzahl der Beschäftigten in den
Architekturbüros, denn für einen sehr
kleinen Bereich von Architekturbüros hat
die IG Bau-Steine-Erden (BSE) bereits
einen Tarifvertrag abgeschlossen. Die
Forderung nach Tarifverträgen für diesen
Beschäftigungsbereich bedeutet somit
die Änderung eines anormalen Zustandes
in den Normalzustand.
Es sind erklärbare Gründe, die es mit ver-
hindert haben, daß wir, die abhängig Be-
schäftigten in den Architektur- und Inge-
nieurbüros, es bis heute nicht geschafft
haben, unsere Arbeitsbedingungen kollek-
tiv in Tarifverträgen zu regeln. Zu diesen
Gründen gehören: Der Tatbestand, daß
die Planungsaufgaben der Vergangenheit
überwiegend in Kleinbüros bearbeitet wur -
den, in denen eine familiäre Atmosphäre
vorherrschte. Die enge Zusammenarbeit
mit den Büroinhabern verwischte den
Unterschied zwischen Unternehmer und
abhängig Beschäftigten. Das erleichterte
die Identifizierung mit der geleisteten Ar-
beit,und die Frage nach dem Lohn für
diese Arbeit stand hinter der Möglichkeit,
kreativ tätig zu sein, zurück. Außerdem
schien es nicht unrealistisch, das Ange-
stelltendasein als den Übergang zum frei-
schaffenden und selbständigen Planen
anzusehen. Der wesentliche Grund aber,
warum wir einen eigenen Tarifvertrag
nicht so unmittelbar vermißt haben, war
die Leitfunktion des Tarifvertrages für
die Angestellten im Bauhauptgewerbe, die
besonders in den Ingenieurbüros solange
das Niveau der materiellen Bedingungen
bestimmte, als die Nachfrage nach Ar-
beitskräften größer war als das Angebot.
Diese Leitfunktion bestand darin, daß
viele Bautechniker, aber auch Architekten,
in den Büros genausogut in den Techni-
schen Büros der Baufirmen Arbeit gefun-
den hätten, ja sogar ein Konkurrieren zwi-
schen Baufirmen und Planungsbüros um
die Arbeitskräfte stattfand. Dabei waren
die Firmen im Vorteil, weil sie in dem
Ruf standen, sichere Arbeitsplätze zu
bieten und weil die Arbeitsbedingungen
dort in Tarifverträgen abgesichert waren.
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So mußten die sogenannten freien Büros
meist höhere Gehälter bieten, um über-
haupt die benötigte Anzahl von Fach-
kräften zu bekommen. Die augenblick-
liche Baukrise hat zu einem Überangebot
an Arbeitskräften geführt, und der Tarif-
vertrag des Bauhauptgewerbes (BHG) hat
seine Leitfunktion für unseren Bereich
verloren.
Seit nunmehr über zwei Jahren machen
wir, die Angestellten in Architektur- und
Ingenieurbüros die Erfahrung, daß unsere
Chefs die im BHG ausgehandelten Lohn-
erhöhungen nicht mehr in voller Höhe
übernehmen. Unsere Gehälter stagnieren.
Trotz gestiegener beruflicher Qualifika-
tion rücken z.B. Berufsanfänger nicht
mehr in höhere Gehaltsgruppen auf, wie
es im BHG tarifvertraglich abgesichert ist.
Urlaubsregelungen, die dem Rahmentarif-
vertrag (RTV) des BHG entsprechen,
werden aufgekündigt, weil die BSE für
dieses und die kommenden Jahre erheb-
liche Urlaubsverbesserungen durchgesetzt
hat. Zwar läßt sich in Einzelfragen ein
Rechtsanspruch auf die Beibehaltung aus
dem Tarifvertrag des BHG ableiten, weil
sie durch jahrelange Ausübung zu einer
Art Gewohnheitsrecht geworden ist, aber
die Realisierung des Anspruchs bedeutet
aufwendige Rechtsstreits vor den Arbeits-
gerichten, wobei der Ausgang unsicher ist.
Diese wenigen Beispiele aus einer sicher-
lich sehr viel größeren Zahl persönlicher
Erfahrungen zeigen deutlich, daß der RTV
des BHG für unseren Bereich seine Leit-
funktion verloren hat. Außerdem hat sich
durch die Baukrise die Möglichkeit der
Selbstverwirklichung im Beruf für die
meisten als Illusion herausgestellt und
einem nüchternen Arbeitnehmerbewußt-
sein Platz gemacht. Immer mehr Ange-
stellte in unserem Bereich gelangen jetzt
zu der Einsicht, daß sie eigene Tarifver-
träge brauchen. Die Konsequenz ist der
Zusammenschluß in einer Gewerkschaft
als Interessenvertretung aller Arbeitneh-
mer eines Wirtschaftsbereiches. Nur in
dieser Organisation ist der einzelne Ar-
beitnehmer in der Lage, einheitliche Ar-
beitsbedingungen in Form von Tarifver-
trägen durchzusetzen.
Bereits 1969 hat der Gewerkschafts-
tag der BSE beschlossen, für den Bereich
der Architektur- und Ingenieurbüros Ta-
rifverträge anzustreben. Die BSE hat den er-
sten Tarifvertrag für Angestellte in Architek:
turbüros überhaupt abgeschlossen. Die direk:
te Bedeutung dieses Vertrages für uns in
Berlin ist gering, weil der abschließende
Arbeitgeberverband hier wenig Mitglieder
hat. Von Bedeutung für uns ist die Tat-
sache, daß — entgegen den Behauptungen
der Unternehmer — sich unsere Arbeits-
bedingungen in Form von Tarifverträgen
sehr gut festschreiben lassen. Der wir-
kungsvollste Schritt der IG BSE auf einen
Tarifvertrag hin ist die Fähigkeit,Archi-
tekten, Zeichner, Ingenieure, Sekretärin-
nen, kaufmännische Angestellte und Bau-
leiter aus den Büros als Mitglieder zu gewin-
nen und zu organisieren. In wenigen Jah-
ren sind es in Berlin mehrere Hundert ge-
worden.
Seit Bestehen der Fachgruppe arbeiten
Kollegen aus den Büros aktiv in der TV-
Kommission, die heute den Entwurf eines
TV vorlegen kann, der Ausgangspunkt für
kommende TV-Verhandlungen sein wird.
Darin sollen unter anderem folgende Be-
dingungen geregelt werden:







Es müssen Regelungen gefunden werden,
die den Abschluß von Zeitverträgen er-
schweren und die Probleme von Leihar-
beitskräften regeln.
Die IG BSE ist die Organisation, die
von ihren Mitgliedern, d.h. von uns, beauf
tragt werden kann, diese Tarifverhandlun-
gen einzuleiten und Verträge abzuschlies-
sen. Nur durch eine breite gewerkschaft-
liche Organisierung werden unsere Interes-
sen wirkungsvoll vertreten. Und die Ge-
werkschaft ist umso wirkungsvoller, je
mehr sie durch Beitritte und aktive Mit-
arbeit gestärkt wird. Die sich verschlech-
ternden Arbeitsbedingungen verlangen,
die Forderung nach Tarifverträgen jetzt
zu stellen. Auch die Stärke und der Mit-
gliederzuwachs unserer Fachgruppe recht-
fertigen die Wahl des jetzigen Zeitpunkts.
Dennoch ist natürlich die weitere Stärkung
der Fachgruppe nötig. Wir sind aber auch
zuversichtlich, daß viele Kollegen zur Ge-
werkschaft finden werden, wenn der
Kampf um Tarife zunimmt. Sie werden
‚GBSE-Angestellte
erkennen, daß es eine Auseinandersetzung
ist, in der es um ihre Belange geht. Sie
werden durch ihren Beitritt die Seite stär-
ken, die allein wirksam ihre Interessen
vertreten kann. Deshalb ist diese Veran-
staltung der richtige Ort und der richtige
Zeitpunkt, an dem öffentlich bekanntge-
geben wird:
Wir, die Angestellten in Architektur- und
Ingenieurbüros fordern Tarifverträge!
Diese Forderung nach Tarifverträgen ist
gerichtet an die Büroinhaber, von denen
wir angestellt worden sind, für die wir ar-
beiten, an die Arbeitgeber unseres Be-
schäftigungsbereichs. Bis zum heutigen
Tage konnten sie sich hinter dem Argu-
ment verstecken, wir hätten den Wunsch
nach Tarifverträgen noch nicht konkret
an sie herangetragen. Nachdem sich der
Berliner BSE-Vorstand mit dem Angebot,
RESOLUTION
der öffentlichen Veranstaltung der Fach-|
gruppe der Angestellten in Architektur-
und Ingenieurbüros in der IG Bau-Steine-
Erden am 25. November 1975
„Angestellte in Architektur- und Inge-
nieurbüros fordern Tarifverträge”
Im Zuge der Baukrise hat die Zahl der
Beschäftigten im Baugewerbe in den
letzten drei Jahren um über 300 000
abgenommen.
Kündigungen, Massenentlassungen,
Betriebspleiten sind seit Jahren an der
Tagesordnung.
Die Inhaber von Ingenieur- und Archi
tekturbüros nutzen ihre heutige Position
der Stärke rigoros zum Abbau des sozia-
len Besitzstandes der Angestellten aus.
So ist es kein Zufall, daß sich das
Klima in den Büros verschlechtert. In
dieser Situation beginnen die Angestell-
ten, sich stärker als bisher gewerkschaft-
lich zu organisieren, um ihre Rechte
durchzusetzen.
So ist es auch nicht verwunderlich,
daß die Bundesregierung bei der öffent-
lichen Diskussion über die Änderung der
Gebührenordnungen den Bereich der
Architektur- und Ingenieurbüros als
„sozialpolitisch gefährdet‘ bezeichnet
hat, weil es dort keine tarifvertraglich
abgesicherten Mindestarbeitsbedinqgun-
gen gibt.
Die hier versammelten Angestellten
aus Architektur- und Ingenieurbüros
fordern daher die Büroinhaber auf, sich
unserer Forderung nach einem Tarif-
vertrag zu stellen und das Angebot der
IG Bau-Steine-Erden vom 13.11.74
anzunehmen und unverzüglich in Tarif-
verhandlunagen einzutreten!
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in Tarifverhandlungen einzutreten, an
die Interessenverbände gewandt hat und
nach dieser Veranstaltung, zieht dieses
Argument nicht mehr. Wenn die Unter-
nehmer dieses Angebot nicht annehmen,
werden sie weder bei den Angestellten
noch in der Öffentlichkeit Verständnis
finden. Niemand kann in unserer Forde-
rung nach einem Tarifvertrag etwas Un-
billiges sehen. Wir wollen nur das, was
für 99% aller Arbeitnehmer längst Realität
ist. Trotzdem müssen wir wissen, daß die
Unternehmer ihre heutige starke Position
nicht freiwillig aufgeben werden. Ihre
Bereitschaft zum Verhandeln ist direkt
abhängig von der gewerkschaftlichen
Drganisierung der Angestellten sowie der
Stärke und Geschlossenheit, mit der sie
ihre Forderung vertreten. Durch die
Aktivitäten der Berliner Fachgruppe sind
wir in der gewerkschaftlichen Organisie-
rung hier auch am weitesten. Deshalb
fordern wir hier in Berlin auch zuerst
einen regionalen Tarifvertrag.
Hier und jetzt fordern wir Tarifverträge
damit Schluß ist mit der Diskussion,
ob die Woche 40 Stunden hat oder
mehr
damit Schluß ist mit den Lohndiktaten,
die ohne Verhandlung von jedem Klein-
unternehmer willkürlich festgelegt
werden können
damit Schluß ist mit unbezahlten Über-
stunden
damit Schluß ist mit dem Vorenthalten
von Urlaubstagen
damit Schluß ist mit dem Verlust er-
heblicher Teile des sozialen Besitzstan-
des bei Arbeitsplatzwechsel.
Wir wollen Tarifverträge, damit in Zu-
kunft unsere Forderungen ernst genom-
men werden, weil wir die Möglichkeit
naben, ihnen mit den Mitteln des legalen
Arbeitskampfes den nötigen Nachdruck
zu verleihen. Wir fordern den Abschluß
gines Rahmen- und Gehaltstarifvertrages,
damit Schluß gemacht wird mit einem
anachronistischen Kapitel in der Arbeits-
welt, dem tariflosen Zustand in Architek-
tur- und Ingenieurbüros!
Jürgen Jöns
Mitglied des Hauptvorstandes der IG Bau-Steine-Erden, Abteilung Angestellte
Dem ehemaligen Vorsitzenden des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, Willi Richter, wurde
eine Anekdote angehängt, die in unser Thema
paßt. Willi Richter hatte sich mit sehr viel Ener-
gie und der Gewerkschaftsarbeit und der Sozial-
arbeit in den Entwicklungsländern eingesetzt,
besonders in Afrika und Südamerika. In Afrika
— SO wird erzählt — soll er gefragt worden sein,
wie man eine Gewerkschaftsarbeit beginnen
könne. Die Antwort: Am besten gründet Ihr
arst einmal einen Arbeitgeberverband und
dann schließt Ihr mit ihm. Tarifverträge ab.
Dann läuft alles von selbst.
So einfach können wir uns die Lösung des
Problems nicht machen, weil so gewerkschaft-
liche Prinzipien auf den Kopf gestellt werden.
Die Gewerkschaft ist die Interessenvertretung
von Arbeitnehmern, Sie wird für ihre Handlun-
gen durch Mitglieder legitimiert. Sie spricht im
Namen der Mitglieder. Erst später — in der
Folgewirkung — haben die gewerkschaftlichen
Handlungen auch Folgen für Nichtmitglieder.
Die Interessen der Mitglieder haben wir — so
steht es in der Satzung — gegenüber Jedermann
zu vertreten, Der Hauptadressat ist zu diesem
Zweck, wenn es um die Regelung der Arbeits-
bedingungen geht, zunächst einmal der Arbeit-
geber unseres Mitgliedes, denn zwischen diesen
beiden Kontrahenten bestehen Rechtsbezie-
hungen. Wir müssen uns also an jeden einzel-
nen Arbeitgeber halten.
Arbeitgeberverbände sind als Abwehrblock
gegenüber gewerkschaftlichen Bestrebungen
entstanden. Der Verband ist von der Arbeit-
geberseite als Solidargemeinschaft gedacht, um
den einzelnen Arbeitgeber vor dem Zugriff der
Gewerkschaft zu schützen. Der Einzelne soll
nicht allein dem Druck der Gewerkschaft aus-
geliefert werden. Wo.kein Gewerkschaftsblock
besteht, gibt es auch keine Solidargemeinschaft
der Arbeitgeber.
Wenn es keinen Arbeitgeberverband (außer
der VFA) für Architekten und Ingenieure gibt,
dann liegt das zwangsläufig an der nicht vorhan-
denen Notwendigkeit für den einzelnen Arbeit-
geber, sich vor dem Druck der Gewerkschaft in
einen Verband zu flüchten. Wenn wir also das
Nichtvorhandensein eines Tarifpartners bekla-
gen, dann gehen wir damit unsere mangelnde
Aktivität oder die Erfolglosigkeit der Aktivität
in den Betrieben zu. Diese Zusammenhänge
sind uns von jenen Kolleginnen und Kollegen
aus Berlin vorgetragen worden, die den Ab-
schluß eines Tarifvertrages mit der VFA für zu
verfrüht gehalten haben. Sie haben in Berlin
daraus die Schlußfolgerung gezogen und die
Organisation der Angestellten vorangetrieben.
Jetzt ist die Zeit zum Handeln reif. Wir werden
die Unternehmer so lange verfolgen, bis sie
zum Abschluß eines Tarifvertrages bereit sind.
Die Bereitschaft der VFA zum Abschluß
eines Tarifvertrages mit uns war nicht auf den
Druck der Mitglieder in Büros von Ingenieuren
und Architekten zurückzuführen. Da Organisa-
tionen in der Regel ihre Taktik vor der Öffent-
lichkeit nicht bis ins Letzte preisgeben, sind
wir — was die Haltung der VFA anbelangt —
auf Vermutungen angewiesen. Warum hat die
VFA mit uns überhaupt verhandelt?
1. Unsere ständigen Hinweise auf das an An-
gestellten in Architekturbüros durch den
Mangel an Tarifverträgen begangene Un-
recht sind von der VFA aufgegriffen wor-
den. — Ich will das einmal als positive
Haltung unterstellen. —
Die VFA wollte sich als für Tarifverträge
zuständiger Arbeitgeberverband profilieren.
Die VFA wollte für eine neue Gebührenord-
nung eine Vorleistung bringen. Der Tarifver-
trag sollte und soll als Ausweis für die tatsäch-
lichen, weil rechtlich abgesicherte, Personal-
kosten gelten. Gerade wegen dieser Vorlei-
stung hat die VFA ‚aus dem Kreis der anderen
Architekten Vorwürfe erhalten.
Schließlich lag der Anfang der Tarifgespräche
in einer Zeit, in der der Arbeitsmarkt aus un-
serer Sicht noch in Ordnung war. Die VFA-
Arbeitgeber wollten durch das Angebot eines
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Tarifvertrages ihre qualifizierten Arbeitneh-
mer bei der Stange halten.
Wir sind in das Tarifgeschäft eingestiegen aus
folgenden Gründen:
1. Nachdem wir jahrelang die Arbeitgeber ange-
prangert hatten, sie hätten sich Tarifverhand-
lungen immer entzogen, durften wir ein Ver-
handlungsangebot nicht ausschlagen, nur
weil uns der Verband zu klein erschien.
Die Erfahrung hat erwiesen, daß die poten-
ziellen Mitglieder nur dann mobilisiert wer-
den können, wenn die Gewerkschaft ihre Zu-
ständigkeit an Beweisen demonstriert. Ein
solcher Beweis ist der Absthluß eines Tarif-
vertrages. Tatsächlich hat der Abschluß der
Tarifverträge und alles was darum herum
sich abgespielt hat, viel Interesse ausgelöst,
Ein Risiko sind wir mit dem Abschluß der
VFA-Verträge nicht eingegangen, weil ihr
materieller Inhalt in der Gewichtung den
Bau-Verträgen n etwa gleich ist.
Die Profilierung der VFA ist von anderen
Verbänden nicht mit Begeisterung aufgenom-
men worden. Das hat Überlegungen in diesen
Verbänden ausgelöst.
Ich habe den Eindruck, daß auf der Seite der
Arbeitgeber die Bereitschaft zum Abschluß der
Tarifverträge wächst, Sie wächst uns aber zu
langsam. Die Verbände wollen dabei das In-
krafttreten einer neuen Gebührenordnung ab-
warten. Ob nach dem Inkrafttreten der Gebüh-
renordnung die Bereitschaft noch vorhanden
ist, das steht in den Sternen. Die Zahl der in
VFA-Büros Beschäftigten ist begrenzt. Außer-
dem sind die Büros in der Regel sehr klein. Ge:
messen an dem tatsächlichen Geltungsbereich
des Tarifvertrages, ist das Interesse der Außen-
seiter sehr groß. Daraus muß man den Schluß
ziehen, daß die „Richtlinienwirkung” des Bau-
Vertrages teilweise an den VFA-Vertrag über-
gegangen ist. Wir können darüber hicht.glück-
lich sein. Denn so tun die Außenseiter so, als
sei für sie alles in Ordnung. Aber selbst wenn
sie die Verträge freiwillig anwenden, rechts-
verpflichtenden Charakter haben sie nicht.
Wegen dieser „‚Richtlinienfunktion” —
der Begriff stammt nicht von mir, sondern von
der VFA — wirken die anderen Architekten-
und Ingenieurverbände auf die VFA ein, ob-
wohl sie andererseits ihre Tarifzuständigkeit
ablehnen. Das ist meines Erachtens ein unzu-
lässiges Doppelspiel. Deshalb müssen diese
Verbände Farbe bekennen. Hinzu kommt noch,
daß die Büros außerhalb der VFA im Durch-
schnitt größer sind — vor allem auch im Inge-
nieurbereich — und froh sind, wenn sie jeman-
den vorschieben können, der nicht ganz so
leistungsfähig ist. Wenn diese Verbände nach
dem Tarifvertragsgesetz nicht selbst handeln
können, müssen sie auf ihre Mitglieder einwir-
ken, sich gegebenenfalls in einem übergreifenden
Verband zu Verhandlungen zu stellen.
Unser Verlangen ist legitim!
Wir wollen nicht mehr und nicht weniger als
die Ausfüllung der Tarifautonomie. Wir wollen
nicht mehr als das Recht, das jedem Arbeiter,
jedem Angestellten und jedem Beamten bis
hin zum Staatssekretär zugestanden wird, näm-
lich unter rechtlich geordneten Arbeitsbedin-
gungen zu arbeiten.
Die Arbeitgeber wollen für ihre Leistung eine
Gebührenordnung. Der Staat soll damit ihre
Einkünfte sichern. Wenn schon jeder freischaf-
fende Architekt Sicherheit über die Höhe seiner
Einkünfte haben soll, dann müssen vielmehr auch
die Angestellten diese Sicherheit haben, näm-
lich durch einen Tarifvertrag — das ist nämlich
ihre Gebührenordnung. Die freischaffenden
Architekten tun immer so, als sei die Architek-
tur und ihre Gestaltung etwas so Besonderes,
daß man diese schöpferische Arbeit nicht mit
den Maßstäben eines ordinären Arbeitsverhält-
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nisses messen dürfe. Nun gut, wenn ein Frei-
schaffender über den Wolken schwebend Idea-
len nachjagt und möglicherweise im Dienste
der Kunst, der Kultur, des Umweltschutzes —
und was sonst noch — am Ende verhungert,
dann ist das sein Bier.
Wer aber andere in abhängiger Arbeit für sei-
nen Namen und seinen Gewinn arbeiten läßt,
der muß auch die Spielregeln einhalten. Und wer
diese Verpflichtung nicht einhalten kann, dem
steht frei, wie die 26 Millionen andere Arbeit-
nehmer in unserem Lande, sich für Geld in ab-
hängiger Arbeit zu verdingen. Angesichts mehre-
rer Tausend Arbeitsloser in der Branche kommt
der tariflose Zustand für Architektur- und
Ingenieurbüros einer modernen Form der Skla-
verei nahe, weil kaum noch jemand gegen Un-
recht auftreten kann. Ich hoffe nur, daß es nun
auch die bisher Unorganisierten merken, wie
sie von ihren Arbeitgebern abhängig sind.
Leider haben allzuviele unserer Kolleginnen
und Kollegen erfahren müssen, wie schnell
man seinen vermeintlich sicheren Arbeitsplatz
verliert. Da war nichts mehr von den frommen
Sprüchen, daß man doch im Grunde genom-
men eine Familie sei, im gleichen Boot sitze.
Inzwischen sind die einzelnen Boote davon-
gefahren — ohne unsere Kollegen.
Alle diese Überlegungen zusammengenom-
men erfordern einen Anfang, nämlich den Ab-
schluß eines Tarifvertrages, Ich bin der Meinung
daß dieser Abschluß in Berlin mit allen Mitteln
durchgesetzt werden muß. Der Hauptvorstand
und ich persönlich werden diese Aktion unter-
stützen.
KLEINE BÜROS: zur Situation
Im folgenden gehe ich auf die Situation
in den kleinen Architektur- und Ingenieur-
büros ein, weil ein großer Teil der Ange-
stellten in unserem Bereich in kleinen Be-
trieben arbeitet. Deshalb ist es wichtig
für die Durchsetzung eines Tarifvertrages,
auch die Kollegen in den kleinen Büros
zu aktivieren. Gerade für sie ist der Ta-
rifvertrag notwendig und entgegen den
Argumenten der Unternehmer auch mög-
lich.
Was sind kleine Betriebe?
Das sind solche Büros, die bis zu 20 Be-
schäftigte haben. Sie können nach dem
Betriebsverfassungsgesetz keinen Betriebs-
rat, wohl aber einen Obmann als Interes-
senvertreter gegenüber dem Unternehmer
wählen. Bei diesen kleinen Büros, beson-
ders bei den Architekturbüros, kann man
verschiedene Arten, bedingt durch ihre
Entstehung und die Absicherung ihrer
weiteren Existenz, unterschieden. Diese
Betrachtung ist für uns deshalb wichtig,
weil es dementsprechend auch unterschied
liche Bewußtseinsformen der Angestellten
in diesen Büros gibt.
Da sind zunächst einmal diejenigen,
denen über die Beteiligung an einem
Wettbewerb der Sprung zur Selbständig-
keit gelungen ist. Sie sind meist eine Grup-
pe gleichberechtigter Partner, die aber
schon dann in Schwierigkeiten kommen
mit ihren Vorstellungen über partner-
schaftliche, gleichberechtigte Zusammen-
arbeit, wenn der gewonnene Wettbewerb
realisiert werden soll. Dann müssen sie
Leute einstellen, weil sie für das Projekt
Zu wenige sind, oder auch weil es ihnen
an Erfahrung in der Werksplanung und
Baudurchführung fehlt. Die Neuen sind
dann natürlich nicht Partner, sondern
werden als Angestellte oder freie Mitar-
beiter eingestellt.
So wird man vom Partner zum Unter-
nehmer, und so entstehen auch die ku-
riosen Situationen, nämlich daß es Büros
gibt, die mehr Chefs als Angestellte haben.
Diese Büros haben im allgemeinen keine
große Perspektive, da ihnen nach Ab-
wicklung des gewonnenen Projekts die
Anschlußaufträge fehlen. Und bevor die-
se kleinen Unternehmer ihre Selbstän-
digkeit aufgeben, lassen sie sich von den
großen Büros zu freien Mitarbeitern
machen, oder in die Rolle von Subunter-
nehmern zwingen. Damit sind sie dann
nicht mehr richtig selbständig, aber auch
keine „kleinen Angestellten”, sondern
ein Mittelding und natürlich meistens
schlechter gestellt als normale Angestell-
te. Sie arbeiten unter großem Termin-
druck, haben keine Sozialversicherung,
keine Arbeitslosenversicherung, keinen
Urlaub und keinen Kündigungsschutz.
Nun zu den kleinen Büros, die von
Einzelunternehmern betrieben werden.
Das ist die verbreitetste Form der kleinen
Betriebe und auch die übliche Organisa-
tionsform der Ingenieurbüros. In diesen
kleinen Büros herrscht meist eine famili-
äre Atmosphäre und ein freundlicher
Umgangston. Ein relativ breites Tätig-
keitsfeld — im Gegensatz zu den großen
Büros, wo die Arbeit bereits weiter ge-
teilt ist — bietet mehr Möglichkeiten zur
Identifizierung mit der eigenen Tätigkeit
und mit dem Chef. Das Unternehmerin-
teresse, mit kleinem Einsatz möglichst
viel Profit machen zu wollen, wird ver-
deckt durch das sogenannte Bürointeresse,
dem sich die Angestellten in ihrem eige-
nen Interesse, nämlich Erhaltung ihres
Arbeitsplatzes, unterzuordnen haben.
Das bedeutet für sie höhere Arbeitsinten-
sität, Bereitschaft, Überstunden zu lei-
sten und in extremen Fällen auf Lohn-
forderungen zu verzichten. Aber dafür
sind sie ja auch etwas besonderes, sie
dürfen kreativ tätig sein und relativ selb-
ständig arbeiten. Und angeblich läßt sich
dann auch diese Tätigkeit nicht in das
Schema eines Tarifvertrages zwingen —
wo bleibt da die künstlerische Freiheit!
So wird der objektive Tatbestand der
Lohnabhängigkeit verschleiert und führt
bei den Kollegen zu ständischem und
Jöns; Kleine Büros
gewerkschaftsfeindlichem Bewußtsein.
So wird mühsam eine Ideologie aufrecht
erhalten, die die Angestellten daran hin-
dern sall, zu erkennen, was sie wirklich
sind, nämlich Lohnarbeiter, die von nichts
anderem leben als vom Verkauf ihrer Ar-
beitskraft.
Dabei sind es die Unternehmer selber,
die in letzter Zeit verstärkt Methoden
einführen, die dazu beitragen, die Grund-
\agen dieser Ideologie zu zerstören:
Viele Unternehmer schließen nur noch
Zeit- oder Projektverträge ab, d.h. die
Kollegen stimmen bereits bei der Einstel-
lung ihrer eigenen Entlassung zu. ;
Stundenzettel mit dem genauen Nachweis
der geleisteten Tätigkeit müssen geführt
werden. Es gibt Büros, in denen für 4 bis
8 Angestellte Stechuhren installiert wur-
den. Die Stechuhr — der Inbegriff von
Fabrikarbeit und Proletariat — wo bleibt
da die vertrauensvolle Atmosphäre?
Allerdings trat eine erhebliche Zahl von
unbezahlten Überstunden zutage, die
vorher ohne Stechuhr sozusagen unbe-
merkt von den Kollegen geleistet wor-
den waren — wegen der Mitverantwortung
und des schlechten Gewissens. Und
schließlich haben gerade die Inhaber klei-
ner und kleinster Büros, die in der VfA
organisiert sind, mit der IG Bau-Steine-
Erden einen Tarifvertrag abgeschlossen,
mit einer Gewerkschaft, in der hauptsäch-
lich Arbeiter organisiert sind. Damit haben
sie die Grundlagen ihrer eigenen Ideologie
am stärksten in Frage gestellt und endlich
zugegeben, daß sie eben auch nur Unter-
nehmer sind.
Wir haben die scheinbar vorhandenen
Vorteile in diesen Betrieben mit der Aus-
wertung der Fragebogen speziell der klei-
nen Büros verglichen. Über die Fragebogen-
aktion vom Mai dieses Jahres haben wir
im 2. Informationsblatt berichtet. Bei
dieser Auswertung haben wir festgestellt,
daß die Desorganisation der Kollegen in
den kleinen Büros, sowie unterschiedliche
Organisation der Unternehmer in einer
Vielzahl von Interessenverbänden, zu. er-
heblichen Unterschieden in den Regelun-
gen der Arbeitsbedingungen geführt hat,
daß es oft an grundsätzlichen Regelungen
fehlt oder diese nur individuell ausgehan-
delt werden.
Im folgenden gehe ich auf die einzel-
nen Punkte des Fragebogens ein, der sich
in den Fragen nach den Arbeitsbedingun-
gen an unserem Tarifvertragsentwurf orien-
tiert. Stichtag für die Beantwortung der
Fragen war der 1.5.75. Die Grundlage
folgender Aussagen ist die Auswertung
von 22 Fragebogen aus ausgewählten Bü-
ros mit weniger als 20 Beschäftigten.
Die Inhaber dieser Büros sind meist Ein-
zelunternehmer, oft mehrere Partner,
was auf die Entstehungsgeschichte der
Büros zurückgeht, wie ich bereits ausge-
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führt habe. Die untersuchten Büros sind
überwiegend Architekturbüros, Inge-
nieurbüros sind weniger vertreten. Die
Anzahl der Beschäftigten in diesen Büros
betrug im Mai knapp 200, davon sind
rund 10% befristet angestellt, weitere
10% sind sogenannte freie Mitarbeiter.
Die Tendenz dahin, überwiegend nur
noch Zeit- oder Projektverträge abzu -
schließen, hat sich erst in letzter Zeit
stärker abgezeichnet, sie ist aus der Aus-
wertung der Fragebogen noch nicht er-
kennbar. Besonders typisch für die klei-
nen Büros ist das weitgehende Fehlen
organisierter Interessenvertretung. Nur
ein ganz kleiner Teil der befragten Büros
hat einen Obmann, während etwa 1/5
der Büros weniger als 5 Angestellte hat,
d.h. daß die Beschäftigten auch keinen
Obmann wählen können. Auch die Orga-
nisierung der Kollegen in der BSE oder
anderen Gewerkschaften ist sehr gering.
Das bestätigt die Behauptung über die
überwiegende Bewußtseinslage der Kol-
egen.
Bei der Auswertung der Fragen nach
den Arbeitsbedingungen ergibt sich fol-
gendes Bild:
Nur die Hälfte der Beschäftigten hat
einen schriftlichen Anstellungsvertrag.
In einigen Fällen beträgt die Probezeit
ein halbes Jahr. In etwa einem Viertel der
Büros kam es vor, daß die Probezeit ver-
ängert wurde, was ungesetzlich ist und
einem befristeten Anstellungsverhältnis
gleich kommt. Während der Probezeit
gibt es Kündigungsfristen von nur einer
Woche. Selbst bei Festangestellten gibt es
Kündigungsfristen von nur vier Wochen
zum Quartal. Eine tägliche Arbeitszeit
von 8,5 Stunden bei 42,5 Std. in der
Woche gibt es noch für etwa 1/10 der Be-
schäftigten in den kleinen Büros. Über-
stunden gibt es in jedem Büro. Sie werden
meistens auf Anordnung, oft auch nach
eigenem Ermessen geleistet. Aber Regelun-
gen darüber, wann und zu welchen Be-
dingungen Überstunden geleistet werden,
gibt.es nur in etwa der Hälfte der Büros.
In einem Zehntel der Büros gibt es keine
Arbeitsbefreiung für notwendige Arzt-
oder Amtsbesuche. Bei besonderen An-
jässen, wie z.B. Hochzeit, Wohnungs-
wechsel, Tod eines Angehörigen usw.,
wird nur in 1/4 der Büros Arbeitsbefrei-
ung gemäß dem Tarifvertrag des Bau-
hauptgewerbes gewährt, in den übrigen
Büros herrschen weitaus schlechtere Be-
dingungen oder individuelle Vereinbarun-
gen. Die Urlaubsregelungen sehen so aus,
daß etwa die Hälfte der Beschäftigten
weniger Urlaub bekommt, als ihr nach
dem Tarifvertrag des Bauhauptgewerbes
zustehen würde. Urlaubsgeld gibt es nur
in knapp 1/5 der Büros in einer Höhe von
26 DM pro Tag bis zu einem Monatsge-
halt. Bildungsurlaub gibt es auch nur in
1/6 der Büros, dabei wird er in einem
Büro als Betriebsausflug verwendet. Ein
13. Monatsgehalt wird in 40% der Büros
gezahlt. Sondervergütungen gibt es eben-
falls in 40% der Büros, jedoch meistens
nicht für alle Beschäftigten im Büro. Der
Vergleich der Gehälter in den 22 Büros
ergibt keine repräsentativen Durchschnitts-
gehälter, für die einzelnen Tätigkeitsbe-
reiche läßt sich aber eindeutig feststellen,
daß sie durchschnittlich alle unter den
vergleichbaren Tarifgehältern des Bau-
hauptgewerbes liegen. Außerdem läßt sich
sagen, daß Frauen in gleichen Tätigkeits-
bereichen grundsätzlich weniger verdie-
nen als Männer. Die größte Differenz lag
bei gleicher Qualifikation und gleicher
Berufserfahrung bei 400 DM im Monat.
Welche Forderungen können wir aus
diesem Vergleich der Arbeitsbedingungen
in kleinen Architektur- und Ingenieur-
büros für die Durchsetzung eines Tarif-
vertrages ziehen? Aus den erfolgten Aus-
führungen wird klar, daß noch nicht all-
gemein das Bewußtsein des objektiv be-
stehenden Lohnarbeiterverhältnisses be-
steht, sondern die Identifizierung mit
dem traditionellen Architektenbild gera-
de in den kleinen Büros noch weit ver-
breitet ist. Aber vor dem Hintergrund
der augenblicklichen Wirtschaftskrise
demontieren die Unternehmer selbst das
ständische Bewußtsein der Angestellten
und zerstören das familiäre Klima in den
Büros, indem sie einerseits in zunehmen-
dem Maße dazu übergehen, die als Leit-
faden geltenden Bedingungen des Tarif-
vertrages des Bauhauptgewerbes zu unter-
schreiten, andererseits die Arbeitsinten-
sität erhöhen und teilweise scharfe Kon-
trollmechanismen einführen. Trotzdem
ist es den Unternehmern in kleinen Büros
aufgrund der besonderen Bedingungen
immer noch eher als in den großen Büros
möglich, die Arbeitsbedingungen in der
Krise in ihrem Sinne gegen die Interessen
der Angestellten zu verändern. Die Ursa-
chen dafür liegen hauptsächlich darin,
daß die Kollegen in vielen kleinen Büros
zersplittert sind und oft nicht wissen, was
in anderen Büros vorgeht, eben weil sie
nicht organisiert sind und weil sie keine
betriebliche Interessenvertretung haben,
die ihre Rechte wahrnimmt.
Der regionale Tarifvertrag für unseren
Bereich hat die Funktion, Mindestbedin-
gungen für die Angestellten abzusichern
und spiegelt das Kräfteverhättnis zwischen
Angestellten und Unternehmern wieder.
Deshalb ist zur Durchsetzung von mög-
lichst guten Bedingungen ein kollektives
Vorgehen der Angestellten in Architektur-
und Ingenieurbüros erforderlich. Eine
wesentliche Voraussetzung dazu ist. eine
starke gewekschaftliche Organisierung
der Kollegen in den kleinen Büros, um
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Analysen zum Planen und Bauen
Kurztext:
„Sind unsere Städte noch regierbar? “
Dieses und ähnliche Schlagwörter be-
herrschen die Diskussion über die Pro-
bleme der modernen Stadt — ohne je-
doch zur Klärung der Grundlagen und
Bedingungen der Stadtentwicklung bei-
zutragen. Solange die ökonomischen
und politischen Voraussetzungen der
Stadt in der Analyse ausgeklammert
bleiben, wird an den eigentlichen
Grundfragen vorbeigeredet.
Dieses Buch gibt Informationen und
Analysen zu Ökonomie und Politik der
Stadtentwicklung. Es ist ein Grundsatz-
werk mit Beiträgen u.a.
— zum historischen Verstädterungspro-
zeß in den Metropolen (USA, Paris)
zur Stadtentwicklung in unterent-
wickelten Ländern (Lateinamerika)
zu den Städten der sozialistischen
Länder
über die Ideologie der Städte (Kul-
turmythos)
über die Struktur der Städte (ökono-
misches System, Produktion, Kon-
sumtion)
zur Politik der Städte (gesellschaft-
liche Bewegung in den Städten)
Über den Autor:
Manuel Castells ist Dozent für Soziolo-
gie in Paris. Er war Mitarbeiter verschie
dener ausländischer Institute, u.a. bei
der UNESCO, in Montreal und am In-
stitut für Stadtentwicklung in Santiago
de Chile.
Aus dem Text:
„Es gibt keine rein theoretischen Mög-
lichkeiten, um Gegensätze zu lösen
(oder zu überwinden), die dem Problem
Stadt zugrunde liegen. Die Überwin-
dung kann nur aus der gesellschaftli-
chen Praxis kommen. Aber damit eine
solche Praxis richtig und nicht blind
wird, ist es notwendig, die angeschnit-
tenen Probleme theoretisch zu erklä-
ren, indem die Perspektive des histori-
schen Materialismus weiterentwickelt
und spezifiziert werden. Die gesell-
schaftlichen Bedingungen für das Auf-
tauchen solcher Neuformulierungen
sind äußerst komplex. Jedenfalls kann
man sicher sein, daß sie einen Ausgangs
punkt besitzen, der geschichtlich mit
der Arbeiterbewegung und ihrer Praxis
verbunden ist. Das schließt jeden ‚avant
gardistischen‘ Anspruch aus, wie ihn









Analysen zum Planen und Bauen
Horant Fassbinder
Berliner Arbeiterviertel 1800 —
1918
Mit einem Beitrag von Ingrid
Krau; 202 Seiten; DM 16,80
(Analysen zum Planen und
Bauen 2)
In diesem Buch wird anhand der
Entwicklung von Berlin darge-
stellt, welche Rolle das Verhält-
nis von Lohnarbeit und Kapital
für die Herausbildung der bau-
lich-räumlichen Struktur der
kapitalistischen Stadt spielt und
damit einen Teil der Lebensbe-






Materialien zur Entstehung und
Veränderung Hamburger Arbei-
terwohnungen und -siedlungen
von 1800 - 1967; 304 Seiten;
ca. DM 20,— (Analysen zum
Planen und Bauen 3)
Am Beispiel des Hamburger Mas-
senwohnungsbaus analysieren




zeigen, daß Wohnungsgröße und
-struktur, wohnungspolitische
Maßnahmen, Baugesetze und
-reformen abhängig sind vom
jeweiligen Stand der sozio-öko-
nomischen Verhältnisse.
Joachim Petsch (Hrsg.)
Architektur und Städtebau im
20. Jahrhundert, Band 1
— Kapitalistischer Städtebau;
— Architektur und Informations-
ästhetik; 296 Seiten, DM 18,
(Analysen zum Planen und
Bauen 4)
Dieter Läpple
Staat und allgemeine Pro-
duktionsbedingungen




Architektur und Städtebau im
20. Jahrhundert, Band 2
— Wohnungsbau; — Sozialisti-
scher Städtebau; 248 Seiten,
DM 18,-
(Analysen zum Planen und
Bauen 5)
Absicht der Beiträge in dem
2 Bände umfassenden Reader
zu „Architektur und Städte-
bau im 20. Jahrhundert” ist





ner Bauaufgaben und Themen-
komplexe zu ergänzen.
Frank Rinkleff
Theorien über die Grundrente
Grundeigentum und Grund-
rente im System der bürgerli-
chen Produktion (Mit einer Ein:




Gegen die Zerstörung der
ältesten Arbeitersiedlung im
Ruhrgebiet; 3. Auflage; 180
Seiten, DM 10,-
Projektgruppe Schalke
Wer macht Schalke kaputt ?
Untersuchungen in einer Arbei-
terstadt; 246 Seiten, DM 15,-
Manuel Castells
Kampf in den Städten
Gesellschaftliche Widersprüche
und politische Macht (mit einem
Vorwort von Helga Fassbinder)
128 Seiten; DM 12,- (Analysen
zum Planen und Bauen 6)
Anhand der konkreten Unter-
suchung von vier unterschied-
lichen Fällen ( — Kampf gegen
die Sanierung in Paris; — Bürger-
komitees in Montreal; — Um-
weltschutzbewegung in den USA
— Pobladores-Bewegung in Chile)






Die Umwelt-Krise des Kapita-
lismus; 160 Seiten, DM 10,-
ARCH + Sonderdruck I (Planerverzeichnis)
Hartmut Häußermann, Ergebnis einer Umfrage unter pri-
vaten Planungsbüros in der BRD und Westberlins
40 Seiten; DM 5,-
a.‘ 3
